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Vernehmlassung zum Indirekten Gegenvorschlag ,,Pflegeinitiative" - Bundesgesetz Gber
die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege

Sehr geehrte Damen und Herren

alliance F, der Bund Schweizerischer Frauenorganisationen, vertritt 150 Organisationen und
insgesamt mehrere Hundertausend Frauen in der Schweiz. Wir setzen uns aktiv fir eine Ver-
besserung der Berufstatigkeit der Frauen, der Gleichstellung von Frau und Mann und fur bes-
sere Rahmenbedingungen in der Erwerbstatigkeit ein. 80% der Beschaftigten in der Pflege
sind Frauen, die oftmals mit unbefriedigenden Arbeitsbedingungen konfrontiert sind. Wir
nehmen deshalb gerne im laufenden Vernehmlassungsverfahren zum Indirekten Gegenvor-
schlag zur ,Pflegeinitiative" Stellung und bedanken uns herzlich fir die Méglichkeit dazu.

alliance F unterstUtzt den vorliegenden Gegenvorschlag zur ,Pflegeintiative". Wir befGrwor-
ten die Absichten, Ausbildungsgange durch gezielte Investitionen durch Bund und Kantone
attrativer zu machen —diese missen jedoch verbindlich sein (vgl. Art. 7) und nicht bei hochs-
tens 50% angesetzt werden (vgl. Art. 7 Abs. 2 und 3). Dass Ausbildungsbeitrage nicht ver-
bindlich gemass Bedarfsplanung entrichtet werden sollen, sondern gemdss Vorleistungen
der einzelnen Kantone, birgt das Risiko, dass das Gesetz wirkungslos bleibt: Bleiben einzelne
Kantone untatig oder ergreifen zu wenig Massnahmen, wird die Héhe der angepeilten Bei-
trage nicht erreicht.

Dass die ungenigende rechtliche Anerkennung der Kompetenzen der Pflegefachpersonen
in den Sozialversicherungen aufgeriffen werden soll, begrissen wir ebenso wie die Tatsache,
dass die Forderungen der ,Pflegeinitiative" nach eigenverantwortlichen Bereichen und Be-
rufsbezeichnungsschutz zumindest teilweise Anerkennung finden. Im Zusammenhang da-
mit stehende, verfehlte Bezeichnungen missen im laufenden Verfahren angepasst werden,
wie etwa in Art. 171 Abs. 1. Die Bezeichnung von diplomierten Pflegefachpersonen als Hilfs-
personen der Arzt/-innen ist nicht korrekt und tragt zur Abwertung von Pflegefachpersonen
bei.
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allliance F bedauert, dass der Gegenvorschlag darauf verzichtet, in angemessener Form auf
die Missstande, die sich in den Bereichen der Arbeitsumgebungsqualitat und der angemes-
sener Abgeltung von Pfleger/-innen ergibt, einzugehen. Wie der SBK in seiner Vernehmlas-
sungsantwort bemerkt, fehlen in den Mehrheitsantragen verbindliche Investitionen von
Bund und den Kantonen in eine bedarfsgerechte Personalausstattung; das damit einherge-
hende Bekenntnis zu einer Verbesserung der Arbeitsplatzsituation ist noch ausstehend. Dass
das Gesetz in Art. 12 Abs. 4 und Abs. 5 eine zeitliche Beschrankung von acht Jahren vorsieht,
verunmaglicht eine nachhaltige Wirkung der vorgesehenen Massnahmen. alliance F befir-
wortet daher den Mindheitsantrag Gysi, Carobbi et al. zur Streichung der Absatze.

Weiter stellt der Minderheitantrag 3gb eine Moglichkeit dar, nachhaltige Verbesserungen zu
erzielen. Nur eine nationale gesetzliche Vorgabe kann die flachendeckende Verbesserung
der Arbeitsbedingungen sicherstellen und letztlich dazu fihren, dass wesentlich mehr Pfle-
gefachpersonen ausgebildet und im Beruf gehalten werden konnen. Alliance F stellt in die-
sem Zusammenhang fest, dass Leistungserbringer in stereotyp mannlichen Berufsgruppen
zum Teil seit Jahrzehnten gesamtarbeitsvertraglich geregelte Arbeitverhaltnisse haben, die
der stereotyp weiblichen Berufsgruppe der Pflegefachpersonen ebenso zustehen.

Mit freundlichen Grissen

ot

il s

Nationalratin Maya Graf Nationalratin Kathrin Bertschy

Co-Prasidentinnen alliance F
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Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : Allianz ,Gesunde Schweiz’

Abklrzung der Organisation / Firma : AGS

Adresse : ¢/o Public Health Schweiz, Dufourstrasse 30, 3005 Bern
Kontaktperson : Verena Hoberg

Telefon : 031 350 16 00

E-Mail . info@allianzgesundeschweiz.ch

Datum :14.8.2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufillen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular léschen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben” den
Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefllt werden.

Herzlichen Dank fir lhre Mitwirkung!
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Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes uber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma

Bemerkung/Anregung

Die Allianz ,Gesunde Schweiz’ bedankt sich fir die Mdglichkeit, an der Vernehmlassung teilzunehmen und gibt gerne eine Stellungnahme ab.
Die Allianz ,Gesunde Schweiz’ unterstitzt die Pflegeinitiative.

Wir erinnern uns, dass die Pflegeinitiative lanciert wurde, nachdem im Parlament alle Bemiihungen gescheitert waren, den Pflegenotstand
nachhaltig zu beheben. So hat das Parlament beispielsweise entschieden, nicht auf die Pa.lv. Joder 11.418 «Gesetzliche Anerkennung der
Verantwortung der Pflege» (11.418) am 27. April 2016 einzutreten. Rickblickend betrachtet hétte die pa.lv. nicht genigt, die aktuellen
Versorgungsprobleme zu I6sen und den wachsenden Bedarf an Pflegefachpersonen auszubilden. Der Vorstoss Joder beschrankte sich auf die
Forderung nach Anerkennung des autonomen Bereichs der Pflege im Krankenversicherungsgesetz. Demgegenuber verfolgt die Pflegeinitiative
umfassendere Ziele, indem sie daflr sorgt, eine allen Personen zugangliche, qualitativ hochstehende pflegerische Versorgung zu gewéhrleisten.

Wir begrissen, dass der Handlungsbedarf fiir die Sicherung der pflegerischen Versorgung endlich unbestritten ist und die Thematik mit grosser
Ernsthaftigkeit angegangen wird. Hervorheben méchten wir die hohe Qualitat des erlauternden Berichtes. Allerdings missen wir feststellen,
dass trotz des vorhandenen Problembewusstseins teilweise die falschen Schliisse gezogen werden.

Wir weisen darauf hin, dass diverse Mitgliedsorganisationen der Allianz ,Gesunde Schweiz’ eigene Vernehmlassungsantworten eingereicht
haben, die die Positionen der jeweiligen Organisationen noch besser zum Ausdruck bringen, die in der Gesamtlinie jedoch die gleiche Position
vertreten und das Versorgungsproblem in der Pflege ebenfalls anerkennen.

Der aktuelle und wachsende Pflegenotstand hat viele Ursachen. Fehlt in Betrieben qualifiziertes Personal, so sinken die Qualitat und die
Patientensicherheit weiter. Ist die Arbeitsplatzzufriedenheit ungentigend, so nimmt die Berufsverweildauer ab. Ist der Beruf unattraktiv, so
entscheiden sich auch zu wenige Leute dazu, Pflegeausbildungen zu beginnen. Dieser Teufelskreislauf der schleichenden
Deprofessionalisierung und des Verlusts der Pflegequalitat auf Kosten der Patienten und der Pflegefachpersonen muss durch gesetzgeberische
Massnahmen endlich behoben werden.

Im Fokus der Pflegeinitiative steht die quantitativ und qualitativ bedarfsgerechte pflegerische Versorgung der Bevdlkerung. Es handelt sich damit
um eine "Patientensicherheitsinitiative”. Es geht aber auch um die betriebliche Gesundheitsférderung fir die Mitarbeitenden der Pflege, sowie
darum, die Attraktivitat des Pflegeberufes wieder herzustellen.

In concreto sorgt die Pflegeinitiative fir Massnahmen in vier Bereichen:

1. die Ausbildung einer geniigenden Anzahl von Pflegefachpersonen;
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2. die rechtliche Anerkennung der Kompetenzen der Pflegefachpersonen in den Sozialversicherungen;
3. die Verbesserung der Arbeitsumgebungsqualitat aller in der Pflege Tatigen und
4. die angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen

Die Allianz ,Gesunde Schweiz’ ist besorgt, weil der vorliegende Gegenvorschlag nur die ersten beiden Punkte anpacken will. Aus Sicht der AGS
ist es zwingend nétig, auch Massnahmen fur die Punkte 3 und 4 festzulegen. Will das Parlament umfassende Massnahmen ergreifen und fr
eine hohe Pflegequalitat, eine angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen und eine bessere Arbeitsplatzzufriedenheit sorgen, so erachten wir
die Vorgabe einer sicheren und bedarfsgerechten Personalausstattung und besserer Arbeitsplatzbedingungen als unerlasslich.

Die Allianz ,Gesunde Schweiz’ ist Uberzeugt, dass es nicht gelingen wird, wesentlich mehr Pflegefachpersonen auszubilden und im Beruf zu
halten, wenn sich die Arbeitsumgebungsqualitéat und damit die Arbeitsbedingungen nicht verbessern. Die Arbeitgeber kbénnen keine besseren
Arbeitsbedingungen anbieten, wenn ihnen die dazu erforderlichen finanziellen Mittel nicht zur Verfligung gestellt werden. Es ist deshalb
zwingend, die Pflegeleistungen angemessen zu entschadigen — in jedem Setting und unabhangig vom Kostentrager.

Wird die Abgeltung bestimmter Pflegeleistungen durch die OKP zukinftig keine arztliche Verordnung mehr voraussetzen, so werden dadurch
die Kompetenzen der Pflegefachpersonen nicht erweitert. Sie besitzen diese Kompetenzen bereits heute. Es ist nicht Teil des KVG,
Kompetenzen zu regeln oder zuzuordnen. Dies ist derzeit eine Aufgabe der Kantone und bildet in absehbarer Zeit Gegenstand des
Gesundheitsberufegesetzes (GesBG). Mit einer Neuregelung ist auch sicherzustellen, dass der stossende Status der Pflege als Hilfsberuf
endlich abgeschafft wird.

Die Allianz ,Gesunde Schweiz’ sieht die Notwendigkeit, das Kostenwachstum einzudammen. Aus unserer Sicht ist es aber definitiv der falsche
Weg, bei der Gesundheitsférderung, der Pravention und der Primary Care (Grundversorgung im Gesundheitswesen) oder der pflegerischen
Versorgung zu sparen. Gut ausgebildete Pflegefachpersonen spielen eine wichtige Rolle bei der Férderung des Selbst-Managements, z.B. bei
Menschen mit chronischen Erkrankungen. Der Staat sollte eine aktivere Rolle tibernehmen beim Vermeiden von unnétigen oder gar schadlichen
Interventionen und Prozeduren.

Im Fokus der Pflegeinitiative steht die Sicherstellung einer qualitativ guten Pflege, die fur alle Menschen zugéanglich ist («Patientensicherheits-
Initiative»). Wir dirfen es nicht zulassen, dass die Sicherheit der Patienten weiterhin aufs Spiel gesetzt wird. Derzeit werden eindeutig zu wenig
Mittel in die Sicherstellung der Pflegequalitat und die Deckung des wachsenden Pflegebedarfs investiert, was mittelfristige enorme Kostenfolgen
verursacht, z.B. (Re)-Hospitalisierung, vermeidbare Fehler und damit verbunden langere Arbeitsabwesenheiten. Eine angebotsinduzierte
Mengenausweitung ist bei der ambulanten Pflege aufgrund der vorgéngigen Bedarfsplanung ausgeschlossen. Eine solche wird heute und
musste in Zukunft von den Krankenkassen im Rahmen der Prifung der Rechnungen auch unterbunden werden.




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Aufgrund der demographischen Entwicklung, zur Deckung der wachsenden Unterversorgung und aufgrund der Zunahme von polymorbiden und
chronisch kranken Menschen werden die Pflegekosten betrachtlich zunehmen. Fir die Gesellschaft und die einzelnen Menschen wére es aber
viel teurer, keine Massnahmen zu ergreifen, weil die Folgekosten, aber auch das menschliche Leid viel hdher ausfallen wirden.

Nachhaltige Investitionen in die Pflege sind eine notwendige Voraussetzung, um die Kosten- und Pramienexplosion im Gesundheitswesen
nachhaltig dampfen zu kénnen.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen mochten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes liber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

Wir begriissen die vorgeschlagene Foérderung der Ausbildung
im Bereich der Pflege, betrachten diese aber als striktes
Minimum.

Wir lehnen beide Minderheitsantrage ab.

Die Antrage basieren auf einer Fehleinschatzung. Das Ziel,
namlich die Férderung der Pflegeausbildungen zur Deckung
des wachsenden Bedarfs, kann mit der Einschrankung auf
Auszubildende mit Betreuungs- und Unterhaltspflichten oder die
generelle Streichung von individuellen Beitrdgen nicht erreicht
werden.

Die im Bericht gedusserte Beflirchtung, die Kantone kénnten
einen unrealistischen Bedarf an Praktikumsplatzen festlegen,
erachten wir als unrealistisch. Wahrscheinlicher ist es, dass die
Kantone diesen Bedarf unterschatzen.

Aus unserer Sicht soll bei der Bedarfsplanung nicht einseitig auf
die vorhandenen Studienplatze HF und FH abgestellt werden.
Die Kantone sollen verpflichtet werden, die Bedarfsplanung
jahrlich zu veréffentlichen und bei Bedarf zusétzliche
Studienpléatze zu schaffen.

... Die Kantone veroffentlichen ihre
Bedarfsplanung jahrlich.

Wir begriissen, dass die Kantone den Ausbildungsbetrieben
Beitrage fir deren Leistungen in der praktischen Ausbildung
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gewahren missen. Nicht nachvollziehbar ist jedoch, dass damit
nur mindestens die Halfte der durchschnittlichen ungedeckten
Ausbildungskosten abgegolten werden sollen. Gemass Artikel 7
gewahrt zwar auch der Bund Beitrage, doch sind diese nicht
zusatzlich, sondern beteiligt sich der Bund damit zu maximal 50
Prozent an den Beitragen der Kantone. Dies bedeutet, dass die
Kosten fir Leistungen im Bereich der praktischen Ausbildung
bis zur Halfte durch die Betriebe selber getragen werden sollen.

Fir die Leistungserbringer der Pflege kann diese Regelung zu
Finanzierungslicken fuhren. Denn die von ihnen
ausgewiesenen und berechtigten Aus- und
Weiterbildungskosten mussen entweder Teil der Pflegekosten
nach Art. 25a sein oder im Rahmen des vorliegenden Gesetzes
abgegolten werden.

Da ungedeckte Kosten mit jedem praktischen Ausbildungsplatz
ansteigen, wird ein negativer Anreiz flr zusatzliche
Ausbildungsplatze geschaffen.

Damit kein Interpretationsspielraum besteht, missen die Aus-
und Weiterbildungskosten explizit als Teil der Pflegekosten
gemass Art. 25a KVG anerkannt werden. Auf diese Weise wird
sichergestellt, dass die Kantone ihre Verantwortung fur die Aus-
und Weiterbildung in jedem Fall Gibernehmen mussen.

Es ist nicht zielfihrend, 26 verschiedene Regelungen zur
Berechtigung von Ausbildungsbeitragen zu schaffen. Der Bund
ist zu verpflichten, zu Handen der Kantone entsprechende
Vorgaben zu erlassen.

Wie im Zusammenhang mit Art. 1 erwahnt, erachten wir die
geplanten Aushildungsbeitrage als notwendige, aber nicht

2 Die Kantone legen nach Massgabe des Bundes
die weiteren Voraussetzungen und den Umfang
der Ausbildungsbeitrage sewie-das-\erfahren-fir

deren-\ergabe fest.
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geniigende Voraussetzung, um den Pflegenotstand wirksam zu
verhindern.

Wir lehnen die Minderheiten ab und gehen kurz auf die
einzelnen Punkte ein;

- Die Gewahrung von Darlehen hat sich in der Praxis nicht
bewahrt.

- Die Einschrankung auf Personen mit familidren Betreuungs-
und Unterhaltspflichten ist nicht sachgerecht, weil es im
Widerspruch mit dem Zweckartikel steht.

- Die Bedingung, wonach die Empfangerinnen die Ausbildung
im entsprechenden Kanton absolvieren missen, ist nicht
umsetzbar, da nicht alle Kantone Uber Ausbildungsstéatten
verflgen.

- Die generelle Streichung des 3. Abschnitts steht ebenfalls
im Widerspruch zum Zweckartikel.

7 Diese finanzpolitische Bestimmung ist aus unserer Sicht heikel.
Auch wenn die Kostenbremse gel6st wird, kann das Parlament
die Kredite jahrlich kirzen oder gar streichen. Es besteht das
reale Risiko, dass die gesprochenen Mittel nicht effektiv zur
Verfligung gestellt werden und die Massnahmen somit nicht in
Angriff genommen werden.

Die Kredite werden gemass dem Vorschlag nur dann gewahrt, Es braucht eine verbindliche Formulierung, dass
wenn die Kantone ebenfalls Aufwendungen fur die Erflllung die Kantone Massnahmen ergreifen und die
ihrer Aufgaben sprechen. Diese Koppelung ist problematisch. erforderlichen Mittel sprechen mussen.

Bleiben einzelne Kantone untatig oder ergreifen sie zu wenige
Massnahmen, so ist das vorliegende Bundesgesetz
wirkungslos. Aus diesem Grund sind die Kantone zu
verpflichten, gemass ihrer Bedarfsplanung Ausbildungsbeitrdge
zu gewahren.
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Die Formulierung "im Rahmen der bewilligten Kredite" bringt
zum Ausdruck, dass es sich um eine politische Zielgrosse
handelt. Problematisch ist: Es besteht keine Garantie, dass die
in der Vorlage (also in den Bundesbeschliissen) genannten
Betrage effektiv zu den Kantonen fliessen. Sprechen die
Kantone keine Mittel, so werden auch die Bundesmittel nicht
gesprochen (siehe oben).

"im Rahmen der bewilligten Kredite" streichen

2,3

Wir schlagen vor, das Wort ,héchstens® im Abs. 2 ersatzlos zu
streichen. Gemass Ruckfragen unsererseits entspricht es dem
Willen der SGK Nationalrat, dass der Bund und die Kantone je
50 Prozent der Mittel sprechen. Wir weisen darauf hin, dass die
Formulierung in Abs. 2 wie auch die entsprechenden
Erlauterungen Anlass zu Interpretationsspielraum geben. Abs. 2
kénnte derart verstanden werden, dass der Bund 1/3 und die
Kantone 2/3 der Ausgaben Ubernehmen mussen (die
Bundesbeitrage betragen die Halfte der Kantonsbeitrage)

Wir unterstitzen den Minderheitsantrag. Abstufungen sind nicht
objektiv festzulegen («zweckmassige Ausgestaltung») und
erschweren die Zielerreichung.

Analog Minderheitsantrag:
Abs. 2: "héchstens" streichen

Abs. 3: Zweiter und dritter Satz: streichen

Wir unterstiitzen eine Evaluation mit der im Bericht dargelegten
Zwecksetzung. Im Fokus sollte die Nachhaltigkeit der
Masshahmen stehen, beispielsweise die Frage, wie viele der
Absolventinnen den Pflegefachberuf effektiv ergreifen und wie
lange sie im Beruf verweilen.

12

4,5

Die Befristung des Gesetzes in den Artikeln 4 und 5 auf einen
kurzen Zeitraum von acht Jahren erachten wir als unredlich. Es
ist unmd@glich, den stark wachsenden Pflegebedarf innert acht
Jahren zu decken. Es braucht mehrere Jahre, bis die

Analog Minderheitsantrag:

Streichen der Absatze 4 und 5
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Massnahmen greifen, die Aushildungen abgeschlossen werden
und dem Arbeitsmarkt gentigend Personen zur Verfligung
stehen.

Entgegen den Ausfuhrungen im Bericht ist nicht davon
auszugehen, dass sich die Bedingungen, die das vorliegende
Gesetzesvorhaben begriinden, innert acht Jahren derart zum
Besseren geandert haben werden, dass sich die
entsprechenden Massnahmen eruibrigen.

Es stellt sich auch die Frage, ob Betriebe und Pflegeschulen
daran interessiert sein kdnnen, Ausbildungsleistungen
auszubauen, deren Kosten sie nach acht Jahren selber tragen
mussen.

In diesem Sinne unterstitzen wir den Minderheitsantrag.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen mochten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des
Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den

Erlauterungen
Name/Firma Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)
171 1 Die Bezeichnung der diplomierten Pflegefachpersonen als
Hilfspersonen der Arztinnen bildet seit jeher ein Stein des
Anstosses; sie ist nicht nur sachlich falsch, sondern tragt zur
Abwertung des Pflegeberufes bei.
Die Anerkennung der Eigenstandigkeit der Pflegefachpersonen
ist im vorliegenden Gesetz wie auch im KVG (s.u.) ein langst
Uberfalliger Schritt.
75 b Dito.
73a 3 Die Massnahmen ist sinnvoll und richtig; unseres Erachtens 3. Absatz streichen

kann sie aber so nicht umgesetzt werden: die OdAs sind keine
Bildungsanbieter und kénnen deshalb keine Bildungsangebote
bereitstellen.

Vordringlich wére hier die Uberféllige Revision der Verordnung
Uber den nachtraglichen Erwerb des Fachhochschultitels; nur so
kann die berufliche Weiterentwicklung von tberaus qualifizierten
Inhaberlnnen altrechtlicher Titel gewahrleistet werden und jene
Personen dem Gesundheitswesen langfristig erhalten bleiben.

Wir verweisen diesbeziiglich auf unseren Vorschlag im
Bundesbeschluss Uber die Erhéhung der Abschliisse an
kantonalen Fachhochschulen.

11
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10a

Wir unterstiitzen den Uberfalligen Berufsbezeichnungsschutz,
welcher sich positiv auf das Vertrauen in die Fachpersonen, die
Qualitat und die Patientensicherheit auswirkt. Der
Berufsbezeichnungsschutz verhindert es, dass unqualifizierte
Personen Titel fuhren kénnen, welche die Patienten mit
Vertrauen und Kompetenzen der Titeltrédger verbinden.

Zur Verhinderung einer unlauteren und irrefiihrenden
Verwendung der Berufsbezeichnungen lehnen wir die
Minderheit ab, welche Ziffer 4 streichen will.

30a

Wir beflrworten das Aussprechen von Bussen fiir das
unrechtmassige Fuhren von Titeln. Somit kann sichergestellt
werden, dass keine Personen mehr Berufsbezeichnungen
tragen, die sie aufgrund ihrer Ausbildungen und Kompetenzen
nicht fuhren durfen. Die Personalknappheit und die damit
verbundene Problematik, gentigend qualifiziertes Personal zu
rekrutieren, verleitet heute einzelne Betriebe dazu, irrefiihrende
Berufsbezeichnungen zu verwenden. Aus diesem Grund fordern
wir Straflosigkeit von Personen, die auf Anweisung ihres
Arbeitgebers eine Berufsbezeichnung fiihren, die ihnen rechtlich
nicht zusteht.

12
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes
sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

Allgemeine Bemerkungen

Der Vorschlag ist zentral, den Berufsstatus des
Pflegefachberufes durch die Anerkennung eines
eigenstandigen Leistungsbereiches der Pflege und durch die
entsprechende Anerkennung der diplomierten
Pflegefachpersonen als eigenstandige Leistungserbringer zu
regeln. Dieses Anliegen bildete wiederholt Gegenstand
politischer Vorstosse, die allesamt im Bundesparlament
gescheitert sind. Dies war mit ein Grund, dass die
Volksinitiative lanciert worden ist.

Im Grundsatz handelt es sich um den Nachvollzug der langst
gelebten Praxis im KVG, namlich um die geltende
Kompetenzabgrenzung zwischen Arztinnen und
Pflegefachpersonen. Die Teilautonomie der Pflege existiert
unabhangig vom KVG. Sie kann allerdings im Leistungsbereich
der KLV nicht umgesetzt werden, weil das KVG
Pflegeleistungen nur bei Vorliegen einer arztlichen Anordnung
Ubernimmt.

Die Anderung ist nicht mit Mehrkosten verbunden, weil in jedem
Fall eine Bedarfsabklarung vorliegen muss. Neu ist, dass
gewisse Pflegeleistungen der OKP in Rechnung gestellt
werden, ohne dass daflr eine &rztliche Verordnung ausgestellt
werden muss. In der Praxis werden schon heute viele
Leistungen erbracht, bevor die arztliche Verordnung vorliegt.
Die heutige gesetzliche Regelung ist widersinnig, erhdht die

13
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Burokratie und damit die Kosten und soll endlich
gesetzgeberisch korrigiert werden.

25

Aus gesetzestechnischer Systematik sind nicht nur die
Leistungen von Pflegefachpersonen gemass Art. 25 Abs. 2 Bst.
a Ziff 2bis, sondern auch die Pflegefachpersonen als Erbringer
der Leistungen explizit im KVG zu nennen.

Bei der Pa.lv. Joder war diese Anpassung ebenfalls
vorgesehen und wurde im damals im erlauternden Bericht der
Kommission positiv beurteilt.

Wir fordern dezidiert die Annahme des Minderheitsantrags
Ammann.

Analog Minderheitsantrag: erganzen

.2bis Pflegefachpersonen®

25a

Wir lehnen den Vorschlag ab, wonach Massnahmen der Akut-
und Ubergangspflege (AUP) gemeinsam von einem Arzt/einer
Arztin und einer Pflegefachperson angeordnet werden missen.
Dafiir gibt es erstens systematische Griinde: AUP ist einzig und
allein ein Finanzierungsmodus, der sich auf eine bestimmte
Phase der Behandlung und Pflege bezieht. Inhaltlich
unterscheiden sich die Leistungen in der AUP von den in den
anderen Phasen erbrachten Pflegeleistungen in keiner Weise
(vgl. Art. 7 KLV). Zweitens sehen wir keinen Grund fur eine
gesonderte Kompetenzregelung bzw. gesonderte
Abgeltungsvoraussetzungen bei der AUP. Auch hier sollen die
Arztinnen die dem &rztlichen (diagnostisch-therapeutischen)
Bereich und die Pflegefachpersonen die ihrem eigenstandigen
Bereich zuzuordnenden Massnahmen anordnen. Dies setzte
eine Koordination und gegenseitige Absprache nach den
elementaren Grundsatzen der interprofessionellen
Zusammenarbeit voraus. Entgegen den Erlauterungen im
Bericht soll ausgeschlossen werden, dass Arztinnen

Analog Minderheitsantrag:
[...] die im Spital von einem Arzt oder einer Arztin
oder einer Pflegefachperson angeordnet werden

[..]

14
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Massnahmen der Abklarung, Beratung, Koordination und der
Grundpflege anordnen.

Aus diesem Grund unterstiitzen wir den Antrag der Minderheit.
Der Begriff "oder" macht deutlich, dass Leistungen von
unterschiedlichen Personen anzuordnen sind. In Kombination
mit dem zu ergdnzendem Absatz 3 Ziff.b wird festgelegt,
welche Massnahmen von einer Pflegefachperson angeordnet
werden kdnnen.

25a

Entgegen den Erlauterungen im Bericht (z. B. S. 28
zweitunterster Absatz) konnen Arztinnen keine Massnahmen
anordnen, die dem eigenstandigen Bereich der Pflege
zuzuordnen sind, also Massnahmen der Abklarung, der
Beratung, der Koordination und der Grundpflege. Dies wirde
gegen die berufliche, z.Zt. kantonalrechtlich geregelte
Kompetenzordnung verstossen und zu Unklarheiten beziglich
der Haftung der jeweiligen Akteure flhren. Litt. a deckt somit
ausschliesslich originar arztlich-medizinische Massnahmen ab,
also Massnahmen der Untersuchung und Behandlung.

25a

Es ist nicht sinnvoll, einzig die Grundpflege exemplarisch
aufzufuihren. Wie es im erlauternden Bericht beschrieben wird,
sollen Massnahmen der Abklarung, Beratung und Koordination
und der Grundpflege von Pflegefachpersonen angeordnet
werden.

Ergénzung: "dazu gehodren die Massnahmen der
Abklarung, Beratung, Koordination und
Grundpflege"

25a

3bisa

Wir begriissen diese Prazisierung bei Patienten mit komplexen
Erkrankungen und am Lebensende, wie auch den damit
verbundenen Minderheitsantrag Moret (3bisa), der zusatzlich
die angemessene Abgeltung des Pflegepersonals,
einschliesslich des Personals in Ausbildung garantieren will.
Wir messen der Bestimmung allerdings eher eine
deklaratorische Bedeutung zu: wie es der Bericht erwdhnt,

Analog Minderheitsantrag:

3bis a erganzen

15
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sollte bereits de lege lata diesen besonderen Situationen
Rechnung getragen werden, sofern die bestehenden
Voraussetzungen des KVG (also insbesondere die WZW-
Kriterien) nachweislich erfullt sind.

Ausbildungsleistungen erbringen. Gemass dem Vorschlag
werden einzig Organisationen mit einem kantonalen
Leistungsauftrag dazu verpflichtet. Der Kreis ist aber zu
vergrossern, indem alle Organisationen mit einer
Betriebsbewilligung in die Massnahmen einzubinden sind.

Bei der vorgeschlagenen Lésung wirden viele Organisationen
ohne Leistungsauftrag darauf verzichten,
Ausbildungsleistungen zu erbringen, zumal sie nicht von den
Unterstitzungsbeitragen profitieren konnten.

25a 3ter Wir weisen der Klarheit halber darauf hin, dass die Abgeltung
von Leistungen im eigenstandigen Bereich der Pflege zwar
keine arztliche Anordnung, aber von KVG wegen auf jeden Fall
nach wie vor eine arztliche Diagnose voraussetzt.
25a 3quater Wie bei Art. 5 vom neues Bundesgesetz uber die Férderung Einfugen: Art. 25a KVG Abs. 3quater (neu):
der Ausbildung im Bereich der Pflege ausgefihrt, braucht es im . . . .
. - - . ,Die von den Leistungserbringern ausgewiesenen
KVG eine Ergdnzung, damit die Ausbildungskosten der . . . .
- . N L Aus- und Weiterbildungskosten sind Teil der
Institutionen voll gedeckt sind. Nur so kbénnen Anreize flr .
weitere und qualitativ hochwertige Praktikumsplétz haffen | negekosten. Der Bundesrat regelt die
erdeere1 und qualitatlv hochwertige Fraxtikumsplatze geschallen | eizelneiten. Er berticksichtigt dabei kantonale
' Vorgaben fur die Ausbildung. Beitrdge der
Kantone gestitzt auf das Bundesgesetz Uber die
Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
werden angerechnet.”
38 2 Das Ziel ist es, dass moglichst viele Organisationen 2 Die Zulassung der Organisationen nach Artikel

35 Absatz 2 Buchstabe dbs setzt eine kantonale
Betriebsbewilligung voraus. Der Kanton legt in der
Betriebsbewilligung insbesondere die zu
erbringenden Ausbildungsleistungen fest unter
Bertcksichtigung der Kriterien nach Artikel 3 des
Bundesgesetzes vom ...16 (iber die Férderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und des
Ausbildungskonzepts nach Artikel 4 des
genannten Gesetzes.
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38

1bis
und 2

Wir lehnen die von der Minderheit beantragte Aufhebung des
Kontrahierungszwanges vehement ab. Es geht nicht an, an der
Pflege ein Exempel zu statuieren.

Wir weisen darauf hin, dass die pa.lv. Joder nicht zuletzt an
diesem Punkt gescheitert ist und es beim Volk keine Mehrheit
gibt, den Kontrahierungszwang und damit verbunden die freie
Pflege-Wahl aufzuheben.

39

Wir unterstitzen dezidiert den Minderheitsantrag Carobbio
Guscetti et al., der verbindliche Vorgaben bezlglich des
erforderlichen Pflegefachpersonals schafft. Die Korrelation
zwischen Personaldotation (quantitativ und qualitativ, also der
Anzahl und dem Ausbildungsniveau der diplomierten
Pflegefachpersonen) einerseits und der Pflegequalitéat und
Patientensicherheit (insb. Komplikations- und
Sterblichkeitsrate) andererseits, ist wissenschaftlich klar belegt.

In immer mehr Landern werden mit grossem Erfolg so
genannte "Nurse-to-patient-ratios" (Vorgabe einer sicheren und
bedarfsgerechten Personalausstattung) eingeftihrt. Eine
Pionierrolle hat dabei der amerikanische Bundesstaat
Kalifornien eingenommen, bei dem die Einfihrung verbindlicher
Minimalschlissel nicht nur zu einer Verbesserung der
Outcomes, sondern auch zur Behebung des Pflegenotstandes
gefuhrt hat. Dies belegt, dass der Personalmangel und der
daraus resultierende Druck auf das verbleibende Personal
einen wesentlichen Anteil an der fehlenden Attraktivitat des
Pflegeberufes bildet.

Die Personaldotation ist wegen dem unterschiedlichen Bedarf
pro Pflegebereich (stationdre Langzeitpflege, medizinische und
chirurgische Abteilungen, Spitex, Intensivstationen etc.)
festzulegen. Wir weisen darauf hin, dass die Schweizerische
Gesellschaft fur Intensivmedizin selber eine Ratio festgelegt

Analog Minderheitsantrag:

Erganzen: [...] "und das Pflegefachpersonal nach

Art. 39a verfligen”

17
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hat, die von allen Ausbildungsspitalern umgesetzt werden muss
und die sich bewahrt hat.

Die Einfuhrung einer Nurse-to-patient-ratio ist eine der
Kernforderungen, die mit der eidgenéssischen Pflegeinitiative
verbunden ist.

39%a

Bei der Ausgestaltung der Vorgaben ist auf fixe Zahlen auf der
Gesetzesstufe zu verzichten. Die Festlegung der Vorgabe einer
sicheren und bedarfsgerechten Personalausstattung (Nurse-to-
patient-ratio) pro Pflegebereich ist dem Bundesrat zu
delegieren.

Wir unterstiitzen den Minderheitsantrag, erachten diesen aber
als Minimalvariante.

Analog Minderheitsantrag:

Art. 39a einfligen

39b

Wir fordern die Einfiihrung eines allgemeinverbindlichen GAV.
Nur eine nationale gesetzliche Vorgabe kann die
flachendeckende Verbesserung der Arbeitsbedingungen
sicherstellen. Diese sind die Voraussetzung, um die
Arbeitsplatzzufriedenheit und damit die Berufsverweildauer zu
erhdhen. Diese wiederum ist ein wesentlicher Faktor, um die
Qualitat der Pflegeleistungen und die Patientensicherheit zu
erhbhen.

Der beste GAV, wie auch der beste arbeitsgesetzliche Schutz,
nutzt nichts, wenn den Betrieben die personellen und
finanziellen Mittel fehlen, um die entsprechenden Regelungen
umzusetzen.

Die flachendeckende Verbesserung der Arbeitsbedingungen ist
eine der Kernforderungen, die mit der eidgendssischen
Pflegeinitiative verbunden ist.

Analog Minderheitsantrag:

Art. 39b einfligen

55b

Aufgrund der demographischen Entwicklung, der Zunahme von
multimorbiden und chronischen Kranken werden die Kosten der

Streichen

18
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Pflege grundsatzlich steigen. Auch die Behebung der
bestehenden Unterversorgung ist mit steigenden Kosten
verbunden.

Eine qualitativ hochstehende Pflege tragt zu einem effizienten
Mitteleinsatz bei und erhoht den Behandlungserfolg und die
Patientenzufriedenheit. Die Mittel, welche in die Pflege
investiert werden, sind kostendampfend, indem vermeidbare
Komplikationen verhindert und (Re)-Hospitalisierung unnétig
werden.

Aufgrund der erforderlichen vorgéngigen Bedarfsplanung bei
der Pflege kann eine angebotsinduzierte Mengenausweitung
ausgeschlossen werden. Ein erheblicher Teil der
Pflegeleistungen zulasten der OKP bleibt arztlich verordnet
(medizinisch-therapeutische Leistungen); samtliche
Pflegeleistungen setzen weiterhin eine arztliche Diagnose
voraus; samtliche Pflegeleistungen werden von den
Versicherungen streng auf inre Einhaltung der WZW-Kriterien
Uberpruft.

Zudem wirde es der vorgeschlagene Gesetzestext erlauben,
potenziell in allen Kantonen, die iber dem Durchschnitt des
Kostenwachstums in der Pflege liegen (also der Halfte der
Kantone) eine Zulassungsbeschrankung einzufiihren.

best.

Wir begrissen die Einfihrung einer Evaluation, weisen aber
darauf hin, dass nicht nur die wirtschaftlichen Folgen im
Zentrum stehen dirfen. Zu bertcksichtigen sind die
Verbesserung der Versorgung und die dadurch vermiedenen
Folgekosten (inkl. Vermeidung von Arbeitsplatzausfallen).
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
und zu den Erlauterungen

des Gesetzesentwurfes geausserten Beflirchtungen, dass den in
Aussicht gestellten Krediten zur Finanzierung der Finanzhilfen die
endglltige Verbindlichkeit fehlt.

Analog des dortigen Streichungsantrages, muss auch im
Bundesbeschluss die Befristung auf acht Jahre gestrichen werden.

Die Antrage der Minderheiten 1 und 2 lehnen wir dezidiert ab und
verweisen dabei ebenfalls auf unsere Argumente in der Sache.

Name/Firma Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag
Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.
1 Wir verweisen hier auf die in unserer Stellungnahme zu Art. 7 Abs. 1 Streichen ,....fir die Dauer von acht Jahren...*

20



Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Bemerkungen zum Bundesbeschluss tuiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den
kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

Wir begriissen die anreizfinanzierte Sonderfinanzierung zur Erh6hung
der Anzahl Ausbildungsplatze an den FH. Die entsprechende
Erhohung der Kapazitaten bildet das unerlassliche Pendant zum
Ausbau der Praktikumsplatze.

Wir bedauern, dass sich diese Massnahme nicht auf den gesamten
Bildungsbereich (also auch auf die Ausbildung in den HF) ausdehnen
lasst. Dies ist eine Folge der vom SBK seit jeher kritisierten Zweiteilung
der Grundausbildung in Pflege in HF und FH.

Da diese Zweiteilung in der deutsch- und in der italienischen, nicht
aber in der franzésischen Schweiz umgesetzt wurde, wird sich der
vorliegende Beschluss sprachregional unterschiedlich auswirken.

Zudem merken wir an, dass im erlauternden Bericht die franzésische
Ubersetzung der Hoheren Fachschulen veraltet ist. Diese heissen
korrekt: ,école supérieure”

3litt. ¢

Dieser Eckwert, der eine Abstimmung auf den Bedarf an
Ausbildungsabschliissen an Fachhochschulen abstellt, ist einzig auf
die Verhaltnisse in der deutschen und der italienischen Schweiz
zugeschnitten. Er ist in der franzdsischen Schweiz nicht anwendbar,
weil es gar keine HF gibt (mit Ausnahme von St. Imier).

3litt. d

Wir fordern ebenfalls die Revision der Verordnung des WBF Uber den
nachtréaglichen Erwerb des Fachhochschultitels. Jene Verordnung
sollte den Inhaberinnen altrechtlicher Titel nach Absolvierung
einschlagiger Weiterbildungen die berufliche Weiterentwicklung
ermdglichen; wie sich gezeigt hat, wurde dieser Zweck nicht erfillt. Seit

Die Verordnung des WBF uiber den nachtréglichen Erwerb

des Fachhochschultitels ist dahingehend zu revidieren,
dass die Liste der anerkannten bzw. verlangten
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deren Inkrafttreten im Jahr 2015 ist ganzen 451 Gesuchstellerinnen der | Weiterbildungen in Art. 1 Abs. 4 litt. b im Sinne unserer
NTE gewahrt worden; zahlreiche Angehorige des Pflegeberufes sind in | Bemerkungen erweitert bzw. erganzt wird.

ihrer beruflichen Weiterentwicklung blockiert, z.B., weil deren
Weiterbildung zu wenig weit zuriickliegt: ihnen steht einzig das
(verkirzte) Bachelorstudium offen! Die entsprechende
Verordnungsrevision dréngt sich auch deshalb auf, damit jene
Bachelorstudienplatze jingeren Kandidatinnen zur Verfligung stehen,
im Sinne der erwiinschten Zunahme der Anzahl neuer Pflegediplome —
von der Anerkennung des Engagements jener gut ausgebildeten, sehr
erfahrenen, aber unter altem Recht diplomierten Pflegefachpersonen
ganz zu schweigen. Damit wirde auch der berufliche Verbleib jener
Personen im Gesundheitswesen gefordert.

Schliesslich wiirde allfélligen Interessentinnen endlich der direkte
Zugang zum Masterstudium eréffnet und damit der durch die
angestrebte Zunahme der Bachelorabschliisse bedingte Nachwuchs
an Dozierenden gesichert.
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss uiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitat und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

Die finanzielle Férderung von Massnahmen zur Verbesserung von
Strukturen und Ablaufen kann nur begriisst werden, soweit diese auch
zu einer konkreten Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der
Pflege fiihren.

Wir begriissen eine Unterstiitzung des Bundes von Projekten zur
Verbesserung der Effizienz im Bereich der Grundversorgung.

Der Art. 1 ist in Bezug auf die Geltungsdauer mit den anderen
entsprechenden Verpflichtungskrediten zu harmonisieren. Gleichzeitig
mochten wir darauf hinweisen, dass auch eine Frist von acht Jahren
zu kurz ist, um die Ziele zu erreichen.

Far Finanzhilfen nach [...] wird fur acht Jahre ab
Inkrafttreten [...] ein Verpflichtungskredit von insgesamt
16 Millionen Franken bewilligt.
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Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : Eidgendssische Kommission fur Frauenfragen

Abklrzung der Organisation / Firma : EKF

Adresse : Schwarztorstrasse 51, CH-3003 Bern
Kontaktperson : Pierre-André Wagner

Telefon : 031'388'36'36

E-Mail . sipiyawa@sunrise.ch

Datum : 01.07.2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufullen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben" den
Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefullt werden.
Herzlichen Dank fir Ihre Mitwirkung!
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Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes liber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma

Bemerkung/Anregung

EKF

Die Eidgendssiche Kommission fur Frauenfragen ergreift gerne die Gelegenheit, sich zum Gegenvorschlag der SGK-N zur Volksinitiative "Fur eine
starke Pflege" zu dussern. Die Voksinitiative greift ein Thema auf, welches die Kommission seit ihrer Entstehung vor tber vierzig Jahren umtreibt,
namlich die geschlechtsmassig ausserst ungleiche Verteilung der Care Arbeit - ein Umstand, der erklart, weshalb diese Arbeit, trotz ihrer
existentiellen Bedeutung fur Gesellschaft und Wirtschaft, nach wie vor zu einem grossen Teil entweder unbezahlt oder aber unterbezahlt geleistet
wird. Der in der Schweiz nach wie vor zu 90% von Frauen ausgeubte Pflegeberuf gehdrt damit zu den eindeutig weiblich identifizierten Berufen. Wir
begriissen hier nachdrucklich die Stossrichtung der Initiative des Schweizer Berufsverbandes der Pflegefachfrauen und Pflegefachménner und
unterstitzen dessen eigene Vernehmlassungsstellungnahme, auf die wir uns im Folgenden massgeblich beziehen.

Wir weisen darauf hin, dass es das Scheitern samtlicher vorangehender Bemihungen am Bundesrat und im Parlament, welches den SBK zu seiner
Volksinitiative notigte. Allerdings: Verfolgten die friiheren parlamentarischen Vorstdsse mit der Forderung nach Anerkennung des autonomen
Bereichs der Pflege im Krankenversicherungsgesetz noch ein relativ punktuelles Ziel, so wéhlt die Volksinitiative einen systemischen - eben:
verfassungswirdigen - Ansatz und verfolgt mit der Sicherstellung einer ausreichenden, allen zuganglichen, qualitativ hochstehenden pflegerischen
Versorgung ein viel breiteres Ziel. Zu diesem Zweck missen endlich wirksame Massnahme gegen den so chronischen wie dramatischen
Personalmangel in der Pflege ergriffen werden, was wiederum nicht ohne die tberfallige Aufwertung des Pflegeberufes zu bewerkstelligen ist.

Hinsichtlich des vorliegenden Vorentwurfes, einschliesslich der von der SGK-N geleisteten Vorarbeit, fallt uns die Ernsthaftigkeit auf, mit der auf die
Anliegen der Initiantinnen (teilweise) eingegangen wird. Hervorheben mdéchten wir in diesem Zusammenhang die Qualitat des erlauternden
Berichtes. Wir stellen fest, dass es mit der Volksinitiative schliesslich gelungen zu sein scheint, bei einer Mehrheit der parlamentarischen
Kommission wie auch bei den zustandigen Verwaltungsbehdrden das Bewusstsein fir die Grésse und Dringlichkeit des politischen
Handlungsbedarfs zu wecken.

EKF

Allerdings werden aus dem begrissenswerter Weise nun vorhandenen Problembewusstsein nicht nur richtige Schlisse gezogen.

Als klassischer Teufelskreis entsteht der Pflegenotstand aus einer Ineinanderverzahnung von selbstverstarkenden Ursachen und Wirkungen: Fir
Frauenberufe typische schwierige Arbeitsumgebungsfaktoren und die tiefe sozio-6konomische Konnotation erklaren die tiefe und stetig sinkende
Attraktivitdt des Pflegeberufes und der Ausbildung dazu; die ungenigende Anzahl von Abschliissen fuhrt nicht nur zu einer weiteren Verscharfung
der Personalsituation und Verschlechterung der Pflegequalitat, sondern zu irre geleiteten Bemihungen, den Personalbedarf durch eine Senkung
der Anforderungen an die Ausbildung zu decken. Diese schleichende Deprofessionnalisierung mit dem einhergehenden Verlust an Pflegequalitat
verursacht eine weitere Demotivation sowohl der Berufsangehorigen wie auch méglicher Interessentinnen. Die gualitativ und quantitativ
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angespannte Personalsituation fuhrt zu einer weiteren Verschlechterung der Arbeitsbedingungen usw. usf.

Im Bemiihen, diesen Teufelskreis zu durchbrechen, identifiziert bzw. isoliert die Volksinitiative vier Ansatzpunkte, um den Personalnotstand in der
Pflege und die damit einhergehenden Gefahren fir die Patientinnen anzugehen: 1. die Ausbildung einer gentigenden Anzahl Pflegefachpersonen;
2. die gesetzliche Anerkennung der Kompetenzen der Pflegefachpersonen (mithin die Aufwertung des Image der professionellen Pflege) in den
Sozialversicherungen; 3. die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und 4. die angemessene Abgeltung der Pflege. Aus Sicht der EKF - wie des
SBK - greift der vorliegende Gegenvorschlag im Wesentlichen nur die beiden ersten auf.

Dabei ist es nicht so, dass den vier erwahnten Ansatzpunkten die gleiche Bedeutung zukommt. Es gibt einen Faktor, der dafir sorgt, dass sich der
eben skizzierte Teufelskreis unaufhérlich weiter dreht: Die massive Unterfinanzierung der Institutionen der Gesundheitsversorgung (Spitéler,
Kliniken, Heime und Spitexorganisationen). Die primére Ursache des Personalnotstands und der ungeniigenden Ausbildungszahlen sind die
schlechten Arbeitsbedingungen; die primare Ursache der schlechten Arbeitsbedingungen wiederum ist der systematische, politisch gewollte
Spardruck auf die Betriebe. Darauf geht die parlamentarische Initiative kaum ein. Soviel steht fiir uns fest: Es wird nicht gelingen, wesentlich mehr
Pflegefachpersonen auszubilden (geschweige denn, mehr Manner fiir den Pflegeberuf zu gewinnen), wenn sich die Arbeitsbedingungen nicht
verbessern, und die Arbeitgebenden kénnen keine besseren Arbeitsbedingungen (wie, unter vielen anderen, angemessene Léhne und adaquate
Personalschliissel) anbieten, wenn Ihnen die dazu erforderlichen finanziellen Mittel nicht zur Verfugung gestellt werden.

EKF

Der erlauternde Bericht enthalt unter 2.1.5 eine Umschreibung der Aufgaben des diplomierten Pflegefachpersonals, die unzulassig verkirzt und
deshalb korrekturbedurftig ist. In der Tat ware es fir die Attraktivitat des Pflegeberufes fatal, zu vermitteln, die diplomierten Pflegefachpersonen
wiirden nur noch den Pflegebedarf abklaren und die Pflege planen, im Ubrigen aber in tiberwiegendem Mass dem auf Sekundéarstufe ausgebildeten
Personal delegieren. Diplomierte Pflege ist nach wie vor im Wesentlichen Pflege beim Patienten; dort sind die Kompetenzen der
Pflegefachpersonen, deren Wissen und Kénnen gefragt. Schon jetzt zeigt sich, dass diejenigen Arbeitgebenden auf dem Arbeitsmarkt die besten
Karten haben, die den Bewerberinnen eine Stelle zusichern kénnen, an der sie - im umfassenden Sinn - pflegen durfen und kénnen.

EKF

Eine weitere den erlauternden Bericht durchziehende irrige Behauptung muss korrigiert werden; soll kiinftig die Abgeltung bestimmter
Pflegeleistungen durch die OKP keine arztliche Verordnung mehr voraussetzen, so bedeutet dies nicht, dass die Kompetenzen der
Pflegefachpersonen dadurch erweitert werden, denn: Sie besitzen diese Kompetenzen bereits heute. Es steht dem
Krankenversicherungsgesetzgeber gar nicht zu, Kompetenzen zu regeln oder zuzuordnen. Dies ist zurzeit Sache der Kantone und bildet in
absehbarer Zeit Gegenstand des GesBG. Beim Kernanliegen der damaligen parlamentarischen Initiative Joder ging es gerade darum, das KVG in
Ubereinstimmung mit den erwéahnten, bestehenden und bewahrten Kompetenzregeln zu bringen. Nichts anderes sollte die Bezeichnung der Pa.lv. -
"Anerkennung der Kompetenzen der Pflege" - zum Ausdruck bringen. Das geltende KVG enthélt das letzte Relikt eines patriarchalen
Verstandnisses der Pflege als "medizinischem Hilfsberuf" - ein Relikt aber, das dem Image des Pflegeberufes besonders im Hinblick auf die
Bekdmpfung des Pflegenotstandes ausserst abtraglich ist.
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EKF

Es drangt sich hier schliesslich auf, Folgendes zur Kostenfrage und zur Befiirchtung vor einer Mengenausweitung festzuhalten bzw. richtigzustellen.

Erstens ist in der Tat davon auszugehen, dass der Pflegebedarf der Schweizer Bevdlkerung in absehbarer Zukunft stark zunehmen wird. Diese
Zunahme ist nicht angebotsinduziert, sondern ergibt sich aus wohl bekannten soziodemographischen und sozioepidemiologischen Entwicklungen.
Damit steht nicht zu befiirchten, dass das Pflegeangebot kiinstlich aufgeblaht wird, sondern dass, wenn die Politik nicht ohne weiteren Verzug mit
aller Entschiedenheit reagiert, das Pflegeangebot von der Pflegenachfrage restlos tberfordert sein wird.

Zweitens verursacht Pflege keine Kosten, sondern Pflege spart Kosten und bildet demnach eine Investition. Dies ist in den Landern nicht weiter
erklarungsbeduirftig, in denen sich die Gesundheitsversorgung als Service public versteht. In den Gesundheitssystemen wie dem Schweizerischen,
in dem das Gesundheitssytem als Branche der Wirtschaft, ja als Wirtschaftsmotor gilt, liegt es nahe, beim Personal zu sparen, um den Gewinn zu
steigern. Auf die Gesamtkosten des Schweizer Gesundheitswesens - zurzeit tber 80 Mia p.a. - bezogen, bilden die Kosten des Pflegepersonals
einen verschwindend kleinen Anteil. Die Zwillingsteufel von Mengenausweitung und Pramienerhéhungen an die Wand zu malen, und die Schuld
dafur der Pflege zu unterschieben, ist reine Propaganda.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen mochten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

EKF

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen

EKF

Wir begriissen die vorgeschlagene Foérderung der Ausbildung im
Bereich der Pflege, betrachten sie aber als striktes Minimum.

EKF

1-2

Wir lehnen die von der Minderheit 2 angeregte Streichung wie
auch die von der Minderheit 1 angeregte Begrenzung der
Ausbildungsbeitrage auf Ausbildungsabsolventinnen mit
Betreuungs- und Unterhaltsverpflichtungen ab. Diese Antrage
basieren auf einer Fehleinschatzung: Die Kosten-
/Nutzenrechnung bei der Wahl einer Ausbildung ist vielschichtig
und lasst sich im Fall der Pflege nicht auf punktuelle Faktoren
reduzieren.

EKF

Die im Bericht gedausserte Beflirchtung, die Kantone kénnten
einen unrealistischen Bedarf an Praktikumsplatzen festlegen,
erachten wir wiederum als unrealistisch. Wahrscheinlicher ist,
dass die Kantone diesen Bedarf unterschéatzen.

Statt bei der Bedarfsplanung einseitig auf die vorhandenen
Studienplatze HF und FH abzustellen, sollten die Kantone
umgekehrt angeregt werden, zusétzliche Studienplatze zu
schaffen und zu diesem Zweck verpflichtet werden, ihre
Bedarfsplanung jahrlich zu veréffentlichen.

Die Kantone veroffentlichen jahrlich ihre
Bedarfsplanung.

EKF

Die EKF begrisst, dass die Kantone den Ausbildungsbetrieben
Beitrége fur deren Leistungen in der praktischen Ausbildung
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gewahren mussen. Nicht nachvollziehbar ist die vorgesehene
beitragsmassige Begrenzung. Unter Berlcksichtigung der in Art. 7
vorgesehenen Bundesbeitrége bedeutet dies, dass die Kosten fir
Leistungen im Bereich der praktischen Ausbildung nach wie vor
bis zur Halfte von den Betrieben selber getragen werden sollen.

Fur die Betriebe kann diese Regelung zu Finanzierungsliicken
fuhren, da die von ihnen ausgewiesenen und berechtigten
Ausbildungskosten entweder Teil der Pflegekosten nach Art. 25a
KVG sein oder im Rahmen des vorliegenden Gesetzes
abgegolten werden missen. Da die ungedeckten Kosten mit
jedem Praktikumsplatz ansteigen, wird damit ein negativer Anreiz
geschaffen.

Um jeden Interpretationsspielraum auszuschliessen, mussen die
Aus- und Weiterbildungskosten explizit als Teil der Pflegekosten
gem. Art. 25a KVG anerkannt werden (siehe dort). Auf diese
Weise wird sichergestellt, dass die Kantone ihre Verantwortung fir
die Aus- und Weiterbildung in jedem Fall wahrnehmen mussen.

EKF

1-3

Es bleibt den Kantonen Uberlassen, die Voraussetzungen zu
definieren, die zur Ausrichtung von Ausbildungsbeitréagen
berechtigen. Damit wird die Forderung der Ausbildung zur
Mandvriermasse der kantonalen Politik und nichts garantiert, dass
die Absicht des Gesetzes durch die Kantone umgesetzt wird. Die
Madglichkeiten des Bundes, Anreize zu setzen, sind ausserst
begrenzt (vgl. Art. 7 Abs. 2 und 3). Dies erfolgt vermutlich aus
Rucksicht auf die féderalistische Kompetenzordnung der
Bundesverfassung, stellt aber gleichzeitig ein gewichtiges
Argument fur die Volksinitiative "Fur eine starke Pflege" dar,
welche die Kantone viel klarer in die Pflicht nimmt.

Deshalb sprechen wir uns fur eine Verpflichtung des Bundes aus,
zuhanden der Kantone Vorgaben zu erlassen

2 Die Kantone legen nach Massgabe des Bundes
die weiteren Voraussetzungen und den Umfang der
Ausbildungsbeitrage fest.
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Wie im Zusammenhang mit Art. 1 erwéhnt, unterstiitzen wir die
geplanten Ausbildungsbeitrage als notwendige, wenn auch nicht
genugende Voraussetzung eines wirksamen Kampfes gegen den
Pflegenotstand. Folgerichtigerweise betrachten wir jede
Einschrankung, wie sie von den Minderheiten 1 und 2 gefordert
werden, als sachlich ungerechtfertigt und als politisch unsinnig.
Angesichts der Dimensionen des Pflegenotstandes und der
zukiinftigen Herausforderungen, ist Halbherzigkeit fehl am Platz.

Ausserdem ist zu dem von der Minderheit 2 beantragten Abs. 3,
der die Gewahrung von Ausbildungsbeitrdgen an die Bedingung
knupfen will, dass die Empfangerin ihre Ausbildung im
betreffenden Kanton absolviert, daran zu erinnern, dass (bei
weitem) nicht alle Kantone tber entsprechende
Ausbildungsstatten verfligen.

EKF

Diese Bestimmung bildet flir uns den kritischsten Punkt der
Vorlage; die eingebauten Vorbehalte, auf die wir im Folgenden
einzeln eingehen, bergen das reale Risiko, dass die Hohe der
angepeilten Beitrage nie erreicht wird. Auch wenn die
Kostenbremse gel6st wird, kann das Parlament die Kredite jahrlich
kirzen oder gar streichen.

Ausserdem werden die Kredite nur dann gewahrt, wenn die
Kantone Vorleistungen erbringen. Diese Koppelung ist
problematisch, denn: Bleiben einzelne Kantone untatig oder
ergreifen sie zu wenig Massnahmen, bleibt das vorliegende
Gesetz wirkungslos. Aus diesem Grund missen die Kantone
verpflichtet werden, gemass ihrer Bedarfsplanung
Ausbildungsbeitrage zu gewéhren.

Die Kantone mussen verbindlich verpflichtet werden,
Massnahmen zu ergreifen und die erforderlichen
Mittel zu sprechen.

EKF

Die Formulierung "im Rahmen der bewilligten Kredite" bringt klar
zum Ausdruck, dass es sich um eine politische Zielgrésse handelt.
Es besteht somit nicht die geringste Garantie, dass die in der

"im Rahmen der bewilligten Kredite" streichen
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Vorlage (also in den Bundesbeschliissen) genannten Betrage die
Kantone erreichen oder von diesen Uberhaupt beansprucht
werden (s.0.).

EKF 7 2,3 Die EKF regt an, das Wort "héchstens" in Abs. 2 ersatzlos zu Analog Minderheitsantrag:

streichen. Allem Anschein nach entspricht es dem Willen der
SGK-N, dass der Bund und die Kantone je 50% der Mittel
sprechen. Wir weisen darauf hin, dass die erwéhnte Formulierung | Abs. 3: Zweiter und dritter Satz: streichen
von Abs. 2 wie auch die Erlauterungen dazu aber Anlass zu
Interpretationen bieten: Abs. 2 kdnnte so verstanden werden, dass
der Bund 1/3 und die Kantone 2/3 der Ausgaben tragen (die
Bundesbeitrage betragen die Halfte der Kantonsbeitrage).

Abs. 2: "héchstens” streichen

Im Ubrigen erachtet es die EKF als unmdglich, Abstufungen nach
objektiven Kriterien ("zweckmassig") festzulegen.

EKF 9 Gegen eine Evaluation mit der im Bericht dargelegten

Zwecksetzung ist nichts einzuwenden; ein besonderes
Augenmerk sollte allerdings die Nachhaltigkeit der Massnahmen
geniessen, also beispielsweise Aufschluss dartiber, ob die neu
geworbenen Absolventinnen nach Abschluss ihrer Ausbildung
oder ihres Studiums den Pflegeberuf auch ergreifen und darin
verbleiben.

EKF 12 2 Wir begrissen, dass bei einer allfalligen Ablehnung der

Volksinitiative in der Volksabstimmung mindestens der
vorliegende Gesetzesentwurf in Kraft tritt (selbstversténdlich unter
Referendumsvorbehalt).

EKF 12 4,5 Die explizite Sunset-Klausel ist so uniblich wie, im Zusamenhang | Streichen (entsprechend Minderheitsantrag)

mit einer gesellschaftlich derart relevanten Problematik wie dem
Pflegenotstand, der sich beim besten Willen und unter den
glnstigsten Voraussetzungen bestimmt nicht innert weniger Jahre
wird I6sen lassen, unredlich. Es gibt daflir keinen verniinftigen
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noch ersichtlichen Grund. Entgegen den Ausfiihrungen im Bericht
ist nicht davon auszugehen, dass sich die Bedingungen, die das
vorliegende Gesetzesvorhaben begriinden, innert acht Jahren in
einem Mass zum Besseren gedndert haben werden, dass sich die
entsprechenden Massnahmen eriibrigen.

Es stellt sich ausserdem die Frage, ob Ausbildungsbetriebe und
Pflegeschulen daran interessiert sein kénnen,
Ausbildungsleistungen auszubauen, deren Kosten sie nach acht
Jahren selber werden tragen mussen.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben” den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.

10
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Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des

Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den

Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

EKF

171

1

Die Bezeichnung der diplomierten Pflegefachpersonen als
Hilfspersonen der Arztinnen bildet seit jeher einen Stein des
Anstosses; sie ist nicht nur sachlich falsch, sondern tragt zur
Perpetuierung und Validierung eines antiquierten, klischierten und
sexistischen Bildes des Pflegeberufes bei, welches sich wiederum
mit Sicherheit negativ auf dessen Attraktivitat auswirkt. Die
Anerkennung der Eigenstandigkeit der Angehdrigen des
Pflegeberufes ist auch hier, wie im KVG (s.u.) ein Uberfalliger
Schritt.

EKF

75

Dito.

EKF

73a

Die Massnahme ist sinnvoll und richtig; unseres Erachtens kann

sie aber so nicht umgesetzt werden: die OdA Santé ist als solche
kein Bildungsanbieter und kann deshalb keine Bildungsangebote
bereitstellen.

Vordringlich wéare hingegen die Revision der Verordnung Uber den
nachtraglichen Titelerwerb des Fachhochschultitels, die in ihrer
jetzigen Fassung zu einer eindeutigen Diskriminierung der
Angehdrigen des Pflegeberufes (also zu 90% Frauen) geflhrt hat.
Nur so kann die berufliche Weiterentwicklung von Uberaus
gualifizierten Inhaberinnen altrechtlicher Titel gewéhrleistet
werden und jene Berufsleute dem Gesundheitswesen langfristig
erhalten bleiben. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf
unseren Vorschlag im Bundesbeschluss Uber die Erh6hung der
Abschliusse an kantonalen Fachhochschulen (s.u.).

Abs. 3 streichen

11
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EKF

10a

Wir kdnnen den mit Ricksicht auf die Wahrung und Sicherstellung
der Patientensicherheit uberféalligen Berufsbezeichnungsschutz
nur begriissen. Zur Verhinderung einer unlauteren und
irrefihrenden Verwendung der Berufsbezeichnungen lehnen wir
den Minderheitsantrag ab, welcher Ziff. 4 streichen will.

EKF

30a

Wir beflrworten die Strafandrohung fir das unrechtméssige
Fidhren von Titeln. Wir wiirden aber auch die Ausdehnung der
Strafandrohung auf Personen und Institutionen begriissen, die
ihre Mitarbeiterinnen zur Fihrung einer Berufsbezeichnung
anhalten, die ihnen rechtlich nicht zusteht, bzw. die Straflosigkeit
von Personen, die auf Anweisung ihres Arbeitgebers eine
Berufsbezeichnung fihren, die ihnen rechtlich nicht zusteht. Diese
irrefihrende und potenziell geféhrliche (sowie
wettbewerbsverzerrende) Praxis ist im Kontext des
Pflegenotstandes bzw. zum Kaschieren desselben alles andere
als selten.

12
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes sowie

zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

EKF

Die Absicht, den Berufsstatus des Pflegeberufes durch die
Anerkennung eines eigenstandigen Leistungsbereiches der
Pflege und durch die entprechende Anerkennung der
diplomierten Pflegefachpersonen als eigenstandige
Leistungserbringer ist 16blich und wichtig. Schliesslich bildete
genau dieses Anliegen Gegenstand wiederholter politischer
Vorstosse, die allesamt am Widerstand des Bundesparlaments
gescheitert sind. Im Kontext der nun vorliegenden Volksinitiative
ist dies nur noch eine Forderung unter vielen. Es muss hier klar
gesagt werden, dass es sich im Grunde genommen lediglich um
ein gesetzestechnisches Detail handelt: néamlich um die lang
Uberféllige Abbildung durch das KVG der de lege lata geltenden
Kompetenzabgrenzung zwischen Arztinnen und
Pflegefachpersonen. Die Teilautonomie der Pflege existiert
unabhangig vom KVG; nur kann sie im Leistungsbereich der KLV
nicht umgesetzt werden, weil die Grundversicherung auch die
dem autonomen Bereich zuzuordnenden Pflegeleistungen nur bei
Vorliegen einer arztlichen Anordnung tbernimmt. Die
Anerkennung des autonomen Bereichs der Pflege durch das KVG
hat also nichts Weltbwegendes, sondern raumt mit einer
diskriminierenden, sachlich durch nichts zu rechtfertigenden
gesetzlichen Anomalie auf.

Nochmals mit anderen Worten bedeutet die Gesetzesrevision
nicht, dass Pflegefachpersonen bestimmte Leistungen neu ohne
arztliche Verordnung erbringen dirfen; sondern nur, dass die
Kosten bestimmter Pflegeleistungen neuerdings der OKP in
Rechnung gestellt werden kdnnen, ohne dass fir sie eine

13
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arztliche Verordnung vorliegen muss.

EKF

25

Aus gesetzestechnischen Griinden sind nicht nur die Leistungen
von Pflegefachpersonen gem. Art. 25 Abs. 2 Bst. a Ziff. 2bis,
sondern auch die Pflegefachpersonen selber neu als Erbringer
jener Leistungen im KVG explizit aufzufihren (analog der
Formulierung der damaligen parlamentarischen Initiative Joder).
Aus diesem Grund ist dem Minderheitsantrag Ammann Klar zu
folgen.

Analog Minderheitsantrag erganzen:

,2bis Pflegefachpersonen®

EKF

25a

Wie im Kontext der Pa.lv. Joder lehnen wir die Lésung, wonach
Massnahmen der Akut- und Ubergangspflege (AUP) gemeinsam
von einem Arzt/einer Arztin und einer Pflegefachperson
angeordnet werden mussen, ab. Dafir gibt es erstens
systematische Griinde: AUP ist einzig und allein ein
Finanzierungsmodus, der sich auf eine bestimmte Phase der
Behandlung und Pflege bezieht. Inhaltlich unterscheiden sich die
Leistungen in der AUP von den in den anderen Phasen
erbrachten Pflegeleistungen in keiner Weise (vgl. Art. 7 KLV).
Zweitens spricht genau aus diesem Grund sachlich alles gegen
eine gesonderte Kompetenzregelung bzw. gesonderte
Abgeltungsvoraussetzungen bei der AUP. Auch hier sollen die
Arztinnen die dem &rztlichen (diagnostisch-therapeutischen)
Bereich und die Pflegefachpersonen die ihrem eigenstandigen
Bereich zuzuordnenden Massnahmen anordnen - was eine
Koordination und gegenseitige Absprache nach den elementaren
Grundsétzen der interprofessionellen Zusammenarbeit
selbstverstandlich nicht ausschliesst. Insbesondere soll, entgegen
den Erlauterungen im Bericht, ausgeschlossen sein, dass
Arztinnen Massnahmen der Abklarung, Beratung, Koordination
und der Grundpflege anordnen.

Aus diesem einfachen Grund unterstutzen wir den Antrag der
Minderheit: der Begriff "oder" macht deutlich, dass Leistungen

[...] die im Spital von einem Arzt oder einer Arztin
oder einer Pflegefachperson angeordnet werden

[..]
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von unterschiedlichen Personen anzuordnen sind. In Verbindung
mit dem zu erganzenden Abs. 3 Bst. b wird klar festgelegt,
welche Massnahmen von einer Pflegefachperson und welche von
einer Arztin/einem Arzt angeordnet werden kénnen/miissen.

EKF

25a

Entgegen den Erlauterungen im Bericht ist ausgeschlossen, dass
Arztinnen Massnahmen, die dem eigenstéandigen Bereich der
Pflege zuzuordnen sind, also Massnahmen der Abklarung, der
Beratung, der Koordination und der Grundpflege, anordnen. Dies
verstosst gegen die berufliche, zurzeit kantonalrechtlich geregelte
Kompetenzordnung und fiihrt zu Unklarheiten beztiglich der
Haftung der jeweiligen Akteure. Litt. a deckt somit ausschliesslich
origindr arztlich-medizinische Massnahmen ab (also
Massnahmen der Untersuchung und Behandlung).

EKF

25a

Es gibt keinen Grund, hier einzig exemplarisch die Leistungen der
Grundpflege explizit aufzufihren. Wie im erlauternden Bericht
dargelegt, sollen ausser den Massnahmen der Grundpflege auch
die Massnahmen der Abklarung, der Beratung und der
Koordination von Pflegefachpersonen angeordnet werden.

Erganzen: "dazu gehoren die Massnahmen der
Abklarung, Beratung, Koordination und
Grundpflege"

EKF

25a

3bis

Wir begriissen diese Sonderregelung bei Patienten mit
komplexen Krankheitsbildern und am Lebensende, wie auch den
daran knupfenden Minderheitsantrag Moret (3bis a). Wir messen
ihr allerdings eher deklaratorische Bedeutung zu: wie es der
Bericht erwahnt, sollte bereits de lege lata diesen besonderen
Situationen Rechnung getragen werden, sofern die bestehenden
Voraussetzungen des KVG (also insbesondere die WZW-
Kriterien) nachweislich erftillt sind.

Hinzufligen: Minderheitsantrag (3bis a)

EKF

25a

3ter

Dass die Ergebnisse der Pflegebedarfsabklarung von den
Pflegefachpersonen dem Arzt/der Arztin kommuniziert und auch
die eigenstéandigen Pflegemassnahmen mit ihm/ihr abgesprochen
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und koordiniert werden, versteht sich aus professioneller Sicht
von selbst.

Hier sei der Klarheit halber darauf hingewiesen, dass die
Abgeltung von Leistungen im eigenstandigen Bereich der Pflege
zwar keine arztliche Anordnung, aber von KVG wegen auf jeden
Fall nach wie vor eine arztliche Diagnose voraussetzt.

EKF

25a 3quater Wie bei Art. 5 des neuen Bundesgesetzes Uber die Forderung der | Einfligen: Art. 25a Abs. 3quater (neu):
Ausbildung im Bereich der Pflege ausgefiihrt, muss das KVG . . . .
. . . ; ,Die von den Leistungserbringern ausgewiesenen
dahingehend erganzt werden, dass die Aushildungskosten der . . . .
o . : 8 . Aus- und Weiterbildungskosten sind Teil der
Institutionen vollumfanglich gedeckt sind. Nur so kénnen Anreize - .
. . o . ) N Pflegekosten. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten.
far weitere und qualitativ hochwertige Praktikumsplatze e . L
haffen werden Er bertcksichtigt dabei kantonale Vorgaben fur die
geschatien werden. Ausbildung. Beitrage der Kantone gestutzt auf das
Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung
im Bereich der Pflege werden angerechnet®.
EKF . . .
38 2 Die von der Minderheit beantragte Aufhebung des
Kontrahierungszwanges ist vehement abzulehnen. Es geht nicht
an, an der Pflege sozusagen ein Exempel zu statuieren. Die
Pa.lv. Joder ist erinnerlich an ebenjenem, beim Volk bekanntlich
chancenlosen Anliegen gescheitert.
EKF 39 1 Die EKF unterstitzt hingegen dezidiert den Minderheitsantrag Anfugen: [...] "und Uber das Pflegefachpersonal

Carobbio Guscetti et al., der auf verbindliche Vorgaben
hinsichtlich des erforderlichen Pflegefachpersonals abzielt. Der
positive Zusammenhang zwischen Personaldotation (quantitativ
und qualitativ, also der Anzahl und dem Ausbildungsniveau der
diplomierten Pflegefachpersonen) einerseits und der
Pflegequalitat und Patientensicherheit (insb. Komplikations- und
Sterblichkeitsrate) andererseits ist wissenschaftlich klar belegt. In
immer mehr Landern werden sog. "Nurse-to-patient-ratios"
eingefuhrt - mit grossem Erfolg. Eine Pionierrolle hat dabei der

nach Art. 39a verfliigen"
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amerikanische Bundesstaat Kalifornien eingenommen, bei dem
die Einfihrung verbindlicher Minimalschlussel nicht nur zu einer
Verbesserung der Patientenergebnisse, sondern letztendlich zur
Behebung des Pflegenotstandes gefuhrt hat; was wiederum
belegt, dass Personalmangel und der daraus resultierende Druck
auf das verbleibende Personal einen wesentlichen Anteil an der
fehlenden Attraktivitat des Pflegeberufes bilden. Die Einflihrung
einer Nurse-to-patient-ratio ist deshalb eine der Kernforderungen
der Pflegeinitiative.

EKF

39a

Bei der konkreten Ausgestaltung der Vorgaben ist es
unabdingbar, auf eine genligende Differenzierung anhand
verschiedener Kriterien zu achten. Es ist somit denkbar, diese
Parameter bzw. Berechnungsmethoden gesetzlich oder in den
Ausfiihrungsbestimmungen festzulegen, und aus unserer Sicht
starren, numerischen Vorgaben vorzuziehen. Als Minimalvariante
unterstiitzen wir den Minderheitsantrag Carobbio Guscetti et al..

Analog Minderheitsantrag:

Art. 39a einfligen

EKF

39b

Die EKF geht mit dem SBK und der Minderheit einig, dass nur
landesweite Vorgaben, und zwar in Gestalt eines
allgemeinverbindlichen GAV, die nétige Verbesserung der
Arbeitsbedingungen und damit die Arbeitsplatzzufriedenheit
sicherstellen und die Berufsverweildauer erhéhen.

Wie bereits mehrfach erwahnt, kann nicht ernsthaft in Zweifel
gezogen werden, dass der Qualitat der Arbeitsbedingungen im
Hinblick auf die Attraktivitat des Pflegeberufes entscheidende
Bedeutung zukommt.

Allerdings: Der beste GAV, wie auch der beste arbeitsgesetzliche
Schutz, nitzt nichts, wenn den Betrieben die Mittel - personell
und finanziell - fehlen, um die entsprechenden Regelungen
umzusetzen. Dies ist aktuell das grosste Problem der Betriebe
der Gesundheitsversorgung.
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Hier ist eine kurze Anmerkung zu den L6hnen in der Pflege
angebracht; wird im Zusammenhang mit der Ausgestaltung des
Schweizer Gesundheitswesens sehr schnell der Markt bemiht,
werden davon ausgerechnet die Léhne derjenigen
ausgenommen, die den Grossteil der Gesundheitsleistungen
erbringen. Diese Loéhne sind der Spielball politischer Prozesse,
nirgends gehorchen sie dem Gesetz von Angebot und Nachfrage.
Wie zahlreiche Gerichtsverfahren gezeigt haben, verletzen sie
auch allzu oft das Verfassungsverbot der Lohndiskriminierung
aufgrund des Geschlechts.

Die flachendeckende Verbesserung der Arbeitsbedingungen
sowie die angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen bilden
somit zwei weitere zentrale Forderungen der Pflegeinitiative.

EKF

55b

Nach allem, was bisher gesagt wurde, kdnnen wir dieser
Bestimmung keinen Sinn abgewinnen. Die Kosten der Pflege
werden in Zukunft mit Sicherheit erheblich zunehmen; Grund
dafur sind hinlanglich bekannte soziodemographische und
epidemiologische Faktoren (steigende Lebenserwartung,
Zunahme der Multimorbiditat und der chronischen, nicht
Ubertragbaren Krankheiten). Bestimmt wird es dabei aufgrund der
Vielfalt unseres Landes zu regionalen Unterschieden kommen;
einen rechnerischen Landesdurchschnitt zum Massstab nehmen,
um das Angebot dort zu stutzen, wo die Nachfrage diesen
Durchschnitt Gibersteigt, ergibt keinen Sinn und birgt die Gefahr
einer "systemimmannenten Abwartsspirale" (wie im System der
DRG).

Wie bereits mehrmals hervorgestrichen, ist die professionelle
Pflege kein Kostentreiber, sondern ein Kostendampfer, indem sie
unnotigen Folgekosten in Form vermeidbarer Komplikationen und
dadurch erforderlicher Behandlungen und Hospitalisationen
vorbeugt.
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Ausserdem: Auch wenn es gelingen sollte, den Personalnotstand
in der Pflege zu beheben, ist kaum zu befiuirchten, dass es zu
einer Angebotssteuerung des Pflegebedarfs kommt. Ein
erheblicher Teil der Pflegeleistungen zulasten der OKP bleibt
arztlich verordnet; samtliche Pflegeleistungen setzen weiterhin
eine arztliche Diagnose voraus; samtliche Pflegeleistungen
werden von der OKP streng auf ihre Einhaltung der WZW-
Kriterien Uberpruft. Die vorgesehene Zulassungssteuerung stellt
somit nicht nur eine hilflose Form von Symptombekampfung dar;
sie basiert erst noch auf einer falschen Interpretation jener
Symptome.

Wie die Kantone damit, wie es im erlauternden Bericht steht,
"gleichzeitig ihrer verfassungsmasigen Pflicht nachkommen, fir
alle den Zugang zu einer ausreichenden und qualitiativ guten
medizinischen Grundversorgung zu gewahrleisten”, ist ratselhaft.

EKF

best.

Gegen eine Evaluation ist nichts einzuwenden, solange sich
diese nicht nur, auch nicht "insbesondere", auf die
wirtschaftlichen Folgen der Anderung fokussiert. Die
wirtschaftlichen Folgen missen erstens in einem weiten Sinn
betrachtet werden und die vermiedenen Folgekosten
einschliessen, und zweitens in Bezug gesetzt werden zu der
durch die Anderung bewerkstelligte Verbesserung der
Versorgung.
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

EKF

1

Wir verweisen hier lediglich auf die in unserer Stellungnahme zu Art. 7
Abs. 1 des Gesetzesentwurfes gedusserten Beflirchtungen, dass den in
Aussicht gestellten Krediten zur Finanzierung der Finanzhilfen die
endgliltige Verbindlichkeit abgeht.

Analog dem dortigen Streichungsantrag muss auch imBundesbeschluss
die Befristung auf acht Jahre gestrichen werden.

Die Antrage der Minderheiten 1 und 2 lehnen wir selbstverstandlich ab
und verweisen dabei ebenfalls auf unsere Argumente in der Sache.

Streichen:

"fur die Dauer von acht Jahren"
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den
kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

EKF

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

EKF

Wir begrussen die anreizfinanzierte Sonderfinanzierung zwecks
Erhohung der Anzahl Ausbildungsplatze an den FH. Die entsprechende
Erhohung der Kapazitaten bildet das unerlassliche Pendant zum Ausbau
der Praktikumspléatze.

Wir bedauern, dass sich diese Massnahme nicht auf den
Bildungsbereich (also auf die Ausbildung in den HF) ausdehnen lasst.
Dies ist eine Folge der vom SBK seit jeher kritisierten Zweiteilung der
Grundausbildung in Pflege in HF und FH.

Da diese Zweiteilung in der deutsch- und in der italienischen, nicht aber
in der franzdsischen Schweiz umgesetzt wurde, wird sich der
vorliegende Beschluss sprachregional sehr unterschiedlich auswirken.

EKF

3 litt. ¢

Dieser Eckwert, der eine Abstimmung auf den Bedarf an
Ausbildungsabschlissen an héheren Fachschulen abstellt, ist auf die
Verhéltnisse in der deutschen und der italienischen Schweiz gemiinzt
und in der franzdsischen Schweiz hinfallig, welche die HF, mit
Ausnahme von St. Imier, gar nicht kennt.

EKF

3 litt. d

Mit dem SBK fordert die EKF hier die Revision der Verordnung des WBF
Uber den nachtréglichen Erwerb des Fachhochschultitels. Jene
Verordnung sollte den Inhaberinnen altrechtlicher Titel nach
Absolvierung einschlagiger Weiterbildungen die berufliche
Weiterentwicklung ermdglichen; wie sich gezeigt hat, wurde dieser
Zweck nicht erflillt. Seit deren Inkrafttreten im Jahr 2015 ist ganzen 451
Gesuchstellerinnen der NTE gewahrt worden; zahlreiche Angehdrige

Die Verordnung des WBF ber den nachtraglichen Erwerb

des Fachhochschultitels ist dahingehend zu revidieren,
dass die Liste der anerkannten bzw. verlangten
Weiterbildungen in Art. 1 Abs. 4 litt. b im Sinne unserer
Bemerkungen erweitert bzw. erganzt wird.

21




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

des Pflegeberufes - P.M. zu 90% Frauen - sind in ihrer beruflichen
Weiterentwicklung blockiert - ihnen steht einzig das verkurzte
Bachelorstudium offen. Abgesehen davon wirde damit auch allfalligen
Interessentinnen der direkte Zugang zum Masterstudium eréffnet und
der durch die angestrebte Zunahme der Bachelorabschlisse bedingte
Nachwuchsbedarf an Dozierenden gesichert.
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitat und zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag
EKF Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen
EKF

Die finanzielle Férderung von Massnahmen zur Verbesserung von
Strukturen und Ablaufen kann nur begrisst werden, soweit diese auch
zu einer konkreten Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Pflege
fuhren sollen. Wie bereits mehrmals betont: auch solche Instrumente
werden ihre Wirkung nur insoweit entfalten kénnen, als den betroffenen

Betrieben geniigende Mittel zur Verfligung stehen bzw. gestellt werden.
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Anhang: Anleitung zum Einfligen zusatzlicher Zeilen:

1. Dokumentschutz aufheben
2. Zeilen einfligen mit Copy-Paste
3. Dokumentschutz wieder aktivieren

1 Dokumentschutz aufheben

Aligemeine Bemerkungens
Name/Frme{ Bemerkung/Anre gunge

1

L]
{Erlduternder Bericht (ohne Kapitel 2 "Erlauterungen zu den einzelnen Artikeln"):
T Kapitel-Nr=|
[

[

o,
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2 Zeilen einfugen

Ganze Zeile mit leeren grauen Feldern markieren (die Zeile wird blau hinterlegt)
Control-C fiir Kopieren

Control-V fir Einfiigen

o
=
8

s -
- Tabeden m neveZen e AN M ATENT

3 Dokumentschutz wieder aktivieren

Stat  Einfugen  Seftenlayout  Verweise  Sendungen | Uberrufen @

ﬁa [—; ’l 3:5 54 Quickino far die Ubersetzund - a3 K = DF 97 Endgiltige Version enthilt Markups  ~ @ @ &3 zunick j ! % ‘
- || pokument
schitzen

8 Sprache festiegen 3 Markup snzeigen -
Rechtschreibung Recherchieren Thesaurus Ubersetzen oo Meuer Loschen Vefheriges Nachstes | Anderungen  Sprechblasen Annehmen Ablehnen 9 weiter | Vergleichen Quelldokumen
und Grammatik iag] Worter zahlen Kommentar ement  Element || nachverfolgen ~ - E Uberarbeitungsfenster = - - & anzeigen

Dokumentprafung Kommenfare Nachverfolgung Anderungen Vergieichen Sehatzen |

(53 FormaTrerang ond Bearbeitung ¥ x

1. Formatierungseinschrankungen|

Formatierungen auf eine Auswahl v
Formatvorlagen beschrrken

Vemehmlassung Tabakproduktegesetz- e
2.Bearbeitungseinschrankungen
Mur diese Bearbeitungen im Dokum|

Stellungnahme von{ Riaseen
Ausfillen von Formularen
q “Abschnitte aushanen. .
Name / Firma / Organisation [ 11 3.Schutz anwenden
1 Sind Sie bereit diese Einstellungen 2u
q ubernehmen? (Sie konnen sz spéter
. . abschalten.)
ﬁbkurzunq der Firma / Organisation [ 11
1
Adresse |
1
1
Kontaktperson [ 11
1
1
Telefon L
1
1
E-Mail [ 11
1
1
Datum [ 11
I
o]
Wichtige Hinweise:{
1
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen[
1
2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular loschen oder neue Zeilen hinzufigen mochten, so konnen Sie unter "Extras/Dokumentenschutz aufheben” den Schreibschutz

aufheben |

1
3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden

1

4 Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 12. September 2014 an folgende E-Mail Adresse:
dm@bag.admin.ch und tabak@bag.admin.ch{l
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Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : Evangelische Frauen Schweiz

Abkurzung der Organisation / Firma : EFS

Adresse : Scheibenstrasse 29, Postfach 189, 3000 Bern 22
Kontaktperson : Edith Siegenthaler

Telefon : 031 333 06 08

E-Mail : geschaeftsstelle@efs.ch

Datum :9.8.2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufiillen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufligen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben” den
Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefllt werden.
Herzlichen Dank fiir Ihre Mitwirkung!




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz liber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes uUber die Forderung der Ausbildung
im Bereich der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma

Bemerkung/Anregung

EFS

Die Evangelischen Frauen Schweiz EFS bedanken sich fir die Méglichkeit, an der Vernehmlassung teilzunehmen und geben gerne eine
Stellungnahme ab. Die EFS sind Mitglied des Unterstutzungskomitees der eidgendssischen Volksinitiative ,Fur eine starke Pflege*.

Die EFS bedanken sich bei der nationalratlichen Gesundheitskommission SGK-NR und dem BAG fiir die Vorarbeiten. Sie begriissen es, dass der
Handlungsbedarf unbestritten ist und die Thematik angegangen wird.

Der Gegenentwurf zur Pflegeinitiative sieht dringend notwendige Massnahmen vor, damit mehr Pflegefachpersonen ausgebildet werden und die
Kompetenzen der Pflegefachpersonen auch rechtlich anerkannt werden. Als unterstiitzende Organisation der Volksinitiative ,Fir eine starke Pflege®
finden es die EFS aber unabdinglich, dass auch Massnahmen zur Verbesserung der Arbeitsumgebungsqualitat und fiir eine angemessene
Abgeltung der Pflegeleistungen ergriffen werden. Ohne diese Massnahmen wird es nicht gelingen, genligend Personen im Beruf zu halten. Das
wiederum birgt grosse Risiken fir die Patientinnen und Patienten. Kann die Pflege nicht gewahrleistet werden, sind die Sicherheit und das
Wohlergehen der Patientinnen und Patienten gefahrdet. Zudem ist die Gefahr von Komplikationen und Re-Hospitalisierungen (die neben dem
menschlichen Leid auch hohe Kostenfolgen haben) hoch. Eine gute Pflege ist damit im Interesse der Patientinnen und Patienten, des
Pflegepersonals und der Versicherten.

Pflegeberufe sind nach wie vor Berufe, die grosstenteils von Frauen ausgeubt werden. Die EFS setzen sich dafir ein, dass Care-Arbeit gerecht
zwischen den Geschlechtern aufgeteilt wird und Frauen auch nach der Geburt eines Kindes ihren angestammten Beruf mit Befriedigung austiben
kénnen. Fir beide Ziele sind bessere Arbeitsbedingungen und eine Anerkennung der Kompetenzen des Pflegepersonals unumganglich.

Fur die Stellungnahme zu den einzelnen als Gegenentwurf vorgeschlagenen Revisionen verweisen die EFS auf die Stellungnahme des SBK, die sie
vollumfanglich unterstitzen.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular Idschen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben” den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.
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Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : GELIKO Schweizerische Gesundheitsligen-Konferenz

Abklrzung der Organisation / Firma : GELIKO

Adresse : Josefstrasse 92, 8005 Zurich
Kontaktperson : Erich Tschirky

Telefon : 07974170 41

E-Mail : tschirky@GELIKO.ch

Datum :14.08.2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufullen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufligen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben”
den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgeflllt werden.

Herzlichen Dank fiir Ihre Mitwirkung!
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Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes iiber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma

Bemerkung/Anregung

GELIKO

Die GELIKO bedankt sich flr die Moglichkeit, an der Vernehmlassung teilzunehmen und gibt gerne eine Stellungnahme ab. Die GELIKO
unterstutzt die Pflegeinitiative.

Wir erinnern uns, dass die Pflegeinitiative lanciert wurde, nachdem im Parlament alle Bemiihungen gescheitert waren, den Pflegenotstand
nachhaltig zu beheben. So hat das Parlament beispielsweise entschieden, nicht auf die Pa.lv. Joder 11.418 «Gesetzliche Anerkennung der
Verantwortung der Pflege» (11.418) am 27. April 2016 einzutreten. Rickblickend betrachtet hatte die pa.lv. nicht genigt, die aktuellen
Versorgungsprobleme zu I6sen und den wachsenden Bedarf an Pflegefachpersonen auszubilden. Der Vorstoss Joder beschrankte sich auf die
Forderung nach Anerkennung des autonomen Bereichs der Pflege im Krankenversicherungsgesetz. Demgegeniiber verfolgt die Pflegeinitiative
umfassendere Ziele, indem sie daflr sorgt, eine allen Personen zugangliche, qualitativ hochstehende pflegerische Versorgung zu gewabhrleisten.

Wir begriissen, dass der Handlungsbedarf fir die Sicherung der pflegerischen Versorgung endlich unbestritten ist und die Thematik mit grosser
Ernsthaftigkeit angegangen wird. Hervorheben mdchten wir die hohe Qualitat des erlduternden Berichtes. Allerdings missen wir feststellen,
dass trotz des vorhandenen Problembewusstseins teilweise die falschen Schlisse gezogen werden.

GELIKO

Der aktuelle und wachsende Pflegenotstand hat viele Ursachen. Fehlt in Betrieben qualifiziertes Personal, so sinken die Qualitat und die
Patientensicherheit weiter. Ist die Arbeitsplatzzufriedenheit ungeniigend, so nimmt die Berufsverweildauer ab. Ist der Beruf unattraktiv, so
entscheiden sich auch zu wenige Leute dazu, Pflegeausbildungen zu beginnen. Dieser Teufelskreislauf der schleichenden
Deprofessionalisierung und des Verlusts der Pflegequalitat auf Kosten der Patienten und der Pflegefachpersonen muss durch gesetzgeberische
Massnahmen endlich behoben werden.

Im Fokus der Pflegeinitiative steht die quantitativ und qualitativ bedarfsgerechte pflegerische Versorgung der Bevdlkerung. Es handelt sich damit
um eine "Patientensicherheitsinitiative". Es geht aber auch um die betriebliche Gesundheitsférderung fur die Mitarbeitenden der Pflege, sowie
darum, die Attraktivitat des Pflegeberufes wieder herzustellen.

In concreto sorgt die Pflegeinitiative fir Massnahmen in vier Bereichen:

1. die Ausbildung einer gentigenden Anzahl von Pflegefachpersonen;

2. die rechtliche Anerkennung der Kompetenzen der Pflegefachpersonen in den Sozialversicherungen;
3. die Verbesserung der Arbeitsumgebungsqualitat aller in der Pflege Tatigen und

4. die angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen
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Die GELIKO ist besorgt, weil der vorliegende Gegenvorschlag nur die ersten beiden Punkte anpacken will. Aus Sicht der GELIKO ist es
zwingend ndtig, auch Massnahmen fir die Punkte 3 und 4 festzulegen. Will das Parlament umfassende Massnahmen ergreifen und fur eine
hohe Pflegequalitat, eine angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen und eine bessere Arbeitsplatzzufriedenheit sorgen, so erachten wir die
Vorgabe einer sicheren und bedarfsgerechten Personalausstattung und besserer Arbeitsplatzbedingungen als unerlasslich.

Die GELIKO ist Giberzeugt, dass es nicht gelingen wird, wesentlich mehr Pflegefachpersonen auszubilden und im Beruf zu halten, wenn sich die
Arbeitsumgebungsqualitat und damit die Arbeitsbedingungen nicht verbessern. Die Arbeitgeber kdnnen keine besseren Arbeitsbedingungen
anbieten, wenn ihnen die dazu erforderlichen finanziellen Mittel nicht zur Verfigung gestellt werden. Es ist deshalb zwingend, die
Pflegeleistungen angemessen zu entschadigen — in jedem Setting und unabhangig vom Kostentrager.

GELIKO

Wird die Abgeltung bestimmter Pflegeleistungen durch die OKP zukiinftig keine arztliche Verordnung mehr voraussetzen, so werden dadurch
die Kompetenzen der Pflegefachpersonen nicht erweitert. Sie besitzen diese Kompetenzen bereits heute. Es ist nicht Teil des KVG,
Kompetenzen zu regeln oder zuzuordnen. Dies ist derzeit eine Aufgabe der Kantone und bildet in absehbarer Zeit Gegenstand des
Gesundheitsberufegesetzes (GesBG). Mit einer Neuregelung ist auch sicherzustellen, dass der stossende Status der Pflege als Hilfsberuf
endlich abgeschafft wird.

GELIKO

Die GELIKO sieht die Notwendigkeit, das Kostenwachstum einzudammen. Aus unserer Sicht ist es aber definitiv der falsche Weg, bei der
Gesundheitsférderung, der Pravention und der Primary Care (Grundversorgung im Gesundheitswesen) oder der pflegerischen Versorgung zu
sparen. Gut ausgebildete Pflegefachpersonen spielen eine wichtige Rolle bei der Férderung des Selbst-Managements, z.B. bei Menschen mit
chronischen Erkrankungen. Der Staat sollte eine aktivere Rolle ibernehmen beim Vermeiden von unnétigen oder gar schadlichen
Interventionen und Prozeduren.

Im Fokus der Pflegeinitiative steht die Sicherstellung einer qualitativ guten Pflege, die fiir alle Menschen zuganglich ist («Patientensicherheits-
Initiative»). Wir dirfen es nicht zulassen, dass die Sicherheit der Patienten weiterhin aufs Spiel gesetzt wird. Derzeit werden eindeutig zu wenig
Mittel in die Sicherstellung der Pflegequalitat und die Deckung des wachsenden Pflegebedarfs investiert, was mittelfristige enorme Kostenfolgen
verursacht, z.B. (Re)-Hospitalisierung, vermeidbare Fehler und damit verbunden langere Arbeitsabwesenheiten. Eine angebotsinduzierte
Mengenausweitung ist bei der ambulanten Pflege aufgrund der vorgangigen Bedarfsplanung ausgeschlossen. Eine solche wird heute und
musste in Zukunft von den Krankenkassen im Rahmen der Prifung der Rechnungen auch unterbunden werden.

Aufgrund der demographischen Entwicklung, zur Deckung der wachsenden Unterversorgung und aufgrund der Zunahme von polymorbiden und
chronisch kranken Menschen werden die Pflegekosten betrachtlich zunehmen. Fir die Gesellschaft und die einzelnen Menschen ware es aber
viel teurer, keine Massnahmen zu ergreifen, weil die Folgekosten, aber auch das menschliche Leid viel hdher ausfallen wiirden.

Nachhaltige Investitionen in die Pflege sind eine notwendige Voraussetzung, um die Kosten- und Pramienexplosion im Gesundheitswesen
nachhaltig ddmpfen zu kdnnen.
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Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes uiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fiir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

GELIKO

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

GELIKO

Wir begrissen die vorgeschlagene Férderung der Ausbildung
im Bereich der Pflege, betrachten diese aber als striktes
Minimum.

GELIKO

Wir lehnen beide Minderheitsantrage ab.

Die Antrage basieren auf einer Fehleinschatzung. Das Ziel,
namlich die Férderung der Pflegeausbildungen zur Deckung
des wachsenden Bedarfs, kann mit der Einschrankung auf
Auszubildende mit Betreuungs- und Unterhaltspflichten oder die
generelle Streichung von individuellen Beitragen nicht erreicht
werden.

GELIKO

Die im Bericht gedusserte Befiirchtung, die Kantone kdnnten
einen unrealistischen Bedarf an Praktikumsplatzen festlegen,
erachten wir als unrealistisch. Wahrscheinlicher ist es, dass die
Kantone diesen Bedarf unterschatzen.

Aus unserer Sicht soll bei der Bedarfsplanung nicht einseitig auf
die vorhandenen Studienplatze HF und FH abgestellt werden.
Die Kantone sollen verpflichtet werden, die Bedarfsplanung
jahrlich zu verdffentlichen und bei Bedarf zusatzliche
Studienplatze zu schaffen.

... Die Kantone veroffentlichen ihre
Bedarfsplanung jahrlich.

GELIKO

Wir begrissen, dass die Kantone den Ausbildungsbetrieben
Beitrage fir deren Leistungen in der praktischen Ausbildung
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gewahren mussen. Nicht nachvollziehbar ist jedoch, dass damit
nur mindestens die Halfte der durchschnittlichen ungedeckten
Ausbildungskosten abgegolten werden sollen. Gemass Artikel 7
gewahrt zwar auch der Bund Beitrage, doch sind diese nicht
zusatzlich, sondern beteiligt sich der Bund damit zu maximal 50
Prozent an den Beitragen der Kantone. Dies bedeutet, dass die
Kosten flr Leistungen im Bereich der praktischen Ausbildung
bis zur Halfte durch die Betriebe selber getragen werden sollen.

Fir die Leistungserbringer der Pflege kann diese Regelung zu
Finanzierungsliicken fihren. Denn die von ihnen
ausgewiesenen und berechtigten Aus- und
Weiterbildungskosten mussen entweder Teil der Pflegekosten
nach Art. 25a sein oder im Rahmen des vorliegenden Gesetzes
abgegolten werden.

Da ungedeckte Kosten mit jedem praktischen Ausbildungsplatz
ansteigen, wird ein negativer Anreiz fir zusatzliche
Ausbildungsplatze geschaffen.

Damit kein Interpretationsspielraum besteht, missen die Aus-
und Weiterbildungskosten explizit als Teil der Pflegekosten
gemass Art. 25a KVG anerkannt werden. Auf diese Weise wird
sichergestellt, dass die Kantone ihre Verantwortung fur die Aus-
und Weiterbildung in jedem Fall ibernehmen mussen.

GELIKO

Es ist nicht zielfiihrend, 26 verschiedene Regelungen zur
Berechtigung von Ausbildungsbeitragen zu schaffen. Der Bund
ist zu verpflichten, zu Handen der Kantone entsprechende
Vorgaben zu erlassen.

Wie im Zusammenhang mit Art. 1 erwahnt, erachten wir die
geplanten Ausbildungsbeitrage als notwendige, aber nicht

2 Die Kantone legen nach Massgabe des Bundes
die weiteren Voraussetzungen und den Umfang
der Ausbildungsbeitrage sewie-das-\erfahrenfir

deren-Vergabe fest.
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genugende Voraussetzung, um den Pflegenotstand wirksam zu
verhindern.

Wir lehnen die Minderheiten ab und gehen kurz auf die
einzelnen Punkte ein:

- Die Gewahrung von Darlehen hat sich in der Praxis nicht
bewahrt.

- Die Einschrankung auf Personen mit familidren Betreuungs-
und Unterhaltspflichten ist nicht sachgerecht, weil es im
Widerspruch mit dem Zweckartikel steht.

- Die Bedingung, wonach die Empfangerinnen die Ausbildung
im entsprechenden Kanton absolvieren missen, ist nicht
umsetzbar, da nicht alle Kantone tUber Ausbildungsstatten
verfugen.

- Die generelle Streichung des 3. Abschnitts steht ebenfalls
im Widerspruch zum Zweckartikel.

GELIKO 7 Diese finanzpolitische Bestimmung ist aus unserer Sicht heikel.

Auch wenn die Kostenbremse geldst wird, kann das Parlament
die Kredite jahrlich kiirzen oder gar streichen. Es besteht das
reale Risiko, dass die gesprochenen Mittel nicht effektiv zur
Verfligung gestellt werden und die Massnahmen somit nicht in
Angriff genommen werden.

GELIKO Die Kredite werden gemass dem Vorschlag nur dann gewahrt, Es braucht eine verbindliche Formulierung, dass

wenn die Kantone ebenfalls Aufwendungen fur die Erflllung die Kantone Massnahmen ergreifen und die
ihrer Aufgaben sprechen. Diese Koppelung ist problematisch. erforderlichen Mittel sprechen muissen.
Bleiben einzelne Kantone untatig oder ergreifen sie zu wenige
Massnahmen, so ist das vorliegende Bundesgesetz
wirkungslos. Aus diesem Grund sind die Kantone zu
verpflichten, gemass ihrer Bedarfsplanung Ausbildungsbeitrage
zu gewahren.
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GELIKO

Die Formulierung "im Rahmen der bewilligten Kredite" bringt
zum Ausdruck, dass es sich um eine politische Zielgrésse
handelt. Problematisch ist: Es besteht keine Garantie, dass die
in der Vorlage (also in den Bundesbeschlissen) genannten
Betrage effektiv zu den Kantonen fliessen. Sprechen die
Kantone keine Mittel, so werden auch die Bundesmittel nicht
gesprochen (siehe oben).

"im Rahmen der bewilligten Kredite" streichen

GELIKO

2,3

Wir schlagen vor, das Wort ,héchstens® im Abs. 2 ersatzlos zu
streichen. Gemass Riickfragen unsererseits entspricht es dem
Willen der SGK Nationalrat, dass der Bund und die Kantone je
50 Prozent der Mittel sprechen. Wir weisen darauf hin, dass die
Formulierung in Abs. 2 wie auch die entsprechenden
Erlauterungen Anlass zu Interpretationsspielraum geben. Abs. 2
konnte derart verstanden werden, dass der Bund 1/3 und die
Kantone 2/3 der Ausgaben tbernehmen missen (die
Bundesbeitrage betragen die Halfte der Kantonsbeitrage)

Wir unterstitzen den Minderheitsantrag. Abstufungen sind nicht
objektiv festzulegen («zweckmassige Ausgestaltung») und
erschweren die Zielerreichung.

Analog Minderheitsantrag:
Abs. 2: "héchstens" streichen

Abs. 3: Zweiter und dritter Satz: streichen

GELIKO

Wir unterstltzen eine Evaluation mit der im Bericht dargelegten
Zwecksetzung. Im Fokus sollte die Nachhaltigkeit der
Massnahmen stehen, beispielsweise die Frage, wie viele der
Absolventinnen den Pflegefachberuf effektiv ergreifen und wie
lange sie im Beruf verweilen.

GELIKO

12

4,5

Die Befristung des Gesetzes in den Artikeln 4 und 5 auf einen
kurzen Zeitraum von acht Jahren erachten wir als unredlich. Es
ist unmoglich, den stark wachsenden Pflegebedarf innert acht
Jahren zu decken. Es braucht mehrere Jahre, bis die

Analog Minderheitsantrag:

Streichen der Absatze 4 und 5
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Massnahmen greifen, die Ausbildungen abgeschlossen werden
und dem Arbeitsmarkt genligend Personen zur Verfligung
stehen.

Entgegen den Ausflihrungen im Bericht ist nicht davon
auszugehen, dass sich die Bedingungen, die das vorliegende
Gesetzesvorhaben begriinden, innert acht Jahren derart zum
Besseren geandert haben werden, dass sich die
entsprechenden Massnahmen erubrigen.

Es stellt sich auch die Frage, ob Betriebe und Pflegeschulen
daran interessiert sein konnen, Ausbildungsleistungen
auszubauen, deren Kosten sie nach acht Jahren selber tragen
mussen.

In diesem Sinne unterstiitzen wir den Minderheitsantrag.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kdnnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.
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Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des
Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den
Erlauterungen

Name/Firma Art. Abs. | Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

GELIKO 171 1 Die Bezeichnung der diplomierten Pflegefachpersonen als

Hilfspersonen der Arztinnen bildet seit jeher ein Stein des
Anstosses; sie ist nicht nur sachlich falsch, sondern tragt zur
Abwertung des Pflegeberufes bei.

Die Anerkennung der Eigenstandigkeit der Pflegefachpersonen
ist im vorliegenden Gesetz wie auch im KVG (s.u.) ein langst
Uberfalliger Schritt.

GELIKO 75 b Dito.

GELIKO 73a 3 Die Massnahmen ist sinnvoll und richtig; unseres Erachtens 3. Absatz streichen

kann sie aber so nicht umgesetzt werden: die OdAs sind keine
Bildungsanbieter und kénnen deshalb keine Bildungsangebote
bereitstellen.

Vordringlich wére hier die Uberfallige Revision der Verordnung
Uber den nachtraglichen Erwerb des Fachhochschultitels; nur so
kann die berufliche Weiterentwicklung von tberaus qualifizierten
Inhaberlnnen altrechtlicher Titel gewahrleistet werden und jene
Personen dem Gesundheitswesen langfristig erhalten bleiben.

Wir verweisen diesbeziglich auf unseren Vorschlag im
Bundesbeschluss Uber die Erhéhung der Abschlisse an
kantonalen Fachhochschulen.
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GELIKO

10a

Wir unterstitzen den uberfalligen Berufsbezeichnungsschutz,
welcher sich positiv auf das Vertrauen in die Fachpersonen, die
Qualitat und die Patientensicherheit auswirkt. Der
Berufsbezeichnungsschutz verhindert es, dass unqualifizierte
Personen Titel fiihren kénnen, welche die Patienten mit
Vertrauen und Kompetenzen der Titeltrager verbinden.

Zur Verhinderung einer unlauteren und irrefihrenden
Verwendung der Berufsbezeichnungen lehnen wir die
Minderheit ab, welche Ziffer 4 streichen will.

GELIKO

30a

Wir beflirworten das Aussprechen von Bussen flir das
unrechtmassige Fiihren von Titeln. Somit kann sichergestellt
werden, dass keine Personen mehr Berufsbezeichnungen
tragen, die sie aufgrund ihrer Ausbildungen und Kompetenzen
nicht fihren durfen. Die Personalknappheit und die damit
verbundene Problematik, gentigend qualifiziertes Personal zu
rekrutieren, verleitet heute einzelne Betriebe dazu, irrefiihrende
Berufsbezeichnungen zu verwenden. Aus diesem Grund fordern
wir Straflosigkeit von Personen, die auf Anweisung ihres
Arbeitgebers eine Berufsbezeichnung fuhren, die ihnen rechtlich
nicht zusteht.

12
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes
sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

GELIKO Allgemeine Bemerkungen

Der Vorschlag ist zentral, den Berufsstatus des
Pflegefachberufes durch die Anerkennung eines
eigenstandigen Leistungsbereiches der Pflege und durch die
entsprechende Anerkennung der diplomierten
Pflegefachpersonen als eigenstandige Leistungserbringer zu
regeln. Dieses Anliegen bildete wiederholt Gegenstand
politischer Vorstosse, die allesamt im Bundesparlament
gescheitert sind. Dies war mit ein Grund, dass die
Volksinitiative lanciert worden ist.

Im Grundsatz handelt es sich um den Nachvollzug der Iangst
gelebten Praxis im KVG, namlich um die geltende
Kompetenzabgrenzung zwischen Arztlnnen und
Pflegefachpersonen. Die Teilautonomie der Pflege existiert
unabhangig vom KVG. Sie kann allerdings im Leistungsbereich
der KLV nicht umgesetzt werden, weil das KVG
Pflegeleistungen nur bei Vorliegen einer arztlichen Anordnung
dbernimmt.

Die Anderung ist nicht mit Mehrkosten verbunden, weil in jedem
Fall eine Bedarfsabklarung vorliegen muss. Neu ist, dass
gewisse Pflegeleistungen der OKP in Rechnung gestellt
werden, ohne dass dafur eine arztliche Verordnung ausgestellt
werden muss. In der Praxis werden schon heute viele
Leistungen erbracht, bevor die arztliche Verordnung vorliegt.
Die heutige gesetzliche Regelung ist widersinnig, erhéht die
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Burokratie und damit die Kosten und soll endlich
gesetzgeberisch korrigiert werden.

GELIKO

25

Aus gesetzestechnischer Systematik sind nicht nur die
Leistungen von Pflegefachpersonen gemass Art. 25 Abs. 2 Bst.
a Ziff 2bis, sondern auch die Pflegefachpersonen als Erbringer
der Leistungen explizit im KVG zu nennen.

Bei der Pa.lv. Joder war diese Anpassung ebenfalls
vorgesehen und wurde im damals im erlauternden Bericht der
Kommission positiv beurteilt.

Wir fordern dezidiert die Annahme des Minderheitsantrags
Ammann.

Analog Minderheitsantrag: ergénzen

.2bis Pflegefachpersonen®

GELIKO

25a

Wir lehnen den Vorschlag ab, wonach Massnahmen der Akut-
und Ubergangspflege (AUP) gemeinsam von einem Arzt/einer
Arztin und einer Pflegefachperson angeordnet werden miissen.
Dafiir gibt es erstens systematische Griinde: AUP ist einzig und
allein ein Finanzierungsmodus, der sich auf eine bestimmte
Phase der Behandlung und Pflege bezieht. Inhaltlich
unterscheiden sich die Leistungen in der AUP von den in den
anderen Phasen erbrachten Pflegeleistungen in keiner Weise
(vgl. Art. 7 KLV). Zweitens sehen wir keinen Grund fir eine
gesonderte Kompetenzregelung bzw. gesonderte
Abgeltungsvoraussetzungen bei der AUP. Auch hier sollen die
Arztlnnen die dem &rztlichen (diagnostisch-therapeutischen)
Bereich und die Pflegefachpersonen die ihrem eigenstandigen
Bereich zuzuordnenden Massnahmen anordnen. Dies setzte
eine Koordination und gegenseitige Absprache nach den
elementaren Grundsatzen der interprofessionellen
Zusammenarbeit voraus. Entgegen den Erlauterungen im
Bericht soll ausgeschlossen werden, dass Arztlnnen

Analog Minderheitsantrag:
[...] die im Spital von einem Arzt oder einer Arztin
oder einer Pflegefachperson angeordnet werden

[.]
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Massnahmen der Abklarung, Beratung, Koordination und der
Grundpflege anordnen.

Aus diesem Grund unterstlitzen wir den Antrag der Minderheit.
Der Begriff "oder" macht deutlich, dass Leistungen von
unterschiedlichen Personen anzuordnen sind. In Kombination
mit dem zu ergdnzendem Absatz 3 Ziff.b wird festgelegt,
welche Massnahmen von einer Pflegefachperson angeordnet
werden kénnen.

GELIKO

25a

Entgegen den Erlauterungen im Bericht (z. B. S. 28
zweitunterster Absatz) kdnnen Arztinnen keine Massnahmen
anordnen, die dem eigenstandigen Bereich der Pflege
zuzuordnen sind, also Massnahmen der Abklarung, der
Beratung, der Koordination und der Grundpflege. Dies wiirde
gegen die berufliche, z.Zt. kantonalrechtlich geregelte
Kompetenzordnung verstossen und zu Unklarheiten bezuglich
der Haftung der jeweiligen Akteure fihren. Litt. a deckt somit
ausschliesslich originar arztlich-medizinische Massnahmen ab,
also Massnahmen der Untersuchung und Behandlung.

GELIKO

25a

Es ist nicht sinnvoll, einzig die Grundpflege exemplarisch
aufzufihren. Wie es im erlduternden Bericht beschrieben wird,
sollen Massnahmen der Abklarung, Beratung und Koordination
und der Grundpflege von Pflegefachpersonen angeordnet
werden.

Erganzung: "dazu gehdéren die Massnahmen der
Abklarung, Beratung, Koordination und
Grundpflege"

GELIKO

25a

3bisa

Wir begrissen diese Prazisierung bei Patienten mit komplexen
Erkrankungen und am Lebensende, wie auch den damit
verbundenen Minderheitsantrag Moret (3bisa), der zusatzlich
die angemessene Abgeltung des Pflegepersonals,
einschliesslich des Personals in Ausbildung garantieren will.
Wir messen der Bestimmung allerdings eher eine
deklaratorische Bedeutung zu: wie es der Bericht erwahnt,

Analog Minderheitsantrag:

3bis a erganzen
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sollte bereits de lege lata diesen besonderen Situationen
Rechnung getragen werden, sofern die bestehenden
Voraussetzungen des KVG (also insbesondere die WZW-
Kriterien) nachweislich erfillt sind.

GELIKO 25a 3ter Wir weisen der Klarheit halber darauf hin, dass die Abgeltung
von Leistungen im eigensténdigen Bereich der Pflege zwar
keine arztliche Anordnung, aber von KVG wegen auf jeden Fall
nach wie vor eine arztliche Diagnose voraussetzt.
GELIKO . . . I e )
25a 3quater Wie bei Art. 5 vom neues Bundesgesetz lber die Férderung Einfigen: Art. 25a KVG Abs. 3quater (neu):
der Ausbildung im Bereich der Pflege ausgefiihrt, braucht es im . : . .
) - . , ,Die von den Leistungserbringern ausgewiesenen
KVG eine Erganzung, damit die Ausbildungskosten der - . .
L . . e Aus- und Weiterbildungskosten sind Teil der
Institutionen voll gedeckt sind. Nur so kénnen Anreize fur .
itere und litativ hochwertiae Praktikumsplit haffen Pflegekosten. Der Bundesrat regelt die
We': © und qualifaliv nochwerlige Fraktikumsplatze geschallen | g, elheiten. Er beriicksichtigt dabei kantonale
werden. Vorgaben fiir die Ausbildung. Beitrage der
Kantone gestiitzt auf das Bundesgesetz lber die
Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
werden angerechnet.”
GELIKO . . : C 2 C .
38 2 Das Ziel ist es, dass moglichst viele Organisationen Die Zulassung der Organisationen nach Artikel

Ausbildungsleistungen erbringen. Gemass dem Vorschlag
werden einzig Organisationen mit einem kantonalen
Leistungsauftrag dazu verpflichtet. Der Kreis ist aber zu
vergrossern, indem alle Organisationen mit einer
Betriebsbewilligung in die Massnahmen einzubinden sind.

Bei der vorgeschlagenen Lésung wirden viele Organisationen
ohne Leistungsauftrag darauf verzichten,
Ausbildungsleistungen zu erbringen, zumal sie nicht von den
Unterstitzungsbeitragen profitieren kdnnten.

35 Absatz 2 Buchstabe d® setzt eine kantonale
Betriebsbewilligung voraus. Der Kanton legt in der
Betriebsbewilligung insbesondere die zu
erbringenden Ausbildungsleistungen fest unter
Berlcksichtigung der Kriterien nach Artikel 3 des
Bundesgesetzes vom ..."8 (iber die Férderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und des
Ausbildungskonzepts nach Artikel 4 des
genannten Gesetzes.
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GELIKO

38

1bis
und 2

Wir lehnen die von der Minderheit beantragte Aufhebung des
Kontrahierungszwanges vehement ab. Es geht nicht an, an der
Pflege ein Exempel zu statuieren.

Wir weisen darauf hin, dass die pa.lv. Joder nicht zuletzt an
diesem Punkt gescheitert ist und es beim Volk keine Mehrheit
gibt, den Kontrahierungszwang und damit verbunden die freie
Pflege-Wahl aufzuheben.

GELIKO

39

Wir unterstitzen dezidiert den Minderheitsantrag Carobbio
Guscetti et al., der verbindliche Vorgaben bezliglich des
erforderlichen Pflegefachpersonals schafft. Die Korrelation
zwischen Personaldotation (quantitativ und qualitativ, also der
Anzahl und dem Ausbildungsniveau der diplomierten
Pflegefachpersonen) einerseits und der Pflegequalitat und
Patientensicherheit (insb. Komplikations- und
Sterblichkeitsrate) andererseits, ist wissenschaftlich klar belegt.

In immer mehr Landern werden mit grossem Erfolg so
genannte "Nurse-to-patient-ratios" (Vorgabe einer sicheren und
bedarfsgerechten Personalausstattung) eingefihrt. Eine
Pionierrolle hat dabei der amerikanische Bundesstaat
Kalifornien eingenommen, bei dem die Einfiihrung verbindlicher
Minimalschlissel nicht nur zu einer Verbesserung der
Outcomes, sondern auch zur Behebung des Pflegenotstandes
gefiihrt hat. Dies belegt, dass der Personalmangel und der
daraus resultierende Druck auf das verbleibende Personal
einen wesentlichen Anteil an der fehlenden Attraktivitat des
Pflegeberufes bildet.

Die Personaldotation ist wegen dem unterschiedlichen Bedarf
pro Pflegebereich (stationare Langzeitpflege, medizinische und
chirurgische Abteilungen, Spitex, Intensivstationen etc.)
festzulegen. Wir weisen darauf hin, dass die Schweizerische
Gesellschaft fur Intensivmedizin selber eine Ratio festgelegt

Analog Minderheitsantrag:

Erganzen: [...] "und das Pflegefachpersonal nach
Art. 39a verfiigen"
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hat, die von allen Ausbildungsspitélern umgesetzt werden muss
und die sich bewahrt hat.

Die Einflihrung einer Nurse-to-patient-ratio ist eine der
Kernforderungen, die mit der eidgendssischen Pflegeinitiative
verbunden ist.

GELIKO 39a Bei der Ausgestaltung der Vorgaben ist auf fixe Zahlen auf der | Analog Minderheitsantrag:

Gesetzesstufe zu verzichten. Die Festlegung der Vorgabe einer
sicheren und bedarfsgerechten Personalausstattung (Nurse-to-
patient-ratio) pro Pflegebereich ist dem Bundesrat zu
delegieren.

Art. 39a einfligen

Wir unterstutzen den Minderheitsantrag, erachten diesen aber
als Minimalvariante.

GELIKO 39b Wir fordern die Einfiihrung eines allgemeinverbindlichen GAV. Analog Minderheitsantrag:

Nur eine nationale gesetzliche Vorgabe kann die Art. 39b einfiigen
flachendeckende Verbesserung der Arbeitsbedingungen
sicherstellen. Diese sind die Voraussetzung, um die
Arbeitsplatzzufriedenheit und damit die Berufsverweildauer zu
erhoéhen. Diese wiederum ist ein wesentlicher Faktor, um die
Qualitat der Pflegeleistungen und die Patientensicherheit zu
erhdhen.

Der beste GAV, wie auch der beste arbeitsgesetzliche Schutz,
natzt nichts, wenn den Betrieben die personellen und
finanziellen Mittel fehlen, um die entsprechenden Regelungen
umzusetzen.

Die flachendeckende Verbesserung der Arbeitsbedingungen ist
eine der Kernforderungen, die mit der eidgendssischen
Pflegeinitiative verbunden ist.

GELIKO 55b Aufgrund der demographischen Entwicklung, der Zunahme von | Streichen

multimorbiden und chronischen Kranken werden die Kosten der
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Pflege grundsatzlich steigen. Auch die Behebung der
bestehenden Unterversorgung ist mit steigenden Kosten
verbunden.

Eine qualitativ hochstehende Pflege tragt zu einem effizienten
Mitteleinsatz bei und erhéht den Behandlungserfolg und die
Patientenzufriedenheit. Die Mittel, welche in die Pflege
investiert werden, sind kostendampfend, indem vermeidbare
Komplikationen verhindert und (Re)-Hospitalisierung unnétig
werden.

Aufgrund der erforderlichen vorgangigen Bedarfsplanung bei
der Pflege kann eine angebotsinduzierte Mengenausweitung
ausgeschlossen werden. Ein erheblicher Teil der
Pflegeleistungen zulasten der OKP bleibt arztlich verordnet
(medizinisch-therapeutische Leistungen); samtliche
Pflegeleistungen setzen weiterhin eine arztliche Diagnose
voraus; samtliche Pflegeleistungen werden von den
Versicherungen streng auf ihre Einhaltung der WZW-Kfriterien
Uberpruft.

Zudem wirde es der vorgeschlagene Gesetzestext erlauben,
potenziell in allen Kantonen, die Gber dem Durchschnitt des
Kostenwachstums in der Pflege liegen (also der Halfte der
Kantone) eine Zulassungsbeschrankung einzufihren.

GELIKO U- Wir begriissen die Einflihrung einer Evaluation, weisen aber

best. darauf hin, dass nicht nur die wirtschaftlichen Folgen im
Zentrum stehen dirfen. Zu bertcksichtigen sind die
Verbesserung der Versorgung und die dadurch vermiedenen
Folgekosten (inkl. Vermeidung von Arbeitsplatzausfallen).
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
und zu den Erlauterungen

Wir verweisen hier auf die in unserer Stellungnahme zu Art. 7 Abs. 1
des Gesetzesentwurfes gedusserten Beflurchtungen, dass den in
Aussicht gestellten Krediten zur Finanzierung der Finanzhilfen die
endglltige Verbindlichkeit fehlt.

Analog des dortigen Streichungsantrages, muss auch im
Bundesbeschluss die Befristung auf acht Jahre gestrichen werden.

Die Antrage der Minderheiten 1 und 2 lehnen wir dezidiert ab und
verweisen dabei ebenfalls auf unsere Argumente in der Sache.

Name/Firma Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag
GELIKO Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.
GELIKO

Streichen ,,...fur die Dauer von acht Jahren...*
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den
kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

GELIKO

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

GELIKO

Wir begriissen die anreizfinanzierte Sonderfinanzierung zur Erhéhung
der Anzahl Ausbildungsplatze an den FH. Die entsprechende
Erhdéhung der Kapazitaten bildet das unerldssliche Pendant zum
Ausbau der Praktikumsplatze.

Wir bedauern, dass sich diese Massnahme nicht auf den gesamten
Bildungsbereich (also auch auf die Ausbildung in den HF) ausdehnen
Iasst. Dies ist eine Folge der vom SBK seit jeher kritisierten Zweiteilung
der Grundausbildung in Pflege in HF und FH.

Da diese Zweiteilung in der deutsch- und in der italienischen, nicht
aber in der franzdsischen Schweiz umgesetzt wurde, wird sich der
vorliegende Beschluss sprachregional unterschiedlich auswirken.

Zudem merken wir an, dass im erlauternden Bericht die franzdsische
Ubersetzung der Hoheren Fachschulen veraltet ist. Diese heissen
korrekt: ,école supérieure”

GELIKO

3 litt. c

Dieser Eckwert, der eine Abstimmung auf den Bedarf an
Ausbildungsabschlissen an Fachhochschulen abstellt, ist einzig auf
die Verhaltnisse in der deutschen und der italienischen Schweiz
zugeschnitten. Er ist in der franzésischen Schweiz nicht anwendbar,
weil es gar keine HF gibt (mit Ausnahme von St. Imier).

GELIKO

3 litt. d

Wir fordern ebenfalls die Revision der Verordnung des WBF (ber den
nachtraglichen Erwerb des Fachhochschultitels. Jene Verordnung
sollte den Inhaberlnnen altrechtlicher Titel nach Absolvierung
einschlagiger Weiterbildungen die berufliche Weiterentwicklung
ermoglichen; wie sich gezeigt hat, wurde dieser Zweck nicht erfillt. Seit

Die Verordnung des WBF Uber den nachtréaglichen Erwerb

des Fachhochschultitels ist dahingehend zu revidieren,
dass die Liste der anerkannten bzw. verlangten

21




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz tiber die Forderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege - Vernehmlassungsverfahren

deren Inkrafttreten im Jahr 2015 ist ganzen 451 Gesuchstellerinnen der Weiterbildungen in Art. 1 Abs. 4 litt. b im Sinne unserer
NTE gewahrt worden; zahlreiche Angehdrige des Pflegeberufes sind in | Bemerkungen erweitert bzw. ergénzt wird.

ihrer beruflichen Weiterentwicklung blockiert, z.B., weil deren
Weiterbildung zu wenig weit zurickliegt: ihnen steht einzig das
(verklrzte) Bachelorstudium offen! Die entsprechende
Verordnungsrevision drangt sich auch deshalb auf, damit jene
Bachelorstudienplatze jingeren Kandidatinnen zur Verfligung stehen,
im Sinne der erwiinschten Zunahme der Anzahl neuer Pflegediplome —
von der Anerkennung des Engagements jener gut ausgebildeten, sehr
erfahrenen, aber unter altem Recht diplomierten Pflegefachpersonen
ganz zu schweigen. Damit wiirde auch der berufliche Verbleib jener
Personen im Gesundheitswesen gefordert.

Schliesslich wirde allfalligen Interessentinnen endlich der direkte
Zugang zum Masterstudium erdffnet und damit der durch die
angestrebte Zunahme der Bachelorabschlisse bedingte Nachwuchs
an Dozierenden gesichert.
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss tiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitat und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

GELIKO Die finanzielle Férderung von Massnahmen zur Verbesserung von
Strukturen und Ablaufen kann nur begrisst werden, soweit diese auch
zu einer konkreten Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der
Pflege flhren.

GELIKO

Wir begriissen eine Unterstlitzung des Bundes von Projekten zur
Verbesserung der Effizienz im Bereich der Grundversorgung.

Der Art. 1 ist in Bezug auf die Geltungsdauer mit den anderen
entsprechenden Verpflichtungskrediten zu harmonisieren. Gleichzeitig
mochten wir darauf hinweisen, dass auch eine Frist von acht Jahren
zu kurz ist, um die Ziele zu erreichen.

Fur Finanzhilfen nach [...] wird fir acht Jahre ab
Inkrafttreten [...] ein Verpflichtungskredit von insgesamt
16 Millionen Franken bewilligt.
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Kommission fir soziale Sicherheit und
Gesundheit des Nationalrates SGK-NR

3003 Bern

Per E-Mail an:
pflege@bag.admin.ch
gever@bag.admin.ch

Bern, 14. August 2019

Vernehmlassung 19.401 Pa. Iv. Fir eine Starkung der Pflege — fir mehr
Patientensicherheit und mehr Pflegequalitét

Sehr geehrter Herr Kommissionsprasident,
sehr geehrte Damen und Herren

Die Krebsliga Schweiz bedankt sich fir die Méglichkeit, an der Vernehmlassung zum
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «FUr eine starke Pflege (Pflegeinitiative)»
teilzunehmen. Wir unterstiitzen die Volksinitiative, die eine fiir alle Personen zugangliche
pflegerische Versorgung in hoher Qualitat zum Ziel hat. Die Krebsliga Schweiz nimmt
deshalb gerne Stellung und stitzt sich dabei auf die Stellungnahme des Schweizerischen
Berufsverbands der Pflegefachfrauen und Pflegefachméanner SBK.

Wir danken lhnen im Voraus fir die Berticksichtigung unserer Rickmeldungen. Bei
Fragen zur Stellungnahme stehen wir gerne zur Verfiigung.

Freundliche Grisse
Krebsliga Schweiz

|

77 |

vV /
\ /

)/ I~ - Zf 21U {

|
PD Dr. med. Gilbert Zulian Dr. Kathrin Kramis
Prasident Geschaftsfuhrerin

Beilage: Stellungnahme Krebsliga Schweiz

Krebsliga Schweiz

Effingerstrasse 40, Postfach 8219, CH-3001 Bern

Tel +41 (0)31 389 91 00, Fax +41 (0)31 389 91 60, info@krebsliga.ch, www.krebsliga.ch
Credit Suisse AG, Zurich, IBAN CH34 0483 5015 5480 0100 0, CHE-107.818.640 MWST

ATIRCR

&

» <
CERTIFE

PPN
Q:
S



Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
- Vernehmlassungsverfahren

Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : Krebsliga Schweiz

Abklrzung der Organisation / Firma : KLS

Adresse . Effingerstrasse 40, 3008 Bern
Kontaktperson : Franziska Lenz

Telefon : 0031 38993 17

E-Mail : franziska.lenz@krebsliga.ch
Datum : 14. August 2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszuftllen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular léschen oder neue Zeilen hinzufiigen mochten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben” den
Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefllt werden.

Herzlichen Dank fir lhre Mitwirkung!



mailto:pflege@bag.admin.ch
mailto:gever@bag.admin.ch

Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes liber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege und zum
erlauternden Bericht 3

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes tiber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zu deren Erlauterungen 6

Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des Militarstrafprozesses, des
Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den Erlauterungen 1

Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes sowie zu den
Erlauterungen 13

Bemerkungen zum Bundesbeschluss tiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege und zu den
Erlauterungen 20

Bemerkungen zum Bundesbeschluss tiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den kantonalen
Fachhochschulen und zu den Erlauterungen 21

Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen Grundversorgung,
insbesondere der Interprofessionalitat und zu den Erlauterungen 23




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes uber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma

Bemerkung/Anregung

KLS

Die Krebsliga Schweiz bedankt sich fur die Mdglichkeit, an der Vernehmlassung zum indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Fur eine
starke Pflege (Pflegeinitiative)» teilnehmen. Wir unterstitzten die Volksinitiative, die eine fir alle Personen zugangliche pflegerische Versorgung
in hoher Qualitat zum Ziel hat. Die Krebsliga Schweiz nimmt deshalb gerne Stellung und stiitzt sich dabei auf die Stellungnahme des
Schweizerischen Berufsverbands der Pflegefachfrauen und Pflegefachménner SBK.

Wir bedanken uns bei der nationalratlichen Gesundheitskommission und dem Bundesamt flir Gesundheit fir die Vorarbeiten. Wir begriissen es,
dass der Handlungsbedarf unbestritten ist und die Thematik mit grosser Ernsthaftigkeit angegangen wird. Hervorheben mdchten wir die hohe
Qualitat des erlauternden Berichtes. Allerdings missen wir feststellen, dass trotz dem vorhandenen Problembewusstsein teilweise die falschen
Schliisse gezogen werden.

KLS

Der aktuelle und wachsende Pflegenotstand hat viele Ursachen. Fehlt in Betrieben qualifiziertes Personal, so sinken die Qualitat und die
Patientensicherheit weiter. Ist die Arbeitsplatzzufriedenheit ungentigend, so nimmt die Berufsverweildauer ab. Ist der Beruf unattraktiv, so
entscheiden sich auch zu wenige Leute dazu, Pflegeausbildungen zu beginnen. Dieser Teufelskreislauf der schleichenden
Deprofessionalisierung und dem Verlust der Pflegequalitat auf Kosten der Patienten und der Pflegefachpersonen muss durch gesetzgeberische
Massnahmen endlich behoben werden.

Im Fokus der Pflegeinitiative steht die quantitativ und qualitativ bedarfsgerechte pflegerische Versorgung der Bevdlkerung. Es handelt sich damit
um eine "Patientensicherheitsinitiative”. Dies haben die 115'000 Unterzeichner/-innen klar erkannt.

Konkret sorgt die Pflegeinitiative fir Massnahmen in vier Bereichen.

1. die Aushildung einer gentigenden Anzahl von Pflegefachpersonen;

2. die rechtliche Anerkennung der Kompetenzen der Pflegefachpersonen in den Sozialversicherungen;
3. die Verbesserung der Arbeitsumgebungsqualitat aller in der Pflege Téatigen und

4. die angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen

Der Krebsliga Schweiz ist sich bewusst, dass die Massnahmen der Pflegeinitiative auch mit einem indirekten Gegenvorschlag umgesetzt
werden kdnnen. Auch sind uns die Vorteile einer zeitnahen Umsetzung bekannt. Sorge bereitet uns die Tatsache, dass der vorliegende
Gegenvorschlag nur die ersten beiden Punkte anpacken will. Aus Sicht des Krebsliga Schweiz ist es zwingend nétig, auch Massnahmen fiir die
Punkte 3 und 4 festzulegen. Will das Parlament umfassende Massnahmen ergreifen und fur eine hohe Pflegequalitat, eine angemessene
Abgeltung der Pflegeleistungen und eine bessere Arbeitsplatzzufriedenheit sorgen, so erachten wir die Vorgabe einer sicheren und
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bedarfsgerechten Personalausstattung (Nurse-to-patient-ratio) und besserer Arbeitsplatzbedingungen als unerlasslich. Aus Sicht der Krebsliga
Schweiz ist es zielfuhrend, mit einem allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsvertrag dafir eine Grundlage zu schaffen.

Es wird nicht gelingen, wesentlich mehr Pflegefachpersonen auszubilden und im Beruf zu halten, wenn sich die Arbeitsumgebungsqualitat und
damit die Arbeitsbedingungen nicht verbessern. Die Arbeitgeber kdnnen keine besseren Arbeitsbedingungen anbieten, wenn ihnen die dazu
erforderlichen finanziellen Mittel nicht zur Verfligung gestellt werden. Es ist deshalb zwingend, die Pflegeleistungen angemessen zu
entschadigen — in jedem Setting und unabhéngig vom Kostentrager.

KLS

Im erlauternden Bericht sind unter Punkt 2.1.3 die Ausbildungen auf der Tertidrstufe aufgefuhrt. Ganz allgemein wird der Begriff
.Pflegefachpersonen® verwendet, was mit Bezug auf die Inhaberinnen von Berufsprifungen unkorrekt ist. Es wird falscherweise suggeriert, dass
alle Abschlusse auf der Tertiarstufe in etwa gleichwertig sind, was nicht der Fall ist. Zudem ist uns nicht bekannt, dass man zurzeit an einer
universitaren Hochschule einen berufsbefahigenden Bachelor of Science in Pflege absolvieren kann.

Wir méchten uns kurz tber die Aufgaben der diplomierten Pflegefachpersonen aussern, die im Bericht unter 2.1.5 verkirzt dargestellt werden.
Die Annahme ist falsch, die diplomierten Pflegefachpersonen wirden nur noch den Pflegebedarf abklaren und die Pflege planen und die
eigentliche Pflege dem sekundéar ausgebildeten Personal delegieren. Diplomierte Pflege findet im Wesentlichen nach wie vor im direkten
Patientenkontakt statt, wo die fachlichen und menschlichen Kompetenzen, das Wissen und das Kénnen gefragt sind. Um den Mangel an
qualifiziertem Personal zu beheben, muss das korrekte Einsatzgebiet der Diplompflege respektiert werden, um dann nachhaltig ihre
Rahmenbedingungen zu verbessern (vergl. z.B. Kompetenzverordnung im GesBG.)

Im erlauternden Bericht wird unter dem Punkt 2.2.1 eine Tabelle gezeigt, die den zusatzlichen Personalbedarf nach Versorgungsbereich
aufzeigt. Wir weisen darauf hin, dass diese Tabelle die Ausbildungsabschlisse nicht differenziert darstellt.

KLS

Wir méchten ein Missverstandnis ausrdumen: Wird die Abgeltung bestimmter Pflegeleistungen durch die OKP zukiinftig keine &rztliche
Verordnung mehr voraussetzen, so werden dadurch die Kompetenzen der Pflegefachpersonen nicht erweitert. Sie besitzen diese Kompetenzen
bereits heute. Es ist nicht Teil des KVG, Kompetenzen zu regeln oder zuzuordnen. Dies ist derzeit eine Aufgabe der Kantone und bildet in
absehbarer Zeit Gegenstand des Gesundheitsberufegesetzes (GesBG). Mit einer Neuregelung ist auch sicherzustellen, dass der stossende
Status der Pflege als Hilfsberuf endlich abgeschafft wird.

KLS

Wir méchten uns zu den Kostenfolgen aussern:

Im Fokus der Pflegeinitiative steht die Sicherstellung einer qualitativ guten Pflege, die fur alle Menschen zugénglich ist («Patientensicherheits-
Initiative»). Wir dirfen es nicht zulassen, dass die Sicherheit der Patienten weiterhin aufs Spiel gesetzt wird. Derzeit werden eindeutig zu wenig
Mittel in die Sicherstellung der Pflegequalitat und die Deckung des wachsenden Pflegebedarfs investiert, was mittelfristige enorme Kostenfolgen
verursacht, z.B. (Re)-Hospitalisierung, vermeidbare Fehler und damit verbunden langere Arbeitsabwesenheiten. Eine angebotsinduzierte




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Mengenausweitung ist bei der ambulanten Pflege aufgrund der vorgéngigen Bedarfsplanung ausgeschlossen. Eine solche wird heute und
musste in Zukunft von den Krankenkassen im Rahmen der Prifung der Rechnungen auch unterbunden werden.

Aufgrund der demographischen Entwicklung, zur Deckung der wachsenden Unterversorgung und aufgrund der Zunahme von polymorbiden und
chronisch kranken Menschen werden die Pflegekosten betrachtlich zunehmen. Fir die Gesellschaft und die einzelnen Menschen wére es aber
viel teurer, keine Massnahmen zu ergreifen, weil die Folgekosten, aber auch das menschliche Leid viel héher ausfallen wiirden.

Nachhaltige Investitionen in die Pflege sind eine notwendige Voraussetzung, um die Kosten- und Pramienexplosion im Gesundheitswesen
nachhaltig dampfen zu kénnen.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes liber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

KLS

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

KLS

Wir begriissen die vorgeschlagene Foérderung der Ausbildung
im Bereich der Pflege, betrachten diese aber als striktes
Minimum.

KLS

Wir lehnen beide Minderheitsantrage ab.

Die Antrage basieren auf einer Fehleinschatzung. Das Ziel,
namlich die Férderung der Pflegeausbildungen zur Deckung
des wachsenden Bedarfs, kann mit der Einschrankung auf
Auszubildende mit Betreuungs- und Unterhaltspflichten oder die
generelle Streichung von individuellen Beitrdgen nicht erreicht
werden.

KLS

Die im Bericht gedusserte Beflirchtung, die Kantone kénnten
einen unrealistischen Bedarf an Praktikumsplatzen festlegen,
erachten wir als unrealistisch. Wahrscheinlicher ist es, dass die
Kantone diesen Bedarf unterschatzen.

Aus Sicht der Krebsliga Schweiz soll bei der Bedarfsplanung
nicht einseitig auf die vorhandenen Studienplatze HF und FH
abgestellt werden. Die Kantone sollen verpflichtet werden, die
Bedarfsplanung jahrlich zu veréffentlichen und bei Bedarf
zuséatzliche Studienplatze zu schaffen.

... Die Kantone veroffentlichen ihre
Bedarfsplanung jahrlich.

KLS

Die Krebsliga Schweiz begrisst, dass die Kantone den
Ausbildungsbetrieben Beitrége fir deren Leistungen in der
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praktischen Ausbildung gewahren missen. Nicht
nachvollziehbar ist jedoch, dass damit nur mindestens die Halfte
der durchschnittlichen ungedeckten Ausbildungskosten
abgegolten werden sollen. Geméss Artikel 7 gewéhrt zwar auch
der Bund Beitrage, doch sind diese nicht zuséatzlich, sondern
beteiligt sich der Bund damit zu maximal 50 Prozent an den
Beitragen der Kantone. Dies bedeutet, dass die Kosten fir
Leistungen im Bereich der praktischen Ausbildung bis zur Hélfte
durch die Betriebe selber getragen werden sollen.

Fur die Leistungserbringer der Pflege kann diese Regelung zu
Finanzierungslucken fuhren. Denn die von ihnen
ausgewiesenen und berechtigten Aus- und
Weiterbildungskosten missen entweder Teil der Pflegekosten
nach Art. 25a sein oder im Rahmen des vorliegenden Gesetzes
abgegolten werden.

Da ungedeckte Kosten mit jedem praktischen Ausbildungsplatz
ansteigen, wird ein negativer Anreiz flr zusatzliche
Ausbildungsplatze geschaffen.

Damit kein Interpretationsspielraum besteht, missen die Aus-
und Weiterbildungskosten explizit als Teil der Pflegekosten
gemass Art. 25a KVG anerkannt werden. Auf diese Weise wird
sichergestellt, dass die Kantone ihre Verantwortung fur die Aus-
und Weiterbildung in jedem Fall ibernehmen mussen.

KLS

Es ist nicht zielfihrend, 26 verschiedene Regelungen zur
Berechtigung von Ausbildungsbeitragen zu schaffen. Der Bund
ist zu verpflichten, zu Handen der Kantone entsprechende
Vorgaben zu erlassen.

2 Die Kantone legen nach Massgabe des Bundes
die weiteren Voraussetzungen und den Umfang
der Ausbildungsbeitrage sewie-das-\erfahren-fir

derenVergabe fest.
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Wie im Zusammenhang mit Art. 1 erwahnt, erachten wir die
geplanten Ausbildungsbeitrage als notwendige, aber nicht
geniigende Voraussetzung, um den Pflegenotstand wirksam zu
verhindern.

Die Krebsliga Schweiz lehnt die Minderheiten ab und geht kurz
auf die einzelnen Punkte ein:

- Die Gewahrung von Darlehen hat sich in der Praxis nicht
bewahrt.

- Die Einschrankung auf Personen mit familidren Betreuungs-
und Unterhaltspflichten ist nicht sachgerecht, weil es im
Widerspruch mit dem Zweckartikel steht.

- Die Bedingung, wonach die Empfangerinnen die Ausbildung
im entsprechenden Kanton absolvieren mussen, ist nicht
umsetzbar, da nicht alle Kantone tber Ausbildungsstatten
verfligen.

- Die generelle Streichung des 3. Abschnitts steht ebenfalls
im Widerspruch zum Zweckartikel.

KLS 7 Diese finanzpolitische Bestimmung ist aus Sicht der Krebsliga

Schweiz heikel. Auch wenn die Kostenbremse geldst wird, kann
das Parlament die Kredite jahrlich kiirzen oder gar streichen. Es
besteht das reale Risiko, dass die gesprochenen Mittel nicht
effektiv zur Verfigung gestellt werden und die Massnahmen
somit nicht in Angriff genommen werden.

Die Kredite werden geméass dem Vorschlag nur dann gewabhrt, Es braucht eine verbindliche Formulierung, dass
wenn die Kantone ebenfalls Aufwendungen fiir die Erflllung die Kantone Massnahmen ergreifen und die
ihrer Aufgaben sprechen. Diese Koppelung ist problematisch. erforderlichen Mittel sprechen mussen.

Bleiben einzelne Kantone untatig oder ergreifen sie zu wenige
Massnahmen, so ist das vorliegende Bundesgesetz
wirkungslos. Aus diesem Grund sind die Kantone zu
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verpflichten, gemass ihrer Bedarfsplanung Ausbildungsbeitrage
zu gewahren.

KLS

Die Formulierung "im Rahmen der bewilligten Kredite" bringt
zum Ausdruck, dass es sich um eine politische Zielgrosse
handelt. Problematisch ist: Es besteht keine Garantie, dass die
in der Vorlage (also in den Bundesbeschliissen) genannten
Betrage effektiv zu den Kantonen fliessen. Sprechen die
Kantone keine Mittel, so werden auch die Bundesmittel nicht
gesprochen (siehe oben).

"im Rahmen der bewilligten Kredite" streichen

KLS

2,3

Die Krebsliga Schweiz schlagt vor, das Wort ,h6chstens® im
Abs. 2 ersatzlos zu streichen. Gemass Rickfragen unsererseits
entspricht es dem Willen der SGK Nationalrat, dass der Bund
und die Kantone je 50 Prozent der Mittel sprechen. Wir weisen
darauf hin, dass die Formulierung in Abs. 2 wie auch die
entsprechenden Erlauterungen Anlass zu
Interpretationsspielraum geben. Abs. 2 kdnnte derart
verstanden werden, dass der Bund 1/3 und die Kantone 2/3 der
Ausgaben Ubernehmen mussen (die Bundesbeitrége betragen
die Halfte der Kantonsbeitrage)

Der Krebsliga Schweiz unterstitzt den Minderheitsantrag.
Abstufungen sind nicht objektiv festzulegen («zweckmassige
Ausgestaltung») und erschweren die Zielerreichung.

Analog Minderheitsantrag:
Abs. 2: "h6chstens" streichen

Abs. 3: Zweiter und dritter Satz: streichen

KLS

Eine Evaluation mit der im Bericht dargelegten Zwecksetzung
wird von der Krebsliga Schweiz unterstitzt. Im Fokus sollte die
Nachhaltigkeit der Massnahmen stehen, beispielsweise die
Frage, wie viele der Absolventinnen den Pflegefachberuf
effektiv ergreifen und wie lange sie im Beruf verweilen.
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KLS 12 4,5 Die Befristung des Gesetzes in den Artikeln 4 und 5 auf einen Analog Minderheitsantrag:

kurzen Zeitraum von acht Jahren erachtet die Krebsliga
Schweiz als unredlich. Es ist unmdglich, den stark wachsenden
Pflegebedarf innert acht Jahren zu decken. Es braucht mehrere
Jahre, bis die Massnahmen greifen, die Ausbildungen
abgeschlossen werden und dem Arbeitsmarkt gentigend
Personen zur Verfligung stehen.

Streichen der Abséatze 4 und 5

Entgegen den Ausfuhrungen im Bericht ist nicht davon
auszugehen, dass sich die Bedingungen, die das vorliegende
Gesetzesvorhaben begrinden, innert acht Jahren derart zum
Besseren geandert haben werden, dass sich die
entsprechenden Massnahmen erlbrigen.

Es stellt sich auch die Frage, ob Betrieb und Pflegeschulen
daran interessiert sein kdnnen, Ausbildungsleistungen
auszubauen, deren Kosten sie nach acht Jahren selber tragen
mussen.

In diesem Sinne unterstitzt die Krebsliga Schweiz den
Minderheitsantrag.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen mochten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des
Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den

Erlauterungen
Name/Firma Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)
KLS 171 1 Die Bezeichnung der diplomierten Pflegefachpersonen als
Hilfspersonen der Arztinnen und Arzte bildet seit jeher ein Stein
des Anstosses; sie ist nicht nur sachlich falsch, sondern tragt
zur Abwertung des Pflegeberufes bei.
Die Anerkennung der Eigenstandigkeit der Pflegefachpersonen
ist im vorliegenden Gesetz wie auch im KVG (s.u.) ein langst
Uberfalliger Schritt.
KLS 75 b Dito.
KLS . S S .
73a 3 Die Massnahmen ist sinnvoll und richtig; unseres Erachtens 3. Absatz streichen

kann sie aber so nicht umgesetzt werden: die OdAs sind keine
Bildungsanbieter und kénnen deshalb keine Bildungsangebote
bereitstellen.

Vordringlich wére hier die Uberféllige Revision der Verordnung
Uber den nachtraglichen Erwerb des Fachhochschultitels; nur so
kann die berufliche Weiterentwicklung von tberaus qualifizierten
Inhaberlnnen altrechtlicher Titel gewahrleistet werden und jene
Personen dem Gesundheitswesen langfristig erhalten bleiben.

Wir verweisen diesbeziiglich auf unseren Vorschlag im
Bundesbeschluss Uber die Erhéhung der Abschliisse an
kantonalen Fachhochschulen.

11
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KLS

10a

Wir unterstiitzen den Uberfalligen Berufsbezeichnungsschutz,
welcher sich positiv auf das Vertrauen in die Fachpersonen, die
Qualitat und die Patientensicherheit auswirkt. Der
Berufsbezeichnungsschutz verhindert es, dass unqualifizierte
Personen Titel fuhren kénnen, welche die Patienten mit
Vertrauen und Kompetenzen der Titeltrager verbinden.

Zur Verhinderung einer unlauteren und irrefiihrenden
Verwendung der Berufsbezeichnungen lehnen wir die
Minderheit ab, welche Ziffer 4 streichen will.

KLS

30a

Die Krebsliga Schweiz beflrwortet das Aussprechen von
Bussen flir das unrechtmassige Fiihren von Titeln. Somit kann
sichergestellt werden, dass keine Personen mehr
Berufsbezeichnungen tragen, die sie aufgrund ihrer
Ausbildungen und Kompetenzen nicht fuhren diurfen. Die
Personalknappheit und die damit verbundene Problematik,
genugend qualifiziertes Personal zu rekrutieren, verleitet heute
einzelne Betriebe dazu, irrefiihrende Berufsbezeichnungen zu
verwenden. Aus diesem Grund fordern wir Straflosigkeit von
Personen, die auf Anweisung ihres Arbeitgebers eine
Berufsbezeichnung fiihren, die ihnen rechtlich nicht zusteht.

12
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes
sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

KLS Allgemeine Bemerkungen

Der Vorschlag ist zentral, den Berufsstatus des
Pflegefachberufes durch die Anerkennung eines
eigenstandigen Leistungsbereiches der Pflege und durch die
entsprechende Anerkennung der diplomierten
Pflegefachpersonen als eigenstandige Leistungserbringer zu
regeln. Dieses Anliegen bildete wiederholt Gegenstand
politischer Vorstosse, die allesamt im Bundesparlament
gescheitert sind. Dies war mit ein Grund, dass die
Volksinitiative lanciert worden ist.

Im Grundsatz handelt es sich um den Nachvollzug der langst
gelebten Praxis im KVG, namlich um die geltende
Kompetenzabgrenzung zwischen Arztinnen und Arzte und
Arzten und Pflegefachpersonen. Die Teilautonomie der Pflege
existiert unabhangig vom KVG. Sie kann allerdings im
Leistungsbereich der KLV nicht umgesetzt werden, weil das
KVG Pflegeleistungen nur bei Vorliegen einer arztlichen
Anordnung Ubernimmt.

Die Anderung ist nicht mit Mehrkosten verbunden, weil in jedem
Fall eine Bedarfsabkléarung vorliegen muss. Neu ist, dass
gewisse Pflegeleistungen der OKP in Rechnung gestellt
werden, ohne dass daflr eine &rztliche Verordnung ausgestellt
werden muss. In der Praxis werden schon heute viele
Leistungen erbracht, bevor die arztliche Verordnung vorliegt.
Die heutige gesetzliche Regelung ist widersinnig, erhdht die
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Burokratie und damit die Kosten und soll endlich
gesetzgeberisch korrigiert werden.

KLS

25

Aus gesetzestechnischer Systematik sind nicht nur die
Leistungen von Pflegefachpersonen gemass Art. 25 Abs. 2 Bst.
a Ziff 2bis, sondern auch die Pflegefachpersonen als Erbringer
der Leistungen explizit im KVG zu nennen.

Bei der Pa.lv. Joder war diese Anpassung ebenfalls
vorgesehen und wurde im damals im erlauternden Bericht der
Kommission positiv beurteilt.

Die Krebsliga Schweiz fordert dezidiert die Annahme des
Minderheitsantrags Ammann.

Analog Minderheitsantrag: erganzen

.2bis Pflegefachpersonen®

KLS

25a

Wir lehnen den Vorschlag ab, wonach Massnahmen der Akut-
und Ubergangspflege (AUP) gemeinsam von einem Arzt/einer
Arztin und einer Pflegefachperson angeordnet werden missen.
Dafir gibt es erstens systematische Griinde: AUP ist einzig und
allein ein Finanzierungsmodus, der sich auf eine bestimmte
Phase der Behandlung und Pflege bezieht. Inhaltlich
unterscheiden sich die Leistungen in der AUP von den in den
anderen Phasen erbrachten Pflegeleistungen in keiner Weise
(vgl. Art. 7 KLV). Zweitens sehen wir keinen Grund fir eine
gesonderte Kompetenzregelung bzw. gesonderte
Abgeltungsvoraussetzungen bei der AUP. Auch hier sollen die
Arztinnen und Arzte die dem arztlichen (diagnostisch-
therapeutischen) Bereich und die Pflegefachpersonen die ihrem
eigenstandigen Bereich zuzuordnenden Massnahmen
anordnen. Dies setzte eine Koordination und gegenseitige
Absprache nach den elementaren Grundsatzen der
interprofessionellen Zusammenarbeit voraus. Entgegen den
Erlauterungen im Bericht soll ausgeschlossen werden, dass

Analog Minderheitsantrag:
[...] die im Spital von einem Arzt oder einer Arztin
oder einer Pflegefachperson angeordnet werden

[..]

14
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Arztinnen und Arzte Massnahmen der Abklarung, Beratung,
Koordination und der Grundpflege anordnen.

Aus diesem Grund unterstiitzen wir den Antrag der Minderheit.
Der Begriff "oder" macht deutlich, dass Leistungen von
unterschiedlichen Personen anzuordnen sind. In Kombination
mit dem zu ergdnzendem Absatz 3 Ziff.b wird festgelegt,
welche Massnahmen von einer Pflegefachperson angeordnet
werden kdnnen.

KLS

25a

Entgegen den Erlauterungen im Bericht (z. B. S. 28
zweitunterster Absatz) konnen Arztinnen und Arzte keine
Massnahmen anordnen, die dem eigenstandigen Bereich der
Pflege zuzuordnen sind, also Massnahmen der Abklarung, der
Beratung, der Koordination und der Grundpflege. Dies wirde
gegen die berufliche, z.Zt. kantonalrechtlich geregelte
Kompetenzordnung verstossen und zu Unklarheiten beziglich
der Haftung der jeweiligen Akteure flhren. Litt. a deckt somit
ausschliesslich originér arztlich-medizinische Massnahmen ab,
also Massnahmen der Untersuchung und Behandlung.

KLS

25a

Es ist nicht sinnvoll, einzig die Grundpflege exemplarisch
aufzufuihren. Wie es im erlauternden Bericht beschrieben wird,
sollen Massnahmen der Abklarung, Beratung und Koordination
und der Grundpflege von Pflegefachpersonen angeordnet
werden.

Ergénzung: "dazu gehoren die Massnahmen der
Abklarung, Beratung, Koordination und
Grundpflege"

KLS

25a

3bisa

Wir begriissen diese Prazisierung bei Patienten mit komplexen
Erkrankungen und am Lebensende, wie auch den damit
verbundenen Minderheitsantrag Moret (3bisa), der zusatzlich
die angemessene Abgeltung des Pflegepersonals,
einschliesslich des Personals in Ausbildung garantieren will.
Wir messen der Bestimmung allerdings eher eine
deklaratorische Bedeutung zu: wie es der Bericht erwdhnt,

Analog Minderheitsantrag:

3bis a erganzen

15
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sollte bereits de lege lata diesen besonderen Situationen
Rechnung getragen werden, sofern die bestehenden
Voraussetzungen des KVG (also insbesondere die WZW-
Kriterien) nachweislich erfullt sind.

KLS 25a 3ter Wir weisen der Klarheit halber darauf hin, dass die Abgeltung
von Leistungen im eigenstandigen Bereich der Pflege zwar
keine arztliche Anordnung, aber von KVG wegen auf jeden Fall
nach wie vor eine arztliche Diagnose voraussetzt.
SBK ASI . . N R .
25a 3quater Wie bei Art. 5 vom neues Bundesgesetz tiber die Férderung Einflgen: Art. 25a KVG Abs. 3quater (neu):
der Ausbildung im Bereich der Pflege ausgefihrt, braucht es im . . . .
. - . . ,Die von den Leistungserbringern ausgewiesenen
KVG eine Erganzung, damit die Ausbildungskosten der . . . .
- . N L Aus- und Weiterbildungskosten sind Teil der
Institutionen voll gedeckt sind. Nur so kbénnen Anreize flr .
weitere und qualitativ hochwertige Praktikumsplétz haffen | negekosten. Der Bundesrat regelt die
erdeere1 und qualitatlv hochwertige Fraxtikumsplatze geschallen | eizelneiten. Er berticksichtigt dabei kantonale
' Vorgaben fur die Ausbildung. Beitrdge der
Kantone gestitzt auf das Bundesgesetz uber die
Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
werden angerechnet.”
KLS 38 2 Das Ziel ist es, dass moglichst viele Organisationen 2 Die Zulassung der Organisationen nach Artikel

Ausbildungsleistungen erbringen. Gemass dem Vorschlag
werden einzig Organisationen mit einem kantonalen
Leistungsauftrag dazu verpflichtet. Der Kreis ist aber zu
vergrossern, indem alle Organisationen mit einer
Betriebsbewilligung in die Massnahmen einzubinden sind.

Bei der vorgeschlagenen Lésung wirden viele Organisationen
ohne Leistungsauftrag darauf verzichten,
Ausbildungsleistungen zu erbringen, zumal sie nicht von den
Unterstitzungsbeitragen profitieren konnten.

35 Absatz 2 Buchstabe dbs setzt eine kantonale
Betriebsbewilligung voraus. Der Kanton legt in der
Betriebsbewilligung insbesondere die zu
erbringenden Ausbildungsleistungen fest unter
Bertcksichtigung der Kriterien nach Artikel 3 des
Bundesgesetzes vom ...16 (iber die Férderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und des
Ausbildungskonzepts nach Artikel 4 des
genannten Gesetzes.
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KLS

38

1bis
und 2

Die Krebsliga Schweiz lehnt die von der Minderheit beantragte
Aufhebung des Kontrahierungszwanges vehement ab. Es geht
nicht an, an der Pflege ein Exempel zu statuieren.

Wir weisen darauf hin, dass die pa.lv. Joder nicht zuletzt an
diesem Punkt gescheitert ist und es beim Volk keine Mehrheit
gibt, den Kontrahierungszwang und damit verbunden die freie
Pflege-Wahl aufzuheben.

KLS

39

Die Krebsliga Schweiz unterstitzt dezidiert den
Minderheitsantrag Carobbio Guscetti et al., der verbindliche
Vorgaben bezlglich des erforderlichen Pflegefachpersonals
schafft. Die Korrelation zwischen Personaldotation (quantitativ
und qualitativ, also der Anzahl und dem Ausbildungsniveau der
diplomierten Pflegefachpersonen) einerseits und der
Pflegequalitat und Patientensicherheit (insb. Komplikations-
und Sterblichkeitsrate) andererseits, ist wissenschaftlich klar
belegt.

In immer mehr Landern werden mit grossem Erfolg so
genannte "Nurse-to-patient-ratios" (Vorgabe einer sicheren und
bedarfsgerechten Personalausstattung) eingefiihrt. Eine
Pionierrolle hat dabei der amerikanische Bundesstaat
Kalifornien eingenommen, bei dem die Einfihrung verbindlicher
Minimalschlissel nicht nur zu einer Verbesserung der
Outcomes, sondern auch zur Behebung des Pflegenotstandes
gefuhrt hat. Dies belegt, dass der Personalmangel und der
daraus resultierende Druck auf das verbleibende Personal
einen wesentlichen Anteil an der fehlenden Attraktivitat des
Pflegeberufes bildet.

Die Personaldotation ist wegen dem unterschiedlichen Bedarf
pro Pflegebereich (stationdre Langzeitpflege, medizinische und
chirurgische Abteilungen, Spitex, Intensivstationen etc.)
festzulegen. Wir weisen darauf hin, dass die Schweizerische

Analog Minderheitsantrag:

Erganzen: [...] "und das Pflegefachpersonal nach
Art. 39a verfligen”
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Gesellschaft fur Intensivmedizin selber eine Ratio festgelegt
hat, die von allen Ausbildungsspitélern umgesetzt werden muss
und die sich bewahrt hat.

Die Einfihrung einer Nurse-to-patient-ratio ist eine der
Kernforderungen, die mit der eidgendssischen Pflegeinitiative
verbunden ist.

KLS 39%a Bei der Ausgestaltung der Vorgaben ist auf fixe Zahlen auf der | Analog Minderheitsantrag:

Gesetzesstufe zu verzichten. Die Festlegung der Vorgabe einer
sicheren und bedarfsgerechten Personalausstattung (Nurse-to-
patient-ratio) pro Pflegebereich ist dem Bundesrat zu
delegieren.

Art. 39a einfligen

Wir unterstiitzen den Minderheitsantrag, erachten diesen aber
als Minimalvariante.

KLS 39b Die Krebsliga Schweiz fordert die Einfuhrung eines Analog Minderheitsantrag:

allgemeinverbindlichen GAV. Nur eine nationale gesetzliche
Vorgabe kann die flichendeckende Verbesserung der
Arbeitsbedingungen sicherstellen. Diese sind die
Voraussetzung, um die Arbeitsplatzzufriedenheit und damit die
Berufsverweildauer zu erh6hen. Diese wiederum ist ein
wesentlicher Faktor, um die Qualitat der Pflegeleistungen und
die Patientensicherheit zu erhéhen.

Art. 39b einfligen

Der beste GAV, wie auch der beste arbeitsgesetzliche Schutz,
nutzt nichts, wenn den Betrieben die personellen und
finanziellen Mittel fehlen, um die entsprechenden Regelungen
umzusetzen.

Die flachendeckende Verbesserung der Arbeitsbedingungen ist
eine der Kernforderungen, die mit der eidgendéssischen
Pflegeinitiative verbunden ist.
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KLS 55b Aufgrund der demographischen Entwicklung, der Zunahme von | Streichen

multimorbiden und chronischen Kranken werden die Kosten der
Pflege grundsatzlich steigen. Auch die Behebung der
bestehenden Unterversorgung ist mit steigenden Kosten
verbunden.

Eine qualitativ hochstehende Pflege tragt zu einem effizienten
Mitteleinsatz bei und erhoht den Behandlungserfolg und die
Patientenzufriedenheit. Die Mittel, welche in die Pflege
investiert werden, sind kostendampfend, indem vermeidbare
Komplikationen verhindert und (Re)-Hospitalisierung unnétig
werden.

Aufgrund der erforderlichen vorgangigen Bedarfsplanung bei
der Pflege kann eine angebotsinduzierte Mengenausweitung
ausgeschlossen werden. Ein erheblicher Teil der
Pflegeleistungen zulasten der OKP bleibt arztlich verordnet
(medizinisch-therapeutische Leistungen); samtliche
Pflegeleistungen setzen weiterhin eine arztliche Diagnose
voraus; samtliche Pflegeleistungen werden von den
Versicherungen streng auf ihre Einhaltung der WZW-Kriterien
Uberpraft.

Zudem wirde es der vorgeschlagene Gesetzestext erlauben,
potenziell in allen Kantonen, die iber dem Durchschnitt des
Kostenwachstums in der Pflege liegen (also der Halfte der
Kantone) eine Zulassungsbeschrankung einzufuhren.

KLS U- Die Krebsliga Schweiz begrisst die Einfiihrung einer

best. Evaluation, weist aber darauf hin, dass nicht nur die
wirtschaftlichen Folgen im Zentrum stehen dirfen. Zu
berucksichtigen sind die Verbesserung der Versorgung und die
dadurch vermiedenen Folgekosten (inkl. Vermeidung von
Arbeitsplatzausfallen).
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
und zu den Erlauterungen

des Gesetzesentwurfes geausserten Beflirchtungen, dass den in
Aussicht gestellten Krediten zur Finanzierung der Finanzhilfen die
endgultige Verbindlichkeit fehlt.

Analog des dortigen Streichungsantrages, muss auch im
Bundesbeschluss die Befristung auf acht Jahre gestrichen werden.

Die Antrage der Minderheiten 1 und 2 lehnen wir dezidiert ab und
verweisen dabei ebenfalls auf unsere Argumente in der Sache.

Name/Firma Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag
KLS Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.
KLS 1 Wir verweisen hier auf die in unserer Stellungnahme zu Art. 7 Abs. 1 Streichen ,....flr die Dauer von acht Jahren...”
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss tuiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den
kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

KLS

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

KLS

Wir begriissen die anreizfinanzierte Sonderfinanzierung zur Erh6hung
der Anzahl Ausbildungsplatze an den FH. Die entsprechende
Erhohung der Kapazitaten bildet das unerlassliche Pendant zum
Ausbau der Praktikumsplatze.

Wir bedauern, dass sich diese Massnahme nicht auf den gesamten
Bildungsbereich (also auch auf die Ausbildung in den HF) ausdehnen
l&sst. Dies ist eine Folge der von der Krebsliga Schweiz seit jeher
kritisierten Zweiteilung der Grundausbildung in Pflege in HF und FH.

Da diese Zweiteilung in der deutsch- und in der italienischen, nicht
aber in der franzésischen Schweiz umgesetzt wurde, wird sich der
vorliegende Beschluss sprachregional unterschiedlich auswirken.

Zudem merken wir an, dass im erlauternden Bericht die franzésische
Ubersetzung der Hoheren Fachschulen veraltet ist. Diese heissen
korrekt: ,école supérieure”

KLS

3litt. ¢

Dieser Eckwert, der eine Abstimmung auf den Bedarf an
Ausbildungsabschliissen an Fachhochschulen abstellt, ist einzig auf
die Verhaltnisse in der deutschen und der italienischen Schweiz
zugeschnitten. Er ist in der franzdsischen Schweiz nicht anwendbar,
weil es gar keine HF gibt (mit Ausnahme von St. Imier).

3litt. d

Die Krebsliga Schweiz fordert ebenfalls die Revision der Verordnung
des WBF Uber den nachtréglichen Erwerb des Fachhochschultitels.
Jene Verordnung sollte den Inhaberlnnen altrechtlicher Titel nach
Absolvierung einschlagiger Weiterbildungen die berufliche
Weiterentwicklung ermdglichen; wie sich gezeigt hat, wurde dieser

Die Verordnung des WBF uiber den nachtréglichen Erwerb

des Fachhochschultitels ist dahingehend zu revidieren,
dass die Liste der anerkannten bzw. verlangten
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Zweck nicht erfllt. Seit deren Inkrafttreten im Jahr 2015 ist ganzen 451 | Weiterbildungen in Art. 1 Abs. 4 litt. b im Sinne unserer
Gesuchstellerinnen der NTE gewdahrt worden; zahlreiche Angehdrige Bemerkungen erweitert bzw. erganzt wird.

des Pflegeberufes sind in ihrer beruflichen Weiterentwicklung blockiert,
z.B., weil deren Weiterbildung zu wenig weit zurtickliegt: ihnen steht
einzig das (verkirzte) Bachelorstudium offen! Die entsprechende
Verordnungsrevision dréngt sich auch deshalb auf, damit jene
Bachelorstudienplatze jingeren Kandidatinnen zur Verfiigung stehen,
im Sinne der erwiinschten Zunahme der Anzahl neuer Pflegediplome —
von der Anerkennung des Engagements jener gut ausgebildeten, sehr
erfahrenen, aber unter altem Recht diplomierten Pflegefachpersonen
ganz zu schweigen. Damit wirde auch der berufliche Verbleib jener
Personen im Gesundheitswesen gefordert.

Schliesslich wiirde allfélligen Interessentinnen endlich der direkte
Zugang zum Masterstudium eréffnet und damit der durch die
angestrebte Zunahme der Bachelorabschliisse bedingte Nachwuchs
an Dozierenden gesichert.
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss uber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitat und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

KLS

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

KLS

Die finanzielle Férderung von Massnahmen zur Verbesserung von
Strukturen und Ablaufen kann nur begriisst werden, soweit diese auch
zu einer konkreten Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der
Pflege flihren. So unterstitzt die Krebsliga Schweiz das BAG bei der
Nutzbarmachung des im Bericht erwdhnten Online-
Befragungsinstrumentes "Friendly Work Space Job-Stress Analysis"
fur die Langzeitpflege. Wie er es aber im Rahmen dieses Projektes
betont hat, werden auch solche Instrumente ihre Wirkung nur insoweit
entfalten kénnen, als den betroffenen Betrieben gentigend Mittel zur
Verfligung stehen bzw. gestellt werden.

KLS

Die Krebsliga Schweiz begrisst eine Unterstiitzung des Bundes von
Projekten zur Verbesserung der Effizienz im Bereich der
Grundversorgung.

Der Art. 1 ist in Bezug auf die Geltungsdauer mit den anderen
entsprechenden Verpflichtungskrediten zu harmonisieren. Gleichzeitig
wiederholt die Krebsliga Schweiz, dass auch eine Frist von acht
Jahren zu kurz ist, um die Ziele zu erreichen.

Far Finanzhilfen nach [...] wird fur acht Jahre ab
Inkrafttreten [...] ein Verpflichtungskredit von insgesamt
16 Millionen Franken bewilligt.
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Commentaires généraux sur le projet de loi fédérale relative a I'encouragement de la formation dans le
domaine des soins infirmiers et sur le rapport explicatif

Nom/société

Commentaire / observation

Mario
Desmedt

En corolaire, le niveau de formation, la rémunération et le statut d’'une profession déterminent I'attrait. L’introduction de la HES s’est avéré étre la
meilleure stratégie contre la pénurie du personnel infirmier. Le nombre d’inscriptions a la HES augmente d’année en année. La HES attire les
jeunes, forme des professionnels d’un niveau adapté aux réalités du terrain et en quantité suffisante. D’'un point de vu organisationnel il est plus
efficient et sécure d’organiser le travail d’un profil de compétences. Les HES sont formé pour actualiser les pratiques de soins, pour améliorer
I'organisation, le bien fondé, I'efficience et I'efficacité des soins. Ces potentiels d’économies ne sont pas pris en compte.

Améliorer I'environnement de travail, exiger un niveau de Bachelor pour entrer dans la profession diminuera les besoins (les projections dans le
rapport sont fait sur la base du modéle ES-HES existant et ne tiennent changement en cours dans le monde du travail). Opter pour un niveau
Bachelor en soins infirmiers pour entrer dans la profession — a l'identique des autres professions de santé régit par LPsan - diminuera I'impact
financier pour la confédération, diminuera la dépendance du personnel étranger, augmentera I'attrait pour la profession infirmiére et améliorera le
systeme de santé. Exiger un niveau HES pour entrer dans la profession est une valorisation de la profession.

Démultiplier les voies de formation est certainement une source de dépenses évitables. Un niveau unique améne une efficience organisationnelle.
De surcroit les HES sont formé pour actualiser les pratiques, pour évaluer la pertinence des soins, pour améliorer le systeme. Des études
économiques démontrent que la modification de I'éventail des compétences en augmentant le nombre d'infirmiéres bachelor entraine une réduction
des codts. Les décideurs politiques, les autorités sanitaires et les responsables des soignants savent que le niveau de formation influence
I’économicité et la qualité des soins infirmiers.

A domicile, en EMS, dans les maisons de santé, a I'hopital,... la complexité du travail infirmier, des activités de coordination, de I'actualisation des
pratiques de soin requiérent un niveau Bachelor of science. Une pléthore d’études souligne I'importance du niveau de formation. Il est démontré que
le niveau de formation du personnel impacte la qualité du soin, le nombre d’événements indésirables, voir méme le taux de mortalité (O’Brien et al.,
2018 ; Aiken et al., 2016 ; Needleman, 2016 ; Kutney Lee et.al 2013 ; Blegen et al. 2013). Le nombre de professionnels formé au niveau bachelor
dans une unité de soin est associé a moins d’infections nosocomiales, moins d’erreurs médicamenteuses, moins d’escarres, moins de chutes,
bref,... moins colts cachés, moins de complications et de souffrances pour le patient et son entourage. Plusieurs études font mention d’'une
meilleure efficience et d’un retour sur investissement lorsqu’une organisation préconise 'embauche des infirmiéres de niveau HES.

La recherche confirme que, dans les structures ou les compétences sont de niveau HES les infirmiéres sont moins susceptibles d'étre victimes
d'épuisement professionnel li€ au travail - un danger pour la sécurité des patients et un probléme de rétention du personnel infirmier - ou d'étre
insatisfaites de leur travail, ce qui peut contribuer au rotation en personnel coliteux et a la pénurie d'infirmieres.

Pour effacer des tableaux ou insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Protéger un document / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans I'annexe.
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Commentaires concernant les articles du projet de loi fédérale relative a I'encouragement de la formation
dans le domaine des soins infirmiers et leurs explications

Nom/société

art.

al.

lett.

Commentaire / observation

Proposition de modification (textes)

1

L’'importance du niveau de formation est occultée. Le risque est
de promouvoir des formations qui ne correspondent pas aux
réalités du terrain et qui générent des couts cachés ou de reporter
les charges de formation de mise a niveau chez les institutions.

Le personnel infirmier - présent 24/24h, 7/7j - est le premier et
dernier filet de sécurité. De nombreuses études démontrent que le
niveau de formation du personnel infirmier impacte la qualité du
soin. Le nombre de Bachelor — ceci pour l'ensemble des
contextes de soins- est associé a moins dinfections
nosocomiales, moins d’erreurs meédicamenteuses, moins
d’escarres, moins de chutes, en bref moins de complications et de
souffrances pour le patient et son entourage.

Des instances de référence ont statué sur l'orientation a prendre.
Ainsi, 'Académie suisse des sciences médicales indique que le
niveau de Bachelor en soins infirmiers est une condition d’entrée
a la profession infirmiére. La plus-value clinique et économique
fondent cette position. La mise en ceuvre adéquate des politiques
de santé des cantons, [efficience attendue des équipes
interprofessionnelles dépendent des profils Bachelor.

La présente loi vise a encourager la formation
dans le domaine des soins infirmiers et ainsi, a
définir le niveau HES comme niveau d’entrée
dans la profession infirmiére.

Mario
Desmedt

1-2

Les institutions déterminent leur contribution a la formation et la
proposition des places de stages en fonction de leur politique de
recrutement et les profils que requiert I'activité des soins. Une
discrimination, un bonus-malus, une obligation de former ou
d’offrir des places de stages aux profils non adaptés est au vu de
I’état des connaissances inacceptable.

Mario
Desmedt

... Les cantons publient chaque année leur
planification des besoins. lls tiennent compte des
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Les cantons font évoluer leur cadre normatif afin de permettre de
nouveaux modeles de soins

études (sic. la littérature et recherches existantes)
ainsi que la planification cantonale des soins.

I\D/lsgr(;edt Une voie de formation HES unique est valorisante, gage de Art 4 a rayer ou

sécurité et qualité pour le patient, et signifie un attrait pour la . : . .

rofession Quiconque fournit des prestations de formation des

P ' soins infirmiers suit le plan d’études cadres HES

Il s’agit donc d’élaborer un Plan d’Etude Cadre HES — Suisse et

de renforcer les dispositifs qui permettent aux autres diplomes

d’accéder au niveau HES
Mario ST .

1-3 Les cantons encouragent I'accés a une filiere de

Desmedt

formation en soins infirmiers HES.

Pour effacer des tableaux ou insérer de nouvelles lignes, cliquez sur « Révision / Protéger un document / Désactiver la protection » afin de pouvoir travailler dans le document. Voir guide dans I'annexe.
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Modification d’autres actes : remarques concernant les articles du code de procédure pénale, du code de
procédure militaire, de la loi fédérale sur la formation professionnelle et de la loi fédérale sur les professions
de la santé ainsi que sur leurs explications

Nom/société | art. al. location. | Commentaire / observation Proposition de modification (textes)
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Modification d’autres actes: remarques concernant les articles de la loi sur I'assurance-maladie et leurs

explications

Nom/société | art. al. location. | Commentaire / observation Proposition de modification (textes)

Mario 39 a Les hdpitaux et les autres institutions doivent

Desmedt A , .
garantir qu’ils disposent d’'un nombre minimum
d’infirmiers formé a un niveau HES par patient.

I\D/lsgr(r)]edt 39 1 B Ceci est problématique et il est impossible de soutenir un Les hépitaux et les autres institutions doivent

ratio infirmier sans mentionner I'importance du niveau de
formation. De surcroit les dotations adéquates dépendent du
case-mix, du skill and grade mix présent, de I'environnement de
travail etc. On peut disposer du ratio adéquat sans pour autant
assurer des soins qui répondent au plus haut standards (et
sans étre biffé de la liste). La littérature montre clairement il
nous faut des bras (quantité, un ratio adéquat) ET des tétes
(qualité, niveau de formation).

garantir qu'ils disposent d’'un nombre minimum
d’infirmiers formé a un niveau HES par patient.

Les hdpitaux publient dans leurs rapports
d’activité les indicateurs qualité influencé par les
soins infirmiers




lv. pa. 19.401 — Contre-projet indirect a l'initiative sur les soins infirmiers — |oi fédérale relative a I’encouragement de la
formation dans le domaine des soins infirmiers — procédure de consultation

Remarques concernant I'arrété fédéral visant a augmenter le nombre de diplomes en soins infirmiers
décernés dans les hautes écoles spécialisées cantonales et ses explications

Nom/société

art.

Commentaire / observation

Proposition de modification

Mario
Desmedt

Un niveau de bachelor, indique les compétences attendues et permet
aux différents diplémes d'y accéder par différentes voies. Cela a
I'avantage de valoriser notre profession, de le situer a sa juste niveau et
statut.

D’un point de I'état de la science et des connaissances, d’un point de
vue économique, d’attrait et valorisation de la profession une voie
unique, un niveau Bachelor s'impose.

D”ici 2025 le niveau de formation pour entrer dans la
profession infirmiére est le niveau Bachelor (HES)




lv. pa. 19.401 — Contre-projet indirect a l'initiative sur les soins infirmiers — |oi fédérale relative a I’encouragement de la
formation dans le domaine des soins infirmiers — procédure de consultation

Remarques concernant I'arréteé fédéral sur les aides financiéres visant a promouvoir I'efficience dans le
domaine des soins médicaux de base, en particulier I'interprofessionnalité, et ses explications

Nom/société | art.

Commentaire / observation

Proposition de modification
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Versand per E-Malil
Eidgentssische Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF /

Bern, 14. August 2019

Stellungnahme OdASanté zur parlamentarische Initiative Fur eine Starkung der
Pflege fir mehr Patientensicherheit und mehr Pflegequalitat 19.401
(Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken lhnen fir die Mdglichkeit, zum indirekten Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative
Stellung nehmen zu kénnen.

Die Nationale Dach-Organisation der Arbeitswelt Gesundheit OdASanté vertritt die gesamt-
schweizerischen Interessen der Gesundheitsbranche in Bildungsfragen.

Zu ihren Mitgliedern z&hlt sie:

e die nationalen Arbeitgeberverbéande H+ Die Spitaler der Schweiz, CURAVIVA Verband
Heime und Institutionen Schweiz, die Spitex Schweiz und die Schweizerische
Zahnarztegesellschaft SSO,

e die nationalen Berufsorganisationen SBK Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen
und Pflegefachmanner, den Schweizerischen Verband der medizinisch-technischen und
medizinisch-therapeutischen Gesundheitsberufe SVMTT, die Schweizerische Gesellschaft
fur Sterilgutversorgung SGSV und den Dachverband von chirurgisch und invasiv tatigen
Fachgesellschaften und Berufsverbanden FMCH,

e die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und
Gesundheitsdirektoren (GDK).

e sowie die kantonalen Organisationen der Arbeitswelt Gesundheit,

Strategische Ziele der OdASanté sind u.a. die Sicherstellung einer qualitativ hochstehenden
Ausbildung und die Férderung der Ausbildung einer geniigenden, dem Bedarf entsprechenden
Anzahl Fachkréafte im Bereich Pflege. Unter dieser Pramisse nimmt OdASanté nachfolgend
Stellung zur parlamentarischen Initiative ,Fir eine Starkung der Pflege fur mehr
Patientensicherheit und mehr Pflegequalitat (indirekter Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative).
Dabei konzentriert sich die Stellungnahme der OdASanté auf Punkte die zu einer Erhéhung der
Abschliisse fuhren kénnen, entweder durch eine Steigerung der Attraktivitat und Effizienz der
Berufsausubung oder durch die Erhohung der Ausbildungsplatze.

1  Allgemeines
OdASanté begrisst die Bestrebungen, die Ausbildungen im Bereich der Pflege zu starken und

damit den steigenden Bedarf an Pflegefachleuten Rechnung zu tragen, beziehungsweise dem
sich im Versorgungsbericht 2016 abzeichnenden Fachkraftemangel entgegen zu stellen.

OdASanté | Geschaftsstelle | Seilerstrasse 22 | 3011 Bern
T 031 380 88 88 | info@odasante.ch | www.odasante.ch



OdA

OdASanté sieht mehrheitlich eine Schwache der Vorlage darin, dass die Bestrebungen zur
Starkung der Ausbildung, im Besonderen die finanziellen Unterstitzungsmassnahmen auf die
Pflege begrenzt sind, da auch in andere Gesundheitsberufen eine massive Steigerung der
Ausbildungszahlen notwendig ist, wie aus dem Versorgungsbericht 2016 deutlich hervorgeht.
Unser Mitglied GDK (Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und
Gesundheitsdirektoren) beflirwortet speziell die Einfihrung einer Ausbildungsverpflichtung in
allen Kantonen.

2 Generelle Rickmeldung zu den Zielen und Massnahmen

Zu den in den Erlauterungen aufgefuhrten Massnahmenpaketen nimmt OdASanté wie folgt
Stellung:

o (OdASanté begrusst die Forderung der Ausbildung mit gleichzeitiger Bewirtschaftung der
notwendigen Ausbildungskapazitaten. Im Besonderen ist eine sinnvolle Anrechnung der
Ausbildungsleistungen bei der Rickerstattung nach KVG fir alle Versorgungsbereiche ein
wichtiges Mittel zur Steigerung der Ausbildungstétigkeit und zur Sicherstellung der
Ausbildungsqualitat. Dies zusammen mit der Unterstitzung durch die Kantone.

e Die Ausweitung und Verankerung von eigenverantwortlichen Handlungsbereichen der
Pflegefachleute, sowie die Forderung von interprofessioneller und effizienter
Arbeitsorganisation fiihrt aus der Sicht OdASanté zur Steigerung der Attraktivitat der
Pflegeberufe und entlastet gleichzeitig die Kosten im Gesundheitswesen..

e Die Forderung der Ausbildung durch Beitrage an die Studierenden, speziell aber nicht
ausschliesslich an die Quereinsteiger ist fir OdASanté ein wichtiges Mittel, um die
Ausbildungszahlen zu erhéhen.

e Die Begrenzung der Giiltigkeit des Gesetzes auf 8 Jahre ist aus unserer Sicht nicht
zweckdienlich. Dies einerseits aufgrund des relativ hohen Initialaufwandes und andererseits
aufgrund der absehbaren Veranderung des Verhaltnisses der Anzahl Menschen in
Ausbildung zur Anzahl Menschen mit Pflegebedarf.

e Sinn macht fur OdASanté hingegen die Messung der Wirkung der Massnahmen und die
allfallige Anpassung nach 6 Jahren.

¢ Die Wiederaufnahme des Anschlussangebots fiir altrechtliche Ausbildungen auf
Diplomniveau | lehnt OdASanté ab und verweist auf die Mdglichkeiten der Bildungsanbieter
verkirzte Ausbildungen zuzulassen.

Wir danken lhnen fir die Beriicksichtigung unserer Anliegen und stehen lhnen fir weitere Aus-
kiinfte gerne zur Verfugung.

Freundliche Grisse

M v St Y/

Anne-Geneviéve Biitikofer Urs Sieber
Prasidentin OdASanté Geschéftsfuhrer OdASanté

. 2



Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
- Vernehmlassungsverfahren

Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : Nationale Dach-Organisation der Arbeitswelt Gesundheit

Abklrzung der Organisation / Firma : OdASanté

Adresse : Seilerstrasse 22
Kontaktperson : Peter Studer

Telefon : 031 380 88 81

E-Mail . peter.studer@odasante.ch
Datum :14.08.2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufullen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular léschen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so konnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben”
den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefllt werden.
Herzlichen Dank fir Ihre Mitwirkung!
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Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes iiber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege und zum

erlauternden Bericht 3
Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes tiber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zu deren Erlauterungen 4
Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des Militarstrafprozesses, des
Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den Erlauterungen 6
Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes sowie zu den
Erlauterungen 8
Bemerkungen zum Bundesbeschluss liber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege und zu den
Erlauterungen 9
Bemerkungen zum Bundesbeschluss liber die Erh6hung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den kantonalen
Fachhochschulen und zu den Erlauterungen 10
Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen Grundversorgung,
insbesondere der Interprofessionalitat und zu den Erlauterungen 1
Anhang: Anleitung zum Einfligen zusatzlicher Zeilen: 12




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes liber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma | Bemerkung/Anregung

OdASanté | OdASanté begriisst die Bestrebungen, die Ausbildungen im Bereich der Pflege zu stiarken und damit den steigenden Bedarf an Pflegefachleuten
Rechnung zu tragen, beziehungsweise dem sich im Versorgungsbericht 2016 abzeichnenden Fachkraftemangel entgegen zu stellen.

OdASanté | Die Ausweitung und Verankerung von eigenverantwortlichen Handlungsbereichen der Pflegefachleute, sowie die Férderung von
interprofessioneller und effizienter Arbeitsorganisation fuhrt aus der Sicht OdASanté zur Steigerung der Attraktivitéat der Pflegeberufe und entlastet
gleichzeitig die Kosten im Gesundheitswesen.

OdASanté | Die Begrenzung der Gilltigkeit des Gesetzes auf 8 Jahre ist aus unserer Sicht nicht zweckdienlich. Dies einerseits aufgrund des relativ hohen
Initialaufwandes und andererseits aufgrund der absehbaren Veréanderung des Verhaltnisses der Anzahl Menschen in Ausbildung zur Anzahl
Menschen mit Pflegebedarf.

OdASanté | Beitrage an die Studierenden, speziell aber nicht ausschliesslich an die Quereinsteiger ist fir OdASanté eine wichtige Massnahme, um die
Ausbildungszahlen dem Bedarf entsprechend zu erhéhen.

OdASanté | OdASanté unterstiitzt daher die parlamentarische Initiative und lehnt die Nichteintretens Antrage der Minderheit klar ab.




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)
OdASante 1 2 b OdASanté begrusst die Unterstlitzung der Absolventinnen und
Absolventen von FH- oder HF-Pflegeausbildungen
OdAsanté 5 1 OdASanté begrusst die Abgeltung der Ausbildungsleistungen
durch Beitrage der Kantone. Diese sind ein wirksames Mittel um
die Anzahl der Praktikumsplatze entsprechend dem Bedarf zu
erhéhen.
OdASante 6 1-2 OdASanté unterstiitzt grundsétzlich die Ausrichtung von
Beitragen an alle Studierende HF und FH Pflege.
OdASanté 7 1 Die Formulierung "im Rahmen der bewilligten Kredite" geben Der Bund gewéhrt den Kantonen jéhrliche Beitrage
Raum fur unerwartete Kiirzungen der Beitrédge. Dies fuhrt zu fur Ihre Aufwendungen fur die Erfullung ihrer
einer Unsicherheit fir die Leistungserbringer, ob die Aufgaben nach den Artikeln 5 und 6.
Finanzierung der Strukturen und Ausbildungsplatze mittelfristig
gesichert ist
Damit wird die Zielerreichung erschwert.
OdASanté 9 OdASanté begrisst die Evaluation der Auswirkungen nach 6

Jahren als Basis fur die allfallig notwendige Anpassung der
Massnhahmen.




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege - Vernehmlassungsverfahren

OdAsanté 12 54 OdASanté ist gegen die Begrenzung des Gesetzes auf 8 Jahre. Anderung entsprechend Minderheit (Gysi,...)

Dies weil es unwahrscheinlich ist, dass die Notwendigkeit der
Forderung nach 8 Jahren entféllt (im Hinblick auf die
demographische Entwicklung und der damit verbunden
Verschiebung des Verhaltnisses von Personen in Ausbildung und
Personen mit Pflegebedarf.).

Abs. 4 und 5 streichen

Ausserdem versursacht der Aufbau der Strukturen fir die
Fordermassnahmen einen erheblichen Aufwand, der fiir eine so
kurze Zeitspanne nicht angebracht ist.




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des
Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den

Erlauterungen
Name/Firma | Art. Abs. | Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)
OdASante BBG 1 OdASanté ist mit dem Prinzip, dass der Bund fur die Absatz 1 ersatzlos streichen
Art. Anerkennung altrechtlicher Abschliisse zustandig ist,
73a einverstanden, ist jedoch der Meinung, dass der Bedarf (die
Nachfrage) zum heutigen Zeitpunkt nicht mehr gegeben ist, und
sich der erhebliche Aufwand fiir die Bereitstellung der
entsprechenden Bildungsangebote nicht vertreten Iasst.
Ausserdem sieht das Berufsbildungsgesetz sieht schon heute
Méoglichkeiten zur Anrechnung altrechtlicher Abschliisse vor.
Anbieter der HF kdnnen entsprechende Bildungsleistungen
anerkennen, um verkirzte Ausbildungen anzubieten.
OdASante BBG 3 Die OdASanté ist von der Struktur und von der Aufgabenstellung | Ansatz 3 ersatzlos streichen
Art. her kein Bildungsanbieter und damit die Verpflichtung geméss
73a Absatz 3 nicht sinnvoll.
Falls tatsachlich eine ausreichende Nachfrage vorhanden ist
werden die Bildungsanbieter im Bereich Pflege entsprechende
Angebote kreieren.




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege - Vernehmlassungsverfahren

OdASanté

GesBG OdAsSanté sieht die Notwendigkeit die erwahnten Titel zu Erlauterung dementsprechend anpassen und die
Art schitzen und damit die Transparenz fir Arbeitgeber und Berechtigung ausschliessen.
105 Arbeitnehmer sicherzustellen.

In den Erlauterungen ist zusatzlich die Benutzung der
entsprechenden Titel durch Personen vorgesehen, die eine fir
die Berufsausiibung anerkannte ausléndische Ausbildung oder
eine inlandische altrechtliche Ausbildung absolviert haben. Aus
der Sicht OdASanté ist dies zur Wahrung der Transparenz
auszuschliessen (Ausnahme nachtréglicher Titelerwerb FH). Die
Gleichstellung dieser Abschlisse in Bezug auf
Berufsausiibungsbewilligung ist nicht ausreichend zum Tragen
der in Art. 10a aufgefihrten Titel.




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes

sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs. Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

OdASante |\ |3us |a

Die Mehrheit der Mitglieder OdASanté unterstitzt den Antrag der

Gemass Minderheit (Moret, ....)

Art Minderheit, der die explizite Nennung der Personalkosten von
25a Auszubildenden als anrechenbare Kosten im KVG vorsieht.
Dies um die Finanzierung der praktischen Ausbildung
angemessen zu unterstiitzen und so die ndtige Anzahl
Praktikumsplatze zu erreichen.
OdAsanté KVG 2 OdASanté unterstiitzt klar die Festlegung der
Art. Ausbildungsleistungen, um die Steigerung der Anzahl
38 Abschllisse zu erméglichen.
OdASante Uberg OdASanté begriisst die Uberpriifung der Auswirkungen der

Anderungen des KVG auf die Ausbildungsleistungen, im
Besonderen auf die Anzahl der Abschlisse.

OdASanté
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
und zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag

OdASante Keine Stellungnahme

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den
kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

OdASanté

keine Stellungnahme

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

10
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Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Bemerkungen zum Bundesbeschluss tiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitiat und zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag

OdAsanté OdASanté begriisst die finanzielle Unterstiitzung der Projekte die zu
einer Starkung der Interprofessionalitat fihren. Damit kann nicht nur
die Effizienz medizinischer Grundversorgung, sondern auch die
Attraktivitat der Berufe im Bereich der Pflege gesteigert werden.

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

OdASanté

11
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Anhang: Anleitung zum Einfligen zusatzlicher Zeilen:

1. Dokumentschutz aufheben
2. Zeilen einfligen mit Copy-Paste
3. Dokumentschutz wieder aktivieren

1 Dokumentschutz aufheben

Aligemeine Bemerkungens
Name/Frme{ Bemerkung/Anre gunge

1

L]
{Erluternder Bericht (ohne Kapitel 2 "Erlauterungen zu den einzelnen Artikeln"):
T Kapitel-Nr=|
[

o

o,

12
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2 Zeilen einfugen

Ganze Zeile mit leeren grauen Feldern markieren (die Zeile wird blau hinterlegt)
Control-C fiir Kopieren

Control-V fir Einfiigen

o
o
e

° -
- Tabeden m e AN M ATENT

3 Dokumentschutz wieder aktivieren

Vemehmisssungsformular_TabPG_DE [Kompatibilitat

modus] = Microsoft Word

Ansicht  Add{ns

ﬁd l;i“’l a% £ Quickinto far die Obersetzung - (et [ D_ 493 endoultige Version enthalt Markups - @ @ r— = :
B sprache festiegen A 3 Markup anzeigen ~ j R

- | [Dokument|

schitzen

Stat  Einfigen  Setemlayout  Vemweise  Sendungen | Uperfruten

Rechtschreibung Recherchieren Thesaurus Ubersetzen g Neuer  Loschen Vfheriges Nachstes | Anderungen  Sprechblasen
und Grammatik g Worter zahlen Kommentar ement  Element | nachverfolgen~ 5 [B] Uberarbeitungstenster ~
Dokumentpriifung Kommenfare

Annehmen Ablennen 93 weter | Vergleichen Quelldokumen
- - - anzeigen
Nachverfolgung Anderungen Vergleichen Schatzen

(3| Forr

1. Formatierungseinschrankungen

Terang und Beabeitung ¥ X

[C] Formatierungen auf eine Ausnah |
Formatvorlagen beschranken

Vernehmlassung Tabakproduktegesetz:
1

Enstellungen...

2. Bearbeitungseinschrankungen
Nur diese Bearbeitungen im Dokum

Ausfiilen von Formuiaren

‘bschnitte auswahlen.

3. Schutz anwenden

Sind Sie bereit diese Einstelungen zu

ibernehmen? (Sie kinnen sie spéter
abschalten.)

Stellungnahme von{

1
Name /Firma / Organisation [ n
1

1
Abkirzung der Firma / Organisation [ 11
1

1
Adresse [ 11
1
1
Kontaktperson [ 11
1
1
Telefon N ]
1
1
E-Mail [ 11
1
1
Datum [
I
o}
Wichtige Hinweise:{
1
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen
1
2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular loschen oder neue Zeilen hinzufugen mochten, so konnen Sie unter "Extras/Dokumentenschutz aufheben” den Schreibschutz
aufheben T

Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden

[ R )

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word. bis am 12 2014 an folgende E-Mail Adresse:
dm@bag.admin.ch und tabak@bag.admin.ch{
«
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Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : Public Health Schweiz

Abklrzung der Organisation / Firma : PHS

Adresse : Dufourstrasse 30, 3005 Bern
Kontaktperson : C. Wirth

Telefon : 031 350 16 00

E-Mail . info@public-health.ch
Datum : 30.07.2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszuftllen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben" den
Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefllt werden.

Herzlichen Dank fir lhre Mitwirkung!
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Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes uber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma

Bemerkung/Anregung

PHS

Public Health Schweiz bedankt sich fur die Moglichkeit, an der Vernehmlassung teilnehmen und gibt gerne eine Stellungnahme ab. Public
Health Schweiz unterstitzt die Pflegeinitiative und ist Mitglied des Unterstiitzungskomitees.

Wir erinnern uns, dass die Pflegeinitiative wurde lanciert wurde, nachdem im Parlament alle Bemiihungen gescheitert sind, den Pflegenotstand
nachhaltig zu beheben. So hat das Parlament beispielsweise entschieden, nicht auf die Pa.lv. Joder 11.418 «Gesetzliche Anerkennung der
Verantwortung der Pflege» (11.418) am 27. April 2016 einzutreten. Rickblickend betrachtet hétte die pa.lv. nicht genigt, die aktuellen
Versorgungsprobleme zu I6sen und den wachsenden Bedarf an Pflegefachpersonen auszubilden. Der Vorstoss Joder beschrankte sich auf die
Forderung nach Anerkennung des autonomen Bereichs der Pflege im Krankenversicherungsgesetz. Demgegenuber verfolgt die Pflegeinitiative
umfassendere Ziele, indem sie daflr sorgt, eine allen Personen zugangliche, qualitativ hochstehende pflegerische Versorgung zu gewéhrleisten.

Wir begrissen, dass der Handlungsbedarf fiir die Sicherung der pflegerischen Versorgung endlich unbestritten ist und die Thematik mit grosser
Ernsthaftigkeit angegangen wird. Hervorheben méchten wir die hohe Qualitat des erlauternden Berichtes. Allerdings missen wir feststellen,
dass trotz dem vorhandenen Problembewusstsein teilweise die falschen Schllisse gezogen werden.

PHS

Der aktuelle und wachsende Pflegenotstand hat viele Ursachen. Fehlt in Betrieben qualifiziertes Personal, so sinken die Qualitat und die
Patientensicherheit weiter. Ist die Arbeitsplatzzufriedenheit ungeniigend, so nimmt die Berufsverweildauer ab. Ist der Beruf unattraktiv, so
entscheiden sich auch zu wenige Leute dazu, Pflegeausbildungen zu beginnen. Dieser Teufelskreislauf der schleichenden
Deprofessionalisierung und dem Verlust der Pflegequalitat auf Kosten der Patienten und der Pflegefachpersonen muss durch gesetzgeberische
Massnahmen endlich behoben werden.

Im Fokus der Pflegeinitiative steht die quantitativ und qualitativ bedarfsgerechte pflegerische Versorgung der Bevolkerung. Es handelt sich damit
um eine "Patientensicherheitsinitiative". Es geht aber auch um die betriebliche Gesundheitsférderung fiir die Mitarbeitenden der Pflege, sowie
darum, die Attraktivitat des Pflegeberufes wieder herzustellen.

In concreto sorgt die Pflegeinitiative fir Massnahmen in vier Bereichen.

1. die Ausbildung einer geniigenden Anzahl von Pflegefachpersonen;

2. die rechtliche Anerkennung der Kompetenzen der Pflegefachpersonen in den Sozialversicherungen;
3. die Verbesserung der Arbeitsumgebungsqualitat aller in der Pflege Tatigen und

4. die angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen
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PHS ist besorgt, weil der vorliegende Gegenvorschlag nur die ersten beiden Punkte anpacken will. Aus Sicht vo PHS ist es zwingend nétig,
auch Massnahmen fir die Punkte 3 und 4 festzulegen. Will das Parlament umfassende Massnahmen ergreifen und fir eine hohe Pflegequalitat,
eine angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen und eine bessere Arbeitsplatzzufriedenheit sorgen, so erachten wir die Vorgabe einer
sicheren und bedarfsgerechten Personalausstattung und besserer Arbeitsplatzbedingungen als unerlasslich.

PHS ist Uberzeugt, dass es nicht gelingen wird, wesentlich mehr Pflegefachpersonen auszubilden und im Beruf zu halten, wenn sich die
Arbeitsumgebungsqualitat und damit die Arbeitsbedingungen nicht verbessern. Die Arbeitgeber kdnnen keine besseren Arbeitsbedingungen
anbieten, wenn ihnen die dazu erforderlichen finanziellen Mittel nicht zur Verfiigung gestellt werden. Es ist deshalb zwingend, die
Pflegeleistungen angemessen zu entschadigen — in jedem Setting und unabhéngig vom Kostentrager.

PHS

Wird die Abgeltung bestimmter Pflegeleistungen durch die OKP zukinftig keine arztliche Verordnung mehr voraussetzen, so werden dadurch
die Kompetenzen der Pflegefachpersonen nicht erweitert. Sie besitzen diese Kompetenzen bereits heute. Es ist nicht Teil des KVG,
Kompetenzen zu regeln oder zuzuordnen. Dies ist derzeit eine Aufgabe der Kantone und bildet in absehbarer Zeit Gegenstand des
Gesundheitsberufegesetzes (GesBG). Mit einer Neuregelung ist auch sicherzustellen, dass der stossende Status der Pflege als Hilfsberuf
endlich abgeschafft wird.

PHS

PHS sieht die Notwendigkeit das Kostenwachstum einzuddmmen. Aus unserer Sicht ist es aber definitiv der falsche Weg, bei, bei der
Gesundheitsforderung, der Pravention und der Primary Care (Grundversorgung im Gesundheitswesen) oder der pflegerischen Versorgung zu
sparen. Gut ausgebildete Pflegefachpersonen spielen eine wichtige Rolle bei der Forderung des Selbst-Managements, z.B. bei Menschen mit
chronischen Erkrankungen. Der Staat sollte eine aktivere Rolle ilbernehmen beim Vermeiden von unnétigen oder gar schadlichen
Interventionen und Prozeduren.

Im Fokus der Pflegeinitiative steht die Sicherstellung einer qualitativ guten Pflege, die fur alle Menschen zugénglich ist («Patientensicherheits-
Initiative»). Wir dirfen es nicht zulassen, dass die Sicherheit der Patienten weiterhin aufs Spiel gesetzt wird. Derzeit werden eindeutig zu wenig
Mittel in die Sicherstellung der Pflegequalitat und die Deckung des wachsenden Pflegebedarfs investiert, was mittelfristige enorme Kostenfolgen
verursacht, z.B. (Re)-Hospitalisierung, vermeidbare Fehler und damit verbunden langere Arbeitsabwesenheiten. Eine angebotsinduzierte
Mengenausweitung ist bei der ambulanten Pflege aufgrund der vorgéangigen Bedarfsplanung ausgeschlossen. Eine solche wird heute und
misste in Zukunft von den Krankenkassen im Rahmen der Priifung der Rechnungen auch unterbunden werden.

Aufgrund der demographischen Entwicklung, zur Deckung der wachsenden Unterversorgung und aufgrund der Zunahme von polymorbiden und
chronisch kranken Menschen werden die Pflegekosten betrachtlich zunehmen. Fir die Gesellschaft und die einzelnen Menschen wére es aber
viel teurer, keine Massnahmen zu ergreifen, weil die Folgekosten, aber auch das menschliche Leid viel héher ausfallen wirden.
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Nachhaltige Investitionen in die Pflege sind eine notwendige Voraussetzung, um die Kosten- und Pramienexplosion im Gesundheitswesen
nachhaltig dampfen zu kdnnen.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

SBK-ASI

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

SBK-ASI

Wir begriissen die vorgeschlagene Foérderung der Ausbildung
im Bereich der Pflege, betrachten diese aber als striktes
Minimum.

SBK-ASI

Wir lehnen beide Minderheitsantrage ab.

Die Antrage basieren auf einer Fehleinschatzung. Das Ziel,
namlich die Férderung der Pflegeausbildungen zur Deckung
des wachsenden Bedarfs, kann mit der Einschrankung auf
Auszubildende mit Betreuungs- und Unterhaltspflichten oder die
generelle Streichung von individuellen Beitrdgen nicht erreicht
werden.

SBK-ASI

Die im Bericht gedusserte Beflirchtung, die Kantone kénnten
einen unrealistischen Bedarf an Praktikumsplatzen festlegen,
erachten wir als unrealistisch. Wahrscheinlicher ist es, dass die
Kantone diesen Bedarf unterschatzen.

Aus Sicht des SBK soll bei der Bedarfsplanung nicht einseitig
auf die vorhandenen Studienplatze HF und FH abgestellt
werden. Die Kantone sollen verpflichtet werden, die
Bedarfsplanung jahrlich zu veréffentlichen und bei Bedarf
zuséatzliche Studienplatze zu schaffen.

... Die Kantone veroffentlichen ihre
Bedarfsplanung jahrlich.

SBK-ASI

Der SBK begrtisst, dass die Kantone den Ausbildungsbetrieben
Beitrage fir deren Leistungen in der praktischen Ausbildung
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gewahren missen. Nicht nachvollziehbar ist jedoch, dass damit
nur mindestens die Halfte der durchschnittlichen ungedeckten
Ausbildungskosten abgegolten werden sollen. Gemass Artikel 7
gewahrt zwar auch der Bund Beitrage, doch sind diese nicht
zusatzlich, sondern beteiligt sich der Bund damit zu maximal 50
Prozent an den Beitragen der Kantone. Dies bedeutet, dass die
Kosten fir Leistungen im Bereich der praktischen Ausbildung
bis zur Halfte durch die Betriebe selber getragen werden sollen.

Fur die Leistungserbringer der Pflege kann diese Regelung zu
Finanzierungslicken fuhren. Denn die von ihnen
ausgewiesenen und berechtigten Aus- und
Weiterbildungskosten mussen entweder Teil der Pflegekosten
nach Art. 25a sein oder im Rahmen des vorliegenden Gesetzes
abgegolten werden.

Da ungedeckte Kosten mit jedem praktischen Ausbildungsplatz
ansteigen, wird ein negativer Anreiz flr zusatzliche
Ausbildungsplatze geschaffen.

Damit kein Interpretationsspielraum besteht, missen die Aus-
und Weiterbildungskosten explizit als Teil der Pflegekosten
gemass Art. 25a KVG anerkannt werden. Auf diese Weise wird
sichergestellt, dass die Kantone ihre Verantwortung fur die Aus-
und Weiterbildung in jedem Fall Gibernehmen mussen.

SBK-ASI

1-3

Es ist nicht zielfihrend, 26 verschiedene Regelungen zur
Berechtigung von Ausbildungsbeitragen zu schaffen. Der Bund
ist zu verpflichten, zu Handen der Kantone entsprechende
Vorgaben zu erlassen.

Wie im Zusammenhang mit Art. 1 erwahnt, erachten wir die
geplanten Ausbildungsbeitrage als notwendige, aber nicht

2 Die Kantone legen nach Massgabe des Bundes
die weiteren Voraussetzungen und den Umfang
der Ausbildungsbeitrage sewie-das-\erfahren-fir

deren-\ergabe fest.
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geniigende Voraussetzung, um den Pflegenotstand wirksam zu
verhindern.

Der SBK lehnt die Minderheiten ab und geht kurz auf die
einzelnen Punkte ein:

- Die Gewahrung von Darlehen hat sich in der Praxis nicht
bewahrt.

- Die Einschrankung auf Personen mit familidren Betreuungs-
und Unterhaltspflichten ist nicht sachgerecht, weil es im
Widerspruch mit dem Zweckartikel steht.

- Die Bedingung, wonach die Empfangerinnen die Ausbildung
im entsprechenden Kanton absolvieren missen, ist nicht
umsetzbar, da nicht alle Kantone Uber Ausbildungsstatten
verflgen.

- Die generelle Streichung des 3. Abschnitts steht ebenfalls
im Widerspruch zum Zweckartikel.

SBK-ASI 7 Diese finanzpolitische Bestimmung ist aus Sicht des SBK

heikel. Auch wenn die Kostenbremse geldst wird, kann das
Parlament die Kredite jahrlich kiirzen oder gar streichen. Es
besteht das reale Risiko, dass die gesprochenen Mittel nicht
effektiv zur Verfugung gestellt werden und die Massnahmen
somit nicht in Angriff genommen werden.

Die Kredite werden gemass dem Vorschlag nur dann gewahrt, Es braucht eine verbindliche Formulierung, dass
wenn die Kantone ebenfalls Aufwendungen fur die Erflllung die Kantone Massnahmen ergreifen und die
ihrer Aufgaben sprechen. Diese Koppelung ist problematisch. erforderlichen Mittel sprechen mussen.

Bleiben einzelne Kantone untatig oder ergreifen sie zu wenige
Massnahmen, so ist das vorliegende Bundesgesetz
wirkungslos. Aus diesem Grund sind die Kantone zu
verpflichten, gemass ihrer Bedarfsplanung Ausbildungsbeitrdge
zu gewahren.
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SBK-ASI 7 1 Die Formulierung "im Rahmen der bewilligten Kredite" bringt "im Rahmen der bewilligten Kredite" streichen

zum Ausdruck, dass es sich um eine politische Zielgrosse
handelt. Problematisch ist: Es besteht keine Garantie, dass die
in der Vorlage (also in den Bundesbeschliissen) genannten
Betrage effektiv zu den Kantonen fliessen. Sprechen die
Kantone keine Mittel, so werden auch die Bundesmittel nicht
gesprochen (siehe oben).

SBK-ASI 7 2,3 Der SBK schlagt vor, das Wort ,héchstens® im Abs. 2 ersatzlos | Analog Minderheitsantrag:

zu streichen. Gemass Ruckfragen unsererseits entspricht es
dem Willen der SGK Nationalrat, dass der Bund und die
Kantone je 50 Prozent der Mittel sprechen. Wir weisen darauf Abs. 3: Zweiter und dritter Satz: streichen
hin, dass die Formulierung in Abs. 2 wie auch die
entsprechenden Erlauterungen Anlass zu
Interpretationsspielraum geben. Abs. 2 kdnnte derart
verstanden werden, dass der Bund 1/3 und die Kantone 2/3 der
Ausgaben Ubernehmen mussen (die Bundesbeitrdge betragen
die Halfte der Kantonsbeitrage)

Abs. 2: "héchstens" streichen

Der SBK unterstitzt den Minderheitsantrag. Abstufungen sind
nicht objektiv festzulegen («zweckmassige Ausgestaltung») und
erschweren die Zielerreichung.

SBK-ASI 9 Eine Evaluation mit der im Bericht dargelegten Zwecksetzung

wird vom SBK unterstitzt. Im Fokus sollte die Nachhaltigkeit der
Massnhahmen stehen, beispielsweise die Frage, wie viele der
Absolventinnen den Pflegefachberuf effektiv ergreifen und wie
lange sie im Beruf verweilen.

SBK-ASI 12 4,5 Die Befristung des Gesetzes in den Artikeln 4 und 5 auf einen Analog Minderheitsantrag:

kurzen Zeitraum von acht Jahren erachtet der SBK als

Streichen der Absatze 4 und 5
unredlich. Es ist unmdglich, den stark wachsenden Pflegebedarf reichen der Absatze 4 un
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innert acht Jahren zu decken. Es braucht mehrere Jahre, bis die
Massnahmen greifen, die Ausbildungen abgeschlossen werden
und dem Arbeitsmarkt gentigend Personen zur Verfligung
stehen.

Entgegen den Ausfiihrungen im Bericht ist nicht davon
auszugehen, dass sich die Bedingungen, die das vorliegende
Gesetzesvorhaben begriinden, innert acht Jahren derart zum
Besseren gedndert haben werden, dass sich die
entsprechenden Massnahmen erubrigen.

Es stellt sich auch die Frage, ob Betrieb und Pflegeschulen
daran interessiert sein kdnnen, Ausbildungsleistungen
auszubauen, deren Kosten sie nach acht Jahren selber tragen
mussen.

In diesem Sinne unterstitzt der SBK den Minderheitsantrag.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des
Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den

Erlauterungen
Name/Firma Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)
SBK-ASI 171 1 Die Bezeichnung der diplomierten Pflegefachpersonen als
Hilfspersonen der Arztinnen bildet seit jeher ein Stein des
Anstosses; sie ist nicht nur sachlich falsch, sondern tragt zur
Abwertung des Pflegeberufes bei.
Die Anerkennung der Eigenstandigkeit der Pflegefachpersonen
ist im vorliegenden Gesetz wie auch im KVG (s.u.) ein langst
Uberfalliger Schritt.
SBK-ASI 75 b Dito.
SBK-ASI . S S .
73a 3 Die Massnahmen ist sinnvoll und richtig; unseres Erachtens 3. Absatz streichen

kann sie aber so nicht umgesetzt werden: die OdAs sind keine
Bildungsanbieter und kénnen deshalb keine Bildungsangebote
bereitstellen.

Vordringlich wére hier die Uberféllige Revision der Verordnung
Uber den nachtraglichen Erwerb des Fachhochschultitels; nur so
kann die berufliche Weiterentwicklung von tberaus qualifizierten
Inhaberlnnen altrechtlicher Titel gewahrleistet werden und jene
Personen dem Gesundheitswesen langfristig erhalten bleiben.

Wir verweisen diesbeziiglich auf unseren Vorschlag im
Bundesbeschluss Uber die Erhéhung der Abschliisse an
kantonalen Fachhochschulen.

11
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SBK-ASI

10a

Wir unterstiitzen den Uberfalligen Berufsbezeichnungsschutz,
welcher sich positiv auf das Vertrauen in die Fachpersonen, die
Qualitat und die Patientensicherheit auswirkt. Der
Berufsbezeichnungsschutz verhindert es, dass unqualifizierte
Personen Titel fuhren kénnen, welche die Patienten mit
Vertrauen und Kompetenzen der Titeltrager verbinden.

Zur Verhinderung einer unlauteren und irrefiihrenden
Verwendung der Berufsbezeichnungen lehnen wir die
Minderheit ab, welche Ziffer 4 streichen will.

SBK-ASI

30a

Der SBK beflirwortet das Aussprechen von Bussen fir das
unrechtmassige Fuhren von Titeln. Somit kann sichergestellt
werden, dass keine Personen mehr Berufsbezeichnungen
tragen, die sie aufgrund ihrer Ausbildungen und Kompetenzen
nicht fuhren durfen. Die Personalknappheit und die damit
verbundene Problematik, gentigend qualifiziertes Personal zu
rekrutieren, verleitet heute einzelne Betriebe dazu, irrefiihrende
Berufsbezeichnungen zu verwenden. Aus diesem Grund fordern
wir Straflosigkeit von Personen, die auf Anweisung ihres
Arbeitgebers eine Berufsbezeichnung fiihren, die ihnen rechtlich
nicht zusteht.

12
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes
sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

SBK-ASI Allgemeine Bemerkungen

Der Vorschlag ist zentral, den Berufsstatus des
Pflegefachberufes durch die Anerkennung eines
eigenstandigen Leistungsbereiches der Pflege und durch die
entsprechende Anerkennung der diplomierten
Pflegefachpersonen als eigenstandige Leistungserbringer zu
regeln. Dieses Anliegen bildete wiederholt Gegenstand
politischer Vorstosse, die allesamt im Bundesparlament
gescheitert sind. Dies war mit ein Grund, dass die
Volksinitiative lanciert worden ist.

Im Grundsatz handelt es sich um den Nachvollzug der langst
gelebten Praxis im KVG, namlich um die geltende
Kompetenzabgrenzung zwischen Arztinnen und
Pflegefachpersonen. Die Teilautonomie der Pflege existiert
unabhangig vom KVG. Sie kann allerdings im Leistungsbereich
der KLV nicht umgesetzt werden, weil das KVG
Pflegeleistungen nur bei Vorliegen einer arztlichen Anordnung
Ubernimmt.

Die Anderung ist nicht mit Mehrkosten verbunden, weil in jedem
Fall eine Bedarfsabklarung vorliegen muss. Neu ist, dass
gewisse Pflegeleistungen der OKP in Rechnung gestellt
werden, ohne dass daflr eine &rztliche Verordnung ausgestellt
werden muss. In der Praxis werden schon heute viele
Leistungen erbracht, bevor die arztliche Verordnung vorliegt.
Die heutige gesetzliche Regelung ist widersinnig, erhdht die
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Burokratie und damit die Kosten und soll endlich
gesetzgeberisch korrigiert werden.

SBK-ASI 25 Aus gesetzestechnischer Systematik sind nicht nur die Analog Minderheitsantrag: erganzen
Leistungen von Pflegefachpersonen gemass Art. 25 Abs. 2 Bst. 2bis Pflegefachpersonen”
a Ziff 2bis, sondern auch die Pflegefachpersonen als Erbringer | ”
der Leistungen explizit im KVG zu nennen.
Bei der Pa.lv. Joder war diese Anpassung ebenfalls
vorgesehen und wurde im damals im erlauternden Bericht der
Kommission positiv beurteilt.
Der SBK fordert dezidiert die Annahme des Minderheitsantrags
Ammann.
SBK-ASI 25a Wir lehnen den Vorschlag ab, wonach Massnahmen der Akut- Analog Minderheitsantrag:

und Ubergangspflege (AUP) gemeinsam von einem Arzt/einer
Arztin und einer Pflegefachperson angeordnet werden missen.
Dafiir gibt es erstens systematische Griinde: AUP ist einzig und
allein ein Finanzierungsmodus, der sich auf eine bestimmte
Phase der Behandlung und Pflege bezieht. Inhaltlich
unterscheiden sich die Leistungen in der AUP von den in den
anderen Phasen erbrachten Pflegeleistungen in keiner Weise
(vgl. Art. 7 KLV). Zweitens sehen wir keinen Grund fiir eine
gesonderte Kompetenzregelung bzw. gesonderte
Abgeltungsvoraussetzungen bei der AUP. Auch hier sollen die
Arztinnen die dem &rztlichen (diagnostisch-therapeutischen)
Bereich und die Pflegefachpersonen die ihrem eigenstandigen
Bereich zuzuordnenden Massnahmen anordnen. Dies setzte
eine Koordination und gegenseitige Absprache nach den
elementaren Grundsatzen der interprofessionellen
Zusammenarbeit voraus. Entgegen den Erlauterungen im
Bericht soll ausgeschlossen werden, dass Arztinnen

[...] die im Spital von einem Arzt oder einer Arztin
oder einer Pflegefachperson angeordnet werden

[..]
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Massnahmen der Abklarung, Beratung, Koordination und der
Grundpflege anordnen.

Aus diesem Grund unterstiitzen wir den Antrag der Minderheit.
Der Begriff "oder" macht deutlich, dass Leistungen von
unterschiedlichen Personen anzuordnen sind. In Kombination
mit dem zu erganzendem Absatz 3 Ziff.b wird festgelegt,
welche Massnahmen von einer Pflegefachperson angeordnet
werden kdnnen.

SBK-ASI

25a

Entgegen den Erlauterungen im Bericht (z. B. S. 28
zweitunterster Absatz) konnen Arztinnen keine Massnahmen
anordnen, die dem eigenstandigen Bereich der Pflege
zuzuordnen sind, also Massnahmen der Abklarung, der
Beratung, der Koordination und der Grundpflege. Dies wirde
gegen die berufliche, z.Zt. kantonalrechtlich geregelte
Kompetenzordnung verstossen und zu Unklarheiten beziglich
der Haftung der jeweiligen Akteure flhren. Litt. a deckt somit
ausschliesslich originar arztlich-medizinische Massnahmen ab,
also Massnahmen der Untersuchung und Behandlung.

SBK-ASI

25a

Es ist nicht sinnvoll, einzig die Grundpflege exemplarisch
aufzufuihren. Wie es im erlauternden Bericht beschrieben wird,
sollen Massnahmen der Abklarung, Beratung und Koordination
und der Grundpflege von Pflegefachpersonen angeordnet
werden.

Ergénzung: "dazu gehodren die Massnahmen der
Abklarung, Beratung, Koordination und
Grundpflege"

SBK-ASI

25a

3bisa

Wir begriissen diese Prazisierung bei Patienten mit komplexen
Erkrankungen und am Lebensende, wie auch den damit
verbundenen Minderheitsantrag Moret (3bisa), der zusatzlich
die angemessene Abgeltung des Pflegepersonals,
einschliesslich des Personals in Ausbildung garantieren will.
Wir messen der Bestimmung allerdings eher eine
deklaratorische Bedeutung zu: wie es der Bericht erwdhnt,

Analog Minderheitsantrag:

3bis a erganzen
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sollte bereits de lege lata diesen besonderen Situationen
Rechnung getragen werden, sofern die bestehenden
Voraussetzungen des KVG (also insbesondere die WZW-
Kriterien) nachweislich erfullt sind.

SBI-ASI 25a 3ter Wir weisen der Klarheit halber darauf hin, dass die Abgeltung
von Leistungen im eigenstandigen Bereich der Pflege zwar
keine arztliche Anordnung, aber von KVG wegen auf jeden Fall
nach wie vor eine arztliche Diagnose voraussetzt.
SBK ASI . . . I .
25a 3quater Wie bei Art. 5 vom neues Bundesgesetz Uber die Férderung Einflgen: Art. 25a KVG Abs. 3quater (neu):
der Ausbildung im Bereich der Pflege ausgefiihrt, braucht es im . . . .
. - - . ,Die von den Leistungserbringern ausgewiesenen
KVG eine Ergdnzung, damit die Ausbildungskosten der . . . .
- . N L Aus- und Weiterbildungskosten sind Teil der
Institutionen voll gedeckt sind. Nur so kbénnen Anreize flr .
weitere und qualitativ hochwertige Praktikumsplétz haffen | negekosten. Der Bundesrat regelt die
erdeere1 und qualitatlv hochwertige Fraxtikumsplatze geschallen | eizelneiten. Er berticksichtigt dabei kantonale
' Vorgaben fur die Ausbildung. Beitrdge der
Kantone gestitzt auf das Bundesgesetz uber die
Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
werden angerechnet.”
SBK-ASI . - . L . L .
38 2 Das Ziel ist es, dass moglichst viele Organisationen 2 Die Zulassung der Organisationen nach Artikel

Ausbildungsleistungen erbringen. Gemass dem Vorschlag
werden einzig Organisationen mit einem kantonalen
Leistungsauftrag dazu verpflichtet. Der Kreis ist aber zu
vergrossern, indem alle Organisationen mit einer
Betriebsbewilligung in die Massnahmen einzubinden sind.

Bei der vorgeschlagenen Lésung wirden viele Organisationen
ohne Leistungsauftrag darauf verzichten,
Ausbildungsleistungen zu erbringen, zumal sie nicht von den
Unterstitzungsbeitragen profitieren konnten.

35 Absatz 2 Buchstabe dbs setzt eine kantonale
Betriebsbewilligung voraus. Der Kanton legt in der
Betriebsbewilligung insbesondere die zu
erbringenden Ausbildungsleistungen fest unter
Bertcksichtigung der Kriterien nach Artikel 3 des
Bundesgesetzes vom ...16 (iber die Férderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und des
Ausbildungskonzepts nach Artikel 4 des
genannten Gesetzes.
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SBK-ASI

38

1bis
und 2

Der SBK lehnt die von der Minderheit beantragte Aufhebung
des Kontrahierungszwanges vehement ab. Es geht nicht an, an
der Pflege ein Exempel zu statuieren.

Wir weisen darauf hin, dass die pa.lv. Joder nicht zuletzt an
diesem Punkt gescheitert ist und es beim Volk keine Mehrheit
gibt, den Kontrahierungszwang und damit verbunden die freie
Pflege-Wahl aufzuheben.

SBK-ASI

39

Der SBK unterstitzt dezidiert den Minderheitsantrag Carobbio
Guscetti et al., der verbindliche Vorgaben bezlglich des
erforderlichen Pflegefachpersonals schafft. Die Korrelation
zwischen Personaldotation (quantitativ und qualitativ, also der
Anzahl und dem Ausbildungsniveau der diplomierten
Pflegefachpersonen) einerseits und der Pflegequalitat und
Patientensicherheit (insb. Komplikations- und
Sterblichkeitsrate) andererseits, ist wissenschaftlich klar belegt.

In immer mehr Landern werden mit grossem Erfolg so
genannte "Nurse-to-patient-ratios" (Vorgabe einer sicheren und
bedarfsgerechten Personalausstattung) eingeftihrt. Eine
Pionierrolle hat dabei der amerikanische Bundesstaat
Kalifornien eingenommen, bei dem die Einfihrung verbindlicher
Minimalschlissel nicht nur zu einer Verbesserung der
Outcomes, sondern auch zur Behebung des Pflegenotstandes
gefuhrt hat. Dies belegt, dass der Personalmangel und der
daraus resultierende Druck auf das verbleibende Personal
einen wesentlichen Anteil an der fehlenden Attraktivitat des
Pflegeberufes bildet.

Die Personaldotation ist wegen dem unterschiedlichen Bedarf
pro Pflegebereich (stationdre Langzeitpflege, medizinische und
chirurgische Abteilungen, Spitex, Intensivstationen etc.)
festzulegen. Wir weisen darauf hin, dass die Schweizerische
Gesellschaft fur Intensivmedizin selber eine Ratio festgelegt

Analog Minderheitsantrag:

Erganzen: [...] "und das Pflegefachpersonal nach

Art. 39a verfligen”
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hat, die von allen Ausbildungsspitalern umgesetzt werden muss
und die sich bewahrt hat.

Die Einfuhrung einer Nurse-to-patient-ratio ist eine der
Kernforderungen, die mit der eidgenéssischen Pflegeinitiative
verbunden ist.

SBK-ASI 39a Bei der Ausgestaltung der Vorgaben ist auf fixe Zahlen auf der | Analog Minderheitsantrag:

Gesetzesstufe zu verzichten. Die Festlegung der Vorgabe einer
sicheren und bedarfsgerechten Personalausstattung (Nurse-to-
patient-ratio) pro Pflegebereich ist dem Bundesrat zu
delegieren.

Art. 39a einfligen

Wir unterstiitzen den Minderheitsantrag, erachten diesen aber
als Minimalvariante.

SBK-ASI 39b Der SBK fordert die Einfihrung eines allgemeinverbindlichen Analog Minderheitsantrag:

GAV. Nur eine nationale gesetzliche Vorgabe kann die
flachendeckende Verbesserung der Arbeitsbedingungen
sicherstellen. Diese sind die Voraussetzung, um die
Arbeitsplatzzufriedenheit und damit die Berufsverweildauer zu
erhdhen. Diese wiederum ist ein wesentlicher Faktor, um die
Qualitat der Pflegeleistungen und die Patientensicherheit zu
erhbhen.

Art. 39b einfligen

Der beste GAV, wie auch der beste arbeitsgesetzliche Schutz,
nutzt nichts, wenn den Betrieben die personellen und
finanziellen Mittel fehlen, um die entsprechenden Regelungen
umzusetzen.

Die flachendeckende Verbesserung der Arbeitsbedingungen ist
eine der Kernforderungen, die mit der eidgendssischen
Pflegeinitiative verbunden ist.

SBK-ASI 55b Aufgrund der demographischen Entwicklung, der Zunahme von | Streichen

multimorbiden und chronischen Kranken werden die Kosten der
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Pflege grundsatzlich steigen. Auch die Behebung der
bestehenden Unterversorgung ist mit steigenden Kosten
verbunden.

Eine qualitativ hochstehende Pflege tragt zu einem effizienten
Mitteleinsatz bei und erhoht den Behandlungserfolg und die
Patientenzufriedenheit. Die Mittel, welche in die Pflege
investiert werden, sind kostendampfend, indem vermeidbare
Komplikationen verhindert und (Re)-Hospitalisierung unnétig
werden.

Aufgrund der erforderlichen vorgéngigen Bedarfsplanung bei
der Pflege kann eine angebotsinduzierte Mengenausweitung
ausgeschlossen werden. Ein erheblicher Teil der
Pflegeleistungen zulasten der OKP bleibt &rztlich verordnet
(medizinisch-therapeutische Leistungen); samtliche
Pflegeleistungen setzen weiterhin eine arztliche Diagnose
voraus; samtliche Pflegeleistungen werden von den
Versicherungen streng auf inre Einhaltung der WZW-Kriterien
Uberpruft.

Zudem wirde es der vorgeschlagene Gesetzestext erlauben,
potenziell in allen Kantonen, die iber dem Durchschnitt des
Kostenwachstums in der Pflege liegen (also der Halfte der
Kantone) eine Zulassungsbeschrankung einzufiihren.

SBK-ASI U- Der SBK begrisst die Einflihrung einer Evaluation, weist aber

best. darauf hin, dass nicht nur die wirtschaftlichen Folgen im
Zentrum stehen dirfen. Zu bertcksichtigen sind die
Verbesserung der Versorgung und die dadurch vermiedenen
Folgekosten (inkl. Vermeidung von Arbeitsplatzausfallen).
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
und zu den Erlauterungen

des Gesetzesentwurfes geausserten Beflirchtungen, dass den in
Aussicht gestellten Krediten zur Finanzierung der Finanzhilfen die
endgultige Verbindlichkeit fehlt.

Analog des dortigen Streichungsantrages, muss auch im
Bundesbeschluss die Befristung auf acht Jahre gestrichen werden.

Die Antrage der Minderheiten 1 und 2 lehnen wir dezidiert ab und
verweisen dabei ebenfalls auf unsere Argumente in der Sache.

Name/Firma Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag
SBK-ASI Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.
SBK-ASI 1 Wir verweisen hier auf die in unserer Stellungnahme zu Art. 7 Abs. 1 Streichen ,....flr die Dauer von acht Jahren...”
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss tuiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den
kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SBK-ASI

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

SBK-ASI

Wir begriissen die anreizfinanzierte Sonderfinanzierung zur Erh6hung
der Anzahl Ausbildungsplatze an den FH. Die entsprechende
Erhohung der Kapazitaten bildet das unerlassliche Pendant zum
Ausbau der Praktikumsplatze.

Wir bedauern, dass sich diese Massnahme nicht auf den gesamten
Bildungsbereich (also auch auf die Ausbildung in den HF) ausdehnen
lasst. Dies ist eine Folge der vom SBK seit jeher kritisierten Zweiteilung
der Grundausbildung in Pflege in HF und FH.

Da diese Zweiteilung in der deutsch- und in der italienischen, nicht
aber in der franzésischen Schweiz umgesetzt wurde, wird sich der
vorliegende Beschluss sprachregional unterschiedlich auswirken.

Zudem merken wir an, dass im erlauternden Bericht die franzésische
Ubersetzung der Hoheren Fachschulen veraltet ist. Diese heissen
korrekt: ,école supérieure”

SBK-ASI

3litt. ¢

Dieser Eckwert, der eine Abstimmung auf den Bedarf an
Ausbildungsabschliissen an Fachhochschulen abstellt, ist einzig auf
die Verhaltnisse in der deutschen und der italienischen Schweiz
zugeschnitten. Er ist in der franzdsischen Schweiz nicht anwendbar,
weil es gar keine HF gibt (mit Ausnahme von St. Imier).

3litt. d

Der SBK fordert ebenfalls die Revision der Verordnung des WBF uber
den nachtréglichen Erwerb des Fachhochschultitels. Jene Verordnung
sollte den Inhaberinnen altrechtlicher Titel nach Absolvierung
einschlagiger Weiterbildungen die berufliche Weiterentwicklung
ermdglichen; wie sich gezeigt hat, wurde dieser Zweck nicht erfillt. Seit

Die Verordnung des WBF uiber den nachtréglichen Erwerb

des Fachhochschultitels ist dahingehend zu revidieren,
dass die Liste der anerkannten bzw. verlangten
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deren Inkrafttreten im Jahr 2015 ist ganzen 451 Gesuchstellerinnen der | Weiterbildungen in Art. 1 Abs. 4 litt. b im Sinne unserer
NTE gewahrt worden; zahlreiche Angehorige des Pflegeberufes sind in | Bemerkungen erweitert bzw. erganzt wird.

ihrer beruflichen Weiterentwicklung blockiert, z.B., weil deren
Weiterbildung zu wenig weit zuriickliegt: ihnen steht einzig das
(verkirzte) Bachelorstudium offen! Die entsprechende
Verordnungsrevision drangt sich auch deshalb auf, damit jene
Bachelorstudienplatze jingeren Kandidatinnen zur Verfiigung stehen,
im Sinne der erwiinschten Zunahme der Anzahl neuer Pflegediplome —
von der Anerkennung des Engagements jener gut ausgebildeten, sehr
erfahrenen, aber unter altem Recht diplomierten Pflegefachpersonen
ganz zu schweigen. Damit wirde auch der berufliche Verbleib jener
Personen im Gesundheitswesen gefordert.

Schliesslich wiirde allfélligen Interessentinnen endlich der direkte
Zugang zum Masterstudium eréffnet und damit der durch die
angestrebte Zunahme der Bachelorabschliisse bedingte Nachwuchs
an Dozierenden gesichert.
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss uiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitat und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SBK-ASI

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

SBK-ASI

Die finanzielle Férderung von Massnahmen zur Verbesserung von
Strukturen und Ablaufen kann nur begriisst werden, soweit diese auch
zu einer konkreten Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der
Pflege flihren. So unterstiitzt der SBK das BAG bei der
Nutzbarmachung des im Bericht erwahnten Online-
Befragungsinstrumentes "Friendly Work Space Job-Stress Analysis"
fur die Langzeitpflege. Wie er es aber im Rahmen dieses Projektes
betont hat, werden auch solche Instrumente ihre Wirkung nur insoweit
entfalten kénnen, als den betroffenen Betrieben gentigend Mittel zur
Verfligung stehen bzw. gestellt werden.

SBK-ASI

Der SBK begrisst eine Unterstitzung des Bundes von Projekten zur
Verbesserung der Effizienz im Bereich der Grundversorgung.

Der Art. 1 ist in Bezug auf die Geltungsdauer mit den anderen
entsprechenden Verpflichtungskrediten zu harmonisieren. Gleichzeitig
wiederholt der SBK, dass auch eine Frist von acht Jahren zu kurz ist,
um die Ziele zu erreichen.

Far Finanzhilfen nach [...] wird fur acht Jahre ab
Inkrafttreten [...] ein Verpflichtungskredit von insgesamt
16 Millionen Franken bewilligt.
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Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : Schweizerischer Gehérlosenbund

Abklrzung der Organisation / Firma : SGB-FSS

Adresse . Raffelstrasse 24, 8045 Zirich
Kontaktperson : Viktoria Wiirtz

Telefon : +41 44 315 50 40

E-Mail : rechtsdienst@sgb-fss.ch
Datum :14.08.2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufullen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular léschen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben" den
Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefllt werden.
Herzlichen Dank fir Ihre Mitwirkung!
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Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes liber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma | Bemerkung/Anregung

SGB-FSS Der Schweizerische Gehdrlosenbund (SGB-FSS) ist der nationale Dachverband der Gehdérlosen- und Schwerhérigen. Der SGB-FSS setzt sich fur
die Gleichstellung von Menschen mit einer Hérbehinderung ein. Insbesondere kampft er fir die Gleichstellung im Gesundheitswesen. Dies
bedeutet einerseits eine barrierefreie und zugangliche Kommunikationsmaglichkeit auf Seiten der Patienten und andererseits die Ausbildung von
genlgend gebardensprachkompetentem Fachpersonal, im besten Fall sind dies selber gehdrlose Personen.

SGB-FSS Aktuell ist das Pflegepersonal fir die Kommunikation mit gehorlosen Patienten nicht sensibilisiert.

Sensibilisierung- und Gebéardensprachkurse miissen Teil des Ausbildungsangebots werden. Insbesondere miissen im Rahmen der Ausbildung
Kurse Uber das Kommunikationsverhalten mit Menschen mit Horbehinderung sowie Schulungen, die das Bewusstsein fur die Wirde, die
Autonomie und die Bedurfnisse von Menschen mit Behinderungen scharfen, angeboten werden.

Gestitzt auf Artikel 25 Buchstaben b und f in Verbindung mit Artikel und 4 Absatz 1 Buchstaben a und b und Artikel 2 UNO- BRK st
sicherzustellen, dass das Gesundheitspersonal den individuellen Bedirfnissen der zu behandelnden, betreuenden und zu pflegenden
Personen Rechnung tragt und dabei die besonderen Bedirfnisse von Menschen mit Behinderungen berucksichtigt. Es muss garantiert werden,
dass Anbietende von Gesundheitsdienstleistungen dafiir sorgen, dass ihre Dienste hindernisfrei zur Verfligung gestellt werden und das
Pflegepersonal Uber die Kommunikation mit gehérlosen Personen geschult ist.

Es muss sichergestellt werden, dass Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen und deren Dienstleistungen flur samtliche Gruppen von Menschen mit
Behinderungen hindernisfrei zuganglich sind. Insbesondere werden dabei die besondere Bedurfnisse von Personen mit Seh- und/oder
Horbehinderungen berticksichtigt. Mindliche Informationen mussen bei Bedarf durch das Miteinbeziehen eines professionellen
Gebardensprachdolmetschers vermittelt werden.

Die Kommunikationsbarrieren stellen ein grosses Problem fiir gehdrlose und schwerhorige Patienten dar. Die Kommunikation mit dem
Pflegepersonal (wie z.B. mit der Hebamme oder mit dem Psychotherapeuten) erfolgt oft nicht direkt, sondern Giber Mediatoren. Mediatoren
kénnen beispielsweise professionelle Gebardensprachdolmetscher sein oder Familienmitglieder. Der SGB-FSS unterstuitzt prinzipiell das
hinzuziehen von Gebéardensprachdolmetschern, bevorzugt aber die direkte Kommunikation. Die Unterstiitzung, besonders bei lebenswichtigen
Informationen, durch Familienmitglieder ist nicht angemessen und unproportional belastend fiir alle Parteien, des Weiteren ist der
Informationsfluss nicht sichergestellt. Medizinische Informationen bzw. Aufklarungsgesprache (Arzt - Patient) sind nicht barrierefrei, das heisst
durch bedarfsgerechete Kommunikationskanéle, zugénglich.
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SGB-FSS Die Psychotherapie soll in einem direkten Setting zwischen gebardensprachekompetenten Psychotherapeuten und gehdrlosen Patienten (ohne
Dolmetscher) erfolgen kénnen und ohne die Anordnung eines Arzt mdglich sein. Im Moment gibt es kaum gebardensprachkompetente
Psychotherapeuten. Fir ein behindertengerechtes Gesundheitsystem ist die Ausbildung von gebérdensprachekompetenten Fachkréften
unabdingbar.

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS
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SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen mochten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des
Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den

Erlauterungen

Name/Firma | Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS
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SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes

sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs. Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

10
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SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
und zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

12
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den
kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss tiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitiat und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

SGB-FSS

14
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Anhang: Anleitung zum Einfligen zusatzlicher Zeilen:

1. Dokumentschutz aufheben
2. Zeilen einfligen mit Copy-Paste
3. Dokumentschutz wieder aktivieren

1 Dokumentschutz aufheben

Aligemeine Bemerkungens
Name/Frme{ Bemerkung/Anre gunge

1

L]
{Erlduternder Bericht (ohne Kapitel 2 "Erlauterungen zu den einzelnen Artikeln"):
T Kapitel-Nr=|
[

[

o,

15
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2 Zeilen einfugen

Ganze Zeile mit leeren grauen Feldern markieren (die Zeile wird blau hinterlegt)
Control-C fiir Kopieren

Control-V fir Einfiigen

o
e

° -
- Tabeden m e AN M ATENT

3 Dokumentschutz wieder aktivieren

Vernehmiassungsformular_TabPG_DE [Knmpat\b\\négnmdmi'l/ﬁ(rm Word
Adafns

Stat  Einfugen  Seitenlayout  Veweise  Sendungen | Uberfifen | Ansicht

y ﬁd E;I a"5 ) Quickinfo far die Ubersetzund - \j A_,J _,J U DF 9% Endgiitige Version enthilt Markups - @ @ 3 zurack

5 Sprache festiegen Bt
Rechtschreibung Recherchieren Thesaurus Ubersetzen s Newer Loschen Vefheriges Nachstes | Anderungen  Sprechblasen
und Grammatik [Laal SEGUERz ] Kommentar [ement  Element || nachverfolgen - 2 [E] Uverarvettungstenster -

Dokumentprifung J Kommenfare Nachverfolgung Anderungen

= 1
i IREH N | TE
Annehmen Ablehnen #3 weiter | Vergleichen Ouelidokumen | Dokument
- - = anzeigen schitzen

Vergleichen

|| sehatzen

Vermehmlassung Tabakproduktegesetzs
Stellungnahme von€

1
Name / Firma / Organisation [ 11
1

1
Abkurzung der Firma / Organisation  :[ i
1

1

Adresse [ 11

1

1

Kentaktperson [ 11

1

1

Telefon [ 1

1

1

E-Mail Ha)|

1

1

Datum N |

1

Wichtige Hinweise:{

1

1. Wir bitten Sie keine Formatierungsandemungen im Formular vorzunehmen!f|
1

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular Ioschen oder neue Zeilen hinzufugen méchten, so kdnnen Sie unter "Extras/Dokumentenschutz autheben” den Schreibschutz

aufheben

Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erflautemden Berichtes eine Zeile verwenden {|

A=A

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 12. September 2014 an folgende E-Mail Adresse: {|
dm@bag.admin.ch und tabak@bag.admin.chf

(5| FormeFrerong und Bearbeitung ¥ x

1. Formatierungseinschrankungen

Formatirungen auf sine Auswahi v
Formatvorlagen beschranken

Einstellungen
2. Bearbeitungseinschréinkungen

Nur diese Bearbeitungen im Dok
zuassen;

Ausfillen von Formularen

Sind Sie bereit diese Einstellungen 2u
ubernehmen? (Sie konnen sie spater
abschalten.)

Ja, Schutz jetzt anwenden

16
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Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : Schweizerisches Rotes Kreuz

Abklrzung der Organisation / Firma : SRK, Geschéftsstelle

Adresse : Werkstr. 18, 3084 Wabern
Kontaktperson : Marianne Riedwyl

Telefon : 0584004563

E-Mail : marianne.riedwyl@redcross.ch
Datum : 13. August 2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufullen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular léschen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben" den
Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefllt werden.

Herzlichen Dank fir Ihre Mitwirkung!



mailto:pflege@bag.admin.ch
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Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes liber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma

Bemerkung/Anregung

SRK,
Geschaftsstelle

Wir erlauben uns, die folgende Stellungnahme der Geschéftsstelle SRK zum indirekten Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz
Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege im Rahmen dieses eidgendssischen Vernehmlassungsverfahrens mit einigen
grundsatzlichen Anmerkungen zur Pflege und zum in der Pflege arbeitenden Personal einzuleiten: Die parlamentarische Initiative ,Fir eine
Starkung der Pflege — fiir mehr Patientensicherheit und mehr Pflegequalitat* scheint ausgeglichener als die Volksinitiative ,Fir eine starke
Pflege® (Pflegeinitiative). Sie soll sicherstellen, dass geniigend Pflegefachkréfte ausgebildet, eingesetzt und im Beruf erhalten werden.
Angesichts der Ressourcenknappheit und des Personalmangels im Gesundheitswesen ist es erstaunlich, dass die wichtige Rolle des
Assistenzpersonals, namentlich der Pflegehelfer/-innen SRK, unerwahnt bleibt. Sie entlasten die Fachkrafte und ein betrachtlicher Teil von
ihnen ist daran interessiert, sich in Etappen zu Pflegefachkraften weiterzubilden. Aufgrund der demographischen Entwicklung scheinen
neuere, integrierte Versorgungsmodelle, die auf Aufgabenteilung, interdisziplinare Zusammenarbeit und einen Mix verschiedener
Kompetenzen (Fach- und Assistenzpersonal) setzen, erfolgsversprechend. Eine gute Betreuung beruht auf geniigend Personal und ist fir
Patientensicherheit und Pflegequalitat von elementarer Bedeutung. Oftmals sind es Pflegehelfer/-innen SRK, die im taglichen Kontakt, nahe
an den Patientinnen und Patienten wesentlich zu deren Wohlbefinden beitragen. Wir regen deshalb an, diese wichtige Personalgruppe und
deren Beitrag zur Patientensicherheit und Pflegequalitat unter ,2 Ausgangslage® neben den Gesundheitsberufen zu erwahnen.

Die auf der Assistenzstufe angesiedelten Pflegehelfer/-innen SRK bilden in Alters- und Pflegeheimen die grésste Personalgruppe. Sie
arbeiten nach Anweisung in stabilen Situationen und leisten die zeitaufwandige Grundpflege und Alltagsbetreuung, dadurch werden die
Fachkrafte entlastet. Die Kantone haben fir Langzeitpflegeinstitutionen einen Personalstellenschliissel festgelegt, der einen Anteil von bis zu
60% Assistenzpersonal zulasst, grosstenteils sind Pflegehelfer/-innen SRK auf der Funktionsstufe 1 eingestuft, wie Absolvent/innen der
EBA-Grundbildung Assistentin Gesundheit und Soziales (AGS). Die Gruppe Assistenzstufe umfasste 2016 gemass BFS-Statistik 59438
Personen (10259 Spitaler, 38‘061 Heime, 11118 Spitex). Ein grosser Teil davon sind Pflegehelfer/-innen SRK (PH SRK). 2014 arbeiteten
rund 18700 PH SRK in Alters- und Pflegeheimen. Der Praxisbezug des Lehrgangs erméglicht auch geeigneten Migrantinnen und Migranten
den Einstieg in die Arbeitswelt und in die Entwicklung beruflicher Perspektiven. PH SRK-Lernende sind durchschnittlich 45 Jahre alt und
verfiigen somit Uber viel Lebenserfahrung und anderweitig erworbene Kompetenzen. Sie sind treue Angestellte, im Vergleich zu
Pflegefachkréaften, welche eine geringe Verweildauer in ihnrem Beruf aufweisen.

SRK,
Geschaéftsstelle

Der Bedarf an interprofessioneller Zusammenarbeit steigt: Die Patientenbedurfnisse und die Versorgungsstrukturen veréndern sich.
Zunehmend gefragt sind Fachkrafte, die sich in interprofessionellen Settings und integrierten Versorgungsmodellen zurechtfinden und bereit
sind, die Selbstkompetenz der Patientinnen und Patienten aktiver zu unterstitzen. Das wesentliche Merkmal der interprofessionell
organisierten medizinischen Grundversorgung ist die Ubertragung von Kompetenzen, Befugnissen, Fiihrung und Verantwortung an ein breit
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abgestutztes — interprofessionell und multidisziplindr zusammengesetztes — Team, unabhé&ngig von der Funktion, vom Beruf und von der
hierarchischen Stellung der einzelnen Mitglieder, jedoch basierend auf ihnren Fachkompetenzen und Erfahrungen. Die Pflege kénnte immer
mehr zur Drehscheibe der koordinierten Versorgung und Betreuung von Patientinnen und Patienten werden, z.B. fur die Koordination
zwischen den einzelnen Leistungserbringenden in den Behandlungsketten. Auf eidgendssischer Ebene wird die Starkung der Rolle der
Pflege darum seit langerer Zeit diskutiert, v.a. Ansatze, basierend auf denen gewisse arztliche Leistungen an Pflege oder MPA delegiert
werden koénnten.

Die Pflegefachleute sind eine zentrale Ressource in der Grundversorgung und bilden, vor den Arztinnen und Arzten, die grosste
Berufsgruppe. 2012 waren im Schweizer Gesundheitswesen rund 84540 Personen, was 59‘877 Vollzeitaquivalenten entspricht, in der
Pflege beschéaftigt. Fast zwei Drittel aller Pflegefachleute arbeiten in Spitélern, ein Finftel in Altersheimen und 14 Prozent bei Spitex-
Diensten. Die Spitex-Leistungen sind ein wichtiger Teil des gesamtschweizerischen Gesundheits- und Sozialwesens, weil sie eine
Alternative zur stationdren Behandlung in Spitadlern und Heimen darstellen.

Vor dem Hintergrund der demografischen Alterung der Bevélkerung, wird der Pflegebedarf kiinftig stark steigern. Gemass einer Analyse des
Obsan Uber die Auswirkungen der Bevdlkerungsentwicklung auf den Pflegebedarf, wird sich die Zahl von alteren pflegebedirftigen
Menschen in der Schweiz von gut 125000 Personen im Jahr 2010 bis 2030 auf 218'000 Personen erhdhen.

Der Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen (SBK) skizziert in einem Positionspapier mdgliche Lésungsansatze fir die anstehenden
Veréanderungen und bezeichnet als Schlisselkompetenz im Umgang mit chronisch kranken Menschen die multiprofessionelle
Zusammenarbeit mit Fokus auf das Selbstmanagement der Patientinnen und Patienten. In diesem Kontext kommt laut SBK den
Pflegexpertinnen APN eine wichtige Rolle zu, weil sie qua Ausbildung in der Lage sind, Menschen mit chronischen Leiden kompetent zu
pflegen. Pflegeexpertinnen APN seien besonders geeignet fir die interprofessionelle Zusammenarbeit mit Arzten und Arztinnen und anderen
Gesundheitsberufen. In den angelsachsischen Landern, in Holland, Skandinavien und USA Ubernehmen Pflegexpert/innen bereits seit
Jahren solche Aufgaben in der Grundversorgung.

SRK,
Geschaéftsstelle

Das Schweizerische Rote Kreuz begrisst die mit dem Gegenentwurf zur Pflegeinitiative verfolgten Ziele. Namentlich eine allen zugéngliche
und qualitativ hochstehende Pflege. Allerdings sollten alle Ausbildungsstufen, wie zum Beispiel Fachpersonen Gesundheit oder Pflegehel-
fer/-innen SRK, gefdrdert werden. Wichtig ist weiter, dass die im Rahmen der Initiative geplanten Massnahmen nicht die anderen Gesund-
heitsberufe konkurrieren, denn dort existiert dieselbe Problematik. Deshalb macht sich das SRK dafur stark, dass vor allem das bereits vor-
handene Potential besser genutzt wird. In diesem Rahmen befiirworten wir die Massnahmen zur Férderung von altrechtlichen Ausbildungs-
abschliissen wie DNI und FA SRK.
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SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen mochten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der Aus-
bildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma Art. Abs. | Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvor-
schlag)

SRK,

. 2.2.1 S. 7, im erlauternden Bericht, streichen "Ungelernten”, sowie die Assistenzstufe
Geschaftsstelle

ersetzen

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle
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SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe
Anleitung im Anhang.
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Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des Militar-
strafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den Erlaute-

rungen
Name/Firma Art. Abs. | Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvor-
schlag)
SRK, . : .
. BBG Das SRK begrusst die Schaffung einer Bundeskompetenz be-
Geschaftsstelle 73a treffend die Anerkennung von altrechtlich kantonalen sowie
altrechtlich interkantonalen Abschliissen im Bereich der
Pflege. Durch die Wiederaufnahme bereits bekannter und be-
wahrter Verfahren zur Eingliederung der Absolventinnen und
Absolventen der Ausbildungen DNI und FA SRK in die heu-
tige Bildungssystematik kann das vorhandene Potential von
Fachkréften effizient ausgeschopft werden.
SRK, Gemass dem geltenden Recht ist der Schutz der Berufs- :
Geschaftsstelle GesBG bezeichung / Titel bereits geregelt (vgl. UWG Art.3 Abs. 1 Streichen
Art. Bst. ¢, Rahmenlehrplan HF Pflege, MiVo-HF Anhang 1,
10a BBG Art. 63, HFKG Art. 62).

Die vorgeschlagene Regelung destabilisiert das heute gut
funktionierende und transparente System der Berufsbezeich-
nungen und des Titelschutzes. Dieses erlaubt nur Absolven-
tinnen und Absolventen eines spezifischen Bildungsganges,
den dabei verliehenen Titel zu fiuhren. Es ist deutlich erkenn-
bar, ob eine Person den Bildungsgang an einer Hoéheren
Fachschule oder einer Fachhochschule absolviert hat oder ob
die Person Uber eine Anerkennung des im Ausland erworbe-
nen Ausbildungsabschlusses verfiigt. Um die Transparenz
der Bildungssystematik weiterhin zu gewahrleisten, ist es es-
sentiell, dass die Berufsbezeichnungen (bspw. Pflegefach-
frau) weiterhin klar von den Titeln (bspw. dipl. Pflegefachfrau
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HF) getrennt werden. Die vorgeschlagene Regelung in Art.
10a GesBG wiirde unter anderem dazu fuhren, dass ein Au-
genoptiker mit dem eidgendssischen Diplom zukiinftig die Be-
rufsbezeichnung Optometrist FH fiihren darf, obwohl es sich
hierbei um unterschiedliche Berufsprofile mit unterschiedli-
chen Kompetenzen handelt. Insofern ist eine Vermischung
der Berufsbhezeichnungen und des Titelschutzes inakzep-
tabel und gefédhrdet den Gesundheitsschutz.

Weiter ist die vorgeschlagene Regelung in Art. 10a
GesBG zu streichen, denn sie fuhrt zu:

1. einer nicht praktikablen und unerwiinschten Vermi-
schung der Berufshezeichnungen mit den geschitzten
schweizerischen Titeln:

e Art. 10a GesBG schlagt als Berufsbezeichnungen die
heutigen (Ausbildungs-)Titel der Personen vor. Die
Ausbildungstitel auf Fachhochschulstufe sind jedoch
geschutzt (vgl. Art. 62 Abs. 2 und Art. 78 des Hoch-
schulférderungs- und -koordinationsgesetz 30. Septem-
ber 2011; HFKG; SR 414.20) und durfen nur von Per-
sonen verwendet werden, die eine entsprechende Aus-
bildung absolviert oder per Nachqualifikation erworben
haben. Die vorgeschlagene Praxis widerspricht zudem
dem Rahmenlehrplan Pflege mittels welchem der Titel
Pflegefachfrau HF geschitzt wird.

e Bei Anerkennungen von ausléandischen Abschliissen
aus EU/EFTA-Mitgliedstaaten, welche der EU-Richtlinie
(EU-RL) 2005/36/EG entsprechen und im Anhang der
besagten EU-RL aufgefiihrt sind, kann keine Niveau-
einstufung vorgenommen werden, weil bei den be-
treffenden Ausbildungsabschlissen lediglich die EU-
Richtlinienkonformitét Uberprift wird. Die Abschlisse
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werden nicht mit einem schweizerischen Bildungsgang
verglichen. Personen mit einer Anerkennung im Be-
reich der Pflege durfen geméss Art. 10a die - entspre-
chend dem jeweiligen Bildungsabschluss - Berufsbe-
zeichnung Pflegefachperson UH, Pflegefachperson FH
oder Pflegefachperson HF fuhren. Da bei aufgefiihrtem
Anerkennungsverfahren keine Niveaueinstufung ge-
macht werden darf, ist eine Zuteilung zu einer der
aufgelisteten Berufsbezeichnungen nicht maoglich.

2. einer Aushebelung der Verordnung des WBF Uber den
nachtraglichen Erwerb des Fachhochschultitels vom
4. Juli 2000 (V-NTE; SR 414.711.5):

Die Fuhrung der in Art. 10a GesBG vorgesehenen
Berufsbezeichnungen knupft an die Berufsaus-
Ubungsbewilligungen an. Demnach dirften diese Be-
rufsbezeichnungen verwendet werden von:

e  Personen mit inlandischem Abschluss (Art. 12 Abs. 2
GesBG);

e  Personen mit anerkanntem auslandischem Abschluss
(Art. 10 Abs. 2 GesBG) und

e gleichgestellten Abschliissen (Art. 34 Abs. 3 GesBG
i.V.m. Art. 6-12 der Gesundheitsberufeanerkennungs-
verordnung; GesBAYV).
Als gleichgestellter Abschluss wird in Art. 10 Bst. a
GesBAV bspw. die dipl. Ernahrungsberaterin ge-
nannt. Sie durfte aufgrund von Art. 10a GesBG den
Titel Ernahrungsberaterin FH als Berufsbezeichnung
fuhren, ohne die in Art. 1 Abs. 3 Bst. b und ¢ V-NTE
vorgesehenen Voraussetzungen zu erfullen (Nachdip-
lomkurs und 2-jahrige Berufserfahrung), was sowonhl
im Lichte des Titelschutzes als auch unter dem As-

10
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pekt des Gesundheitsschutzes nicht vertretbar ist. In-
sofern ist auch das Beispiel in Absatz 2 der Erlaute-
rungen zu Art. 10a GesBG nicht korrekt.

Somit steht die vorgeschlagene Gesetzesande-
rung in direktem Widerspruch zum geltenden
Recht und ist aufgrund der Ungleichbehandlung
vieler Gesundheitsfachpersonen nicht vertretbar.

3. einer Ungleichbehandlung der verschiedenen Be-
rufsgruppen im Gesundheitsbereich:

Wie oben dargelegt erlaubte es Art. 10a GesBG Per-
sonen mit einem altrechtlichen oder einem ausléndi-
schen Diplom in Physiotherapie, Ergotherapie, Heb-
amme oder Erndhrungsberatung die Berufsbezeich-
nung FH zu fuhren. Im Gegensatz dazu kénnten Pfle-
gefachpersonen mit Ausbildungen oder Anerkennun-
gen nach altem Recht (bspw. Krankenschwestern flir
allgemeine Krankenpflege) den Titel HF, nicht aber
den Titel FH fuhren. Eine derartige Ungleichbehand-
lung zwischen den verschiedenen Berufsgruppen ist
nicht nachvollziehbar.

Der vorgeschlagene Gesetzestext ist somit nicht umsetz-
bar und schafft Verwirrung in einem bestens funktionie-
renden System.

Aus diesen Griinden ist das SRK der Ansicht, dass Art.
10a GesBG zu streichen sei.

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

11
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SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle
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SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes so-

wie zu den Erlauterungen

Name/Firma Art. Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fir Anderungsvorschlag (Textvor-
schlag)

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle
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SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle
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SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den kanto-
nalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss tiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitat und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschaéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle

SRK,
Geschéftsstelle
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Anhang: Anleitung zum Einfligen zusatzlicher Zeilen:

1. Dokumentschutz aufheben
2. Zeilen einfligen mit Copy-Paste
3. Dokumentschutz wieder aktivieren

1 Dokumentschutz aufheben

Aligemeine Bemerkungens
Name/Frme{ Bemerkung/Anre gunge

1

L]
{Erlduternder Bericht (ohne Kapitel 2 "Erlauterungen zu den einzelnen Artikeln"):
T Kapitel-Nr=|
[

[

o,

20
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2 Zeilen einfugen

Ganze Zeile mit leeren grauen Feldern markieren (die Zeile wird blau hinterlegt)
Control-C fiir Kopieren

Control-V fir Einfiigen

o
e

° -
- Tabeden m e AN M ATENT

3 Dokumentschutz wieder aktivieren

Vernehmiassungsformular_TabPG_DE [Knmpat\b\\négnmdmi'l/ﬁ(rm Word
Adafns

Stat  Einfugen  Seitenlayout  Veweise  Sendungen | Uberfifen | Ansicht

y ﬁd E;I a"5 ) Quickinfo far die Ubersetzund - \j A_,J _,J U DF 9% Endgiitige Version enthilt Markups - @ @ 3 zurack

5 Sprache festiegen Bt
Rechtschreibung Recherchieren Thesaurus Ubersetzen s Newer Loschen Vefheriges Nachstes | Anderungen  Sprechblasen
und Grammatik [Laal SEGUERz ] Kommentar [ement  Element || nachverfolgen - 2 [E] Uverarvettungstenster -

Dokumentprifung J Kommenfare Nachverfolgung Anderungen

= 1
i IREH N | TE
Annehmen Ablehnen #3 weiter | Vergleichen Ouelidokumen | Dokument
- - = anzeigen schitzen

Vergleichen

|| sehatzen

Vermehmlassung Tabakproduktegesetzs
Stellungnahme von€

1
Name / Firma / Organisation [ 11
1

1
Abkurzung der Firma / Organisation  :[ i
1

1

Adresse [ 11

1

1

Kentaktperson [ 11

1

1

Telefon [ 1

1

1

E-Mail Ha)|

1

1

Datum N |

1

Wichtige Hinweise:{

1

1. Wir bitten Sie keine Formatierungsandemungen im Formular vorzunehmen!f|
1

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular Ioschen oder neue Zeilen hinzufugen méchten, so kdnnen Sie unter "Extras/Dokumentenschutz autheben” den Schreibschutz

aufheben

Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erflautemden Berichtes eine Zeile verwenden {|

A=A

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 12. September 2014 an folgende E-Mail Adresse: {|
dm@bag.admin.ch und tabak@bag.admin.chf

(5| FormeFrerong und Bearbeitung ¥ x

1. Formatierungseinschrankungen

Formatirungen auf sine Auswahi v
Formatvorlagen beschranken

Einstellungen
2. Bearbeitungseinschréinkungen

Nur diese Bearbeitungen im Dok
zuassen;

Ausfillen von Formularen

Sind Sie bereit diese Einstellungen 2u
ubernehmen? (Sie konnen sie spater
abschalten.)

Ja, Schutz jetzt anwenden
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Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma : Schweizerische Stiftung Patientenschutz

AbkUurzung der Organisation / Firma : SPO/OSP

Adresse : Haringstrasse 20, 8001 Zurich
Kontaktperson : Barbara Gassmann

Telefon 1079791 35 22

E-Mail : barbara.gassmann@spo.ch
Datum : 18.07.2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufullen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufligen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben"”
den Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefillt werden.

Herzlichen Dank fiir lhre Mitwirkung!
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Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes uUber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zum erlduternden Bericht

Name/Firma | Bemerkung/Anregung

SPO/OSP | Die Stiftung Patientenschutz SPO/OSP dankt fiir die Einladung, an der Vernehmlassung teilzunehmen. Die SPO ist im Initiativkomite der eidg.
Volksinitiative "Fur eine starke Pflege" mit Frau Margrit Kessler vertreten. Die SPO unterstitzt im Grundsatz die Vernehmlassungsantwort des
Schweizer Berufsverbandes der Pflegefachpersonen. Die SPO hebt in ihrer Stellungnahme die aus Patientensicht besonders wichtigen Aspekte
hervor.

SPO/OSP | Die SPO erachtet die Starkung der Pflege als zentralen Einflussfaktor, sowohl was die Patientensicherheit als auch was die Kostenentwicklung im
Gesundheitswesen anbelangt. Denn unsere taglichen Beobachtungen lassen sich verkirzt wie folgt skizzieren: So gut oder so schlecht wie es
dem Pflegepersonal geht, so gut oder so schlecht steht es um die Versorgung von deren Patientinnen und Patienten in einer Einrichtung.

SPO/OSP | Die Pflegeinitiative fordert auf gesetzlicher Ebene eine quantitativ und qualitativ bedarfsgerechte Pflege der ganzen Bevdlkerung sicherzustellen.
Dabei stehen folgende vier Massnahmen im Fokus:

1. Ausbildung von geniigend Pflegefachpersonen

2. Gesetzliche Anerkennung der Kompetenzen der Pflegefachpersonen

3. Verbesserung der Arbeitsumgebungsqualitat

4. Angemessene Abgeltung der Pflegeleistungen

Diese vier Massnahmen stellen ein integrales Gesamtpaket dar. Bleibt auch nur ein einzelner Teil daraus unbericksichtigt, kann das Ziel,
genugend qualifiziertes Pflegepersonal fir die sichere und nachhaltige Versorgung der Bevdlkerung mit Pflege kunftig nicht erreicht werden.

SPO/OSP | Die SPO betont die Wichtigkeit, heute mit gesetzlichen Anpassungen und Investitionen in die Pflege dafiir zu sorgen, dass morgen die Kosten im
Gesundheitswesen und die Pramien tragbar bleiben. Pflegefachpersonen haben Schlisselpositionen in den Institutionen, was Nahe zu den
Patienten betrifft und die Fahigkeit, Komplikationen friih zu erkennen und abzuwenden. Bei hochstehender Pflege zu sparen, hat teure Kosten in
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Form von Nichteinhalten der Patienten von Theapieempfehlungen, Komplikationen, Uberforderung des sozialen Umfeldes, verfriihte
Heimeinweisungen und Hospitalisationen zur Folge.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iber die
Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

SPO/OSP

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.

SPO/OSP

Die vorgeschlagene Férderung der Ausbildung im Bereich Pflege
begrussen wir als Minimalforderung.

SPO/OSP

Beide Minderheitsantrage sind abzulehnen.

Sowohl Subjektfinanzierung wie auch Beitrage des Bundes an
die Kantone sind notwendig um genlgend Menschen in die
Ausbildungen zu bringen und gentigend Ausbildungsplatze zu
schaffen. Hier sind keine Einschrankungen vorzusehen.

SPO/OSP

Wie die Kantone den Bedarf an Pflege einschatzen und wie sie
den Bedarf zu decken gedenken, ist im offentlichen Interesse
transparent zu machen.

... Die Kantone vereoffentlichen ihre
Bedarfsplanung jahrlich.

SPO/OSP

Es reicht nicht, wenn die Kantone den Ausbildungsbetrieben nur
die Halfte der ungedeckten Ausbildungs-Kosten abgelten, zumal
der Bundesbeitrag nur maximal 50% des Kantonsbeitrags
betragt. Die Betriebe sollen Anreiz bekommen, Aus- und
Weiterbildungsplatze anzubieten. Dies tun sie nur, wenn sie
daflir ausreichend entschadigt werden.
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SPO/OSP

Mittels Vorgaben durch den Bund vermeiden, dass 26
verschiedene Regelungen getroffen werden.

Die beiden Minderheiten sind abzulehnen, da nicht zielfihrend
resp. nicht umsetzbar, siehe Erlauterungen des SBK.

2 Die Kantone legen nach Massgabe des Bundes
die weiteren Voraussetzungen und den Umfang der
Ausbildungsbeitrage fest.

SPO/OSP

Die SPO unterstitzt den Zweck einer Evaluation. Es ist heute viel
zu wenig dartber bekannt, wie viele ausgebildete
Pflegefachpersonen aktiv im erlernten Beruf sind und wie lange
sie darin berufstatig bleiben.

SPO/OSP

12

4,5

8 Jahre Befristung scheint der SPO falsch. Die Auswirkungen
dieses Gesetzes sind in dieser kurzen Frist nicht glltig eruierbar.
Bis Massnahmen greifen, braucht es langer, daher sagt die SPO
ja zum Minderheitsantrag.

Streichen der Absatze 4 und 5 (anaolog
Minderheitsantrag)

Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der
Strafprozessordnung, des Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des
Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

SPO/OSP
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des
Krankenversicherungsgesetzes sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)

SPO/OSP

Alllgemeine Bemerkungen

Die Anerkennung eines eigenstandigen Leistungsbereiches der
Pflege bildet ein zentrales Element der Pflegeinitiative und wird
von der SPO unterstutzt. Bedarfsabklarungen missen weiterhin
vorgenommen weden, somit entstehen keine Mehrkosten. Neu
ist die Verrechnung gewisser Leistungen in der OKP ohne
arztliche Verordnung maoglich. Diesen Abbau der Blrokratie
begrisst die SPO, zumal bereits heute diese
Kompetenzabgrenzung zwischen Arzt und Pflegefachperson
gelebter Wirklichkeit entspricht.

SPO/OSP

25a

SPO lehnt es ab, dass die AUP gemeinsam von einem Arzt und
einer Pflegefachperson angeordnet werden missen. Die
Leistungen in der AUP unterscheiden sich nicht von denen in
anderen Phasen des Pflegeprozesses. Wir verweisen fur Details
auf die Stellungnahme des SBK.

Der Antrag der Minderheit unterstitzt die SPO.

Analog Minderheitsantrag:

[...] die im Spital von einem Arzt oder einer Arztin
oder einer Pflegefachperson angeordnet werden

[..]

SPO/OSP

38

Alle Organisationen mit einer Betriebsbewilligung und nicht nur
jene mit einem kantonalen Leistungsauftrag sollen dazu
verpflichtet werden, Ausbildungsleistungen erbringen.

2Die Zulassung der Organisationen nach Artikel 35
Absatz 2 Buchstabe dvs setzt eine kantonale
Betriebsbewilligung voraus. Der Kanton legt in der
Betriebsbewilligung insbesondere die zu
erbringenden Ausbildungsleistungen fest unter
Berlcksichtigung der Kriterien nach Artikel 3 des
Bundesgesetzes vom ..."8 {iber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und des
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Ausbildungskonzepts nach Artikel 4 des genannten
Gesetzes.

SPO/OSP

38

1bis
und 2

Die SPO lehnt die von der Minderheit beantragte Aufhebung des
Kontrahierungszwanges entschieden ab.

Die SPO stellt konsterniert fest, dass der Eindruck entstehen
konnte, Uber die Hintertlr der Pflegeinitiative den
Kontrahierungszwang aufheben zu wollen. Der Diskussion um
dieses Thema steht die SPO offen gegenuber, keinesfalls darf
jedoch am Beispiel der Pflege dafiir ein Exempel statuiert
werden.

SPO/OSP

39

Die SPO unterstiitzt den Minderheitsantrag Carobbio Cuscetti et
al, verbindliche Vorgaben bezlglich des erforderlichen
Pflegefachpersonals zu machen. Dies dient der
Patientensicherheit und ist wissenschaftlich mehrfach belegt.

«Nurse-to-patient-ratios» (Vorgabe einer sicheren und
bedarfsgerechten Personalausstattung, jeweils spezifisch pro

Pflegebereich) entspricht einer Kernforderung der Pflegeinitiative.

Analog Minderheitsantrag:

Erganzen: [..] «und das Pflegefachpersonal nach
Art. 39a verfugen»

SPO/OSP

39a

Bei der Ausgestaltung der Vorgaben ist auf fixe Zahlen auf der
Gesetzesstufe zu verzichten. Die Festlegung der Vorgabe einer
sicheren und bedarfsgerechten Personalausstattung pro
Pflegebereicht ist dem Bundesrat zu delegieren.

Analog Minderheitsantrag:

Art. 39a einfligen

SPO/OSP

55b

Ein Anstieg der Pflegekosten scheint aufgrund demographischer
Entwicklung, Zunahme multimorbider und chronisch Kranker
unvermeidbar. Qualitativ hochstehende Pflege tragt zum
effizienten Mitteleinsatz bei und erhéht den Behandlungserfolg.
Zudem wird mittels Bedarfsplanung gegentiber der OKP belegt,
was an Leistung notwendig ist und somit eine angebotsinduzierte
Mengenausweitung verunmaoglicht. Eine

streichen
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mit dem vorgeschlagenen Gesetzestext moglich.

Zulassungsbeschrankung in allen Kantonen, welche Uber dem
Durchschnitt des Kostenwachstums in der Pflege liegen, ware

Bemerkungen zum Bundesbeschluss uber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im
Bereich der Pflege und zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag
SPO/OSP Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.
SPO/OSP

Die SPO verweist in diesem Punkt auf die Stellungnahme des SBK-ASI

Streichen «...fur die Dauer von acht Jahren»

Bemerkungen zum Bundesbeschluss uber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege
an den kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SPO/OSP

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen

Bemerkungen zum Bundesbeschluss uber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der
medizinischen Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitat und zu den
Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

SPO/OSP

Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten ist abzulehnen.
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Stellungnahme von

Name / Organisation / Firma :Vereinigung aktiver Senioren- und Selbsthilfe-Organisationen der Schweiz

Abkirzung der Organisation / Firma : VASOS FARES

Adresse : 3000 Bern

Kontaktperson : Elsbeth Wandeler / Francoise Bassand (Sekretariat)
Telefon : 0792711171 /076583 60 90

E-Mail . elsbeth.wandeler@abiuewin.ch / info@vasos.ch

Datum :14.8.2019

Wichtige Hinweise:
1. Wir bitten Sie keine Formatierungsanderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufullen.

2. Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular léschen oder neue Zeilen hinzufiigen méchten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/Schutz aufheben" den
Schreibschutz aufheben. Siehe Anleitung im Anhang.

3. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erlauternden Berichtes eine Zeile verwenden.

4. lhre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 14. August 2019 an folgende E-Mail Adressen: pflege@bag.admin.ch
Sowie an gever@bag.admin.ch

5. Spalte "Name/Firma" muss nicht ausgefillt werden.

Herzlichen Dank fir Ihre Mitwirkung!
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Allgemeine Bemerkungen zum Entwurf des Bundesgesetzes liber die Forderung der Ausbildung im Bereich
der Pflege und zum erlauternden Bericht

Name/Firma

Bemerkung/Anregung

Das Anliegen ist fur die alternde Bevolkerung und deshalb fir VASOS als Dachorganisation der Senioren- und Selbsthilfeorganisationen der
Schweiz von besonderer Bedeutung, erfordert doch die demografische Alterung und die Zunahme von chronischen Krankheiten eine Ergénzung
ja gar eine Verlagerung von akutmedizinischer Spitzenmedizin zu patientennaher Betreuung und Pflege. Deshalb unsere Interesse dass die
Pflege zu guten Konditionen kompetent und kostenguinstig unter Abbau von nicht mehr zeitgemassen Schranken erbracht werden kann. Als
Seniorenorganisation begrtissen wir die Erarbeitung eines Gegenvorschlages zur Pflege Initiative durch die SGK des NR. Wir sind Uberzeugt,
dass damit die wichtigen Anliegen der Initiantinnen aufgenommen und zielfUhrender umgesetzt werden kénnen. Den Weg Uber die Verfassung
als zu langsam und mit vielen Risiken behaftet, da es auch nach Annahme der Initiative durch das Volk noch den gesetzgeberischen Prozess
braucht. Aus diesen Grinden lehnen die Nichteintretens Antrage ab.

Gerade die altere Bevdlkerung ist vermehrt mit den Auswirkungen der Personalmangels namentlich in der Langzeitpflege konfrontiert und die
Forderung der Attraktivitat der Pflegeberufe muss prioritéar angegangen werden. Um die Pflegequalitat sicher zu stellen, missen die Betriebe Uber
ausreichend Mittel fir das Personal und dessen Aus- und Weiterbildung verfiigen. Ein indirekter Gegenvorschlag sollte aus unserer Sicht deshalb
mindestens drei Themen beinhalten die verbindlich geregelt werden missen:
1. die Forderung der beruflichen Entwicklung des Personals in der Pflege, insbesondere des Pflegefachpersonals, um mehr diplomierte
Pflegefachkréafte auszubilden,
2. die eigenverantwortliche Leistungserbringung der Pflege im KVG, indem die oft unwirtschaftliche arztliche Verschreibung wegfallt
(Kosteneinsparung!),

3. die ausreichende Abgeltung der Pflege, um den kommenden erhéhten Pflegebedarf abzudecken und Menschen mit Demenz und am
Lebensende adaquat pflegen zu kénnen.

Die Befristung des Bundesgesetzes und der Massnahmen auf 8 Jahre kann nicht unterstitzt werden, denn ab 2026 werden die Babyboomer
(Jahrgange 1951-1964) 75 Jahre alt und zunehmend pflegebedirftig. Dies bedeutet, die Gesellschaft dann im Vergleich zu heute mit einer
markanten Steigerung der benétigten Pflegeleistungen konfrontiert sein wird. Eine Befristung auf 8 Jahre ist deshalb nicht logisch.

Der erlauternde Bericht auf Seite 6 gibt die Tatigkeiten der diplomierten Pflege unvollstandig wieder, indem er die Kernaufgabe, Pflegeleistungen
zu erbringen, nicht erwéhnt. Gerade diplomierte Pflegefachpersonen sind geeignet, auch bei Patientinnen und Patienten mit komplexen
Krankheiten die richtige und notwendige Pflege zu erbringen. Dies umfasst unter anderem manuelle Handlungen, Uberlegungen und
Kommunikation. Die im Bericht genannten administrativen Arbeiten sind nachgelagert.

Wenn Sie einzelne Tabellen im Formular I6schen oder neue Zeilen hinzufiigen mochten, so kénnen Sie unter "Uberpriifen/Dokument schiitzen/ Schutz aufheben" den Schreibschutz aufheben. Siehe

Anleitung im Anhang.
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs. | Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

Minderheit Die VASOS lehnt den Minderheitsantrag auf Nichteintreten
Nichteintreten ab (Begriindung siehe allgemeine Bemerkungen).
1 1-2 Annahme des Mehrheitsantrages

Das betriebliche und schulische Angebot sowie alle
Auszubildenden sollen geftérdert werden.

Ablehnung der Minderheit I, weil nicht nur Absolventinnen
und Absolventen mit Betreuungs- und
Unterhaltsverpflichtungen unterstiitzt werden sollen, sondern
alle.

Ablehnung Minderheit II, weil nicht nur die betrieblichen und
schulischen Angebote, sondern vor allem die Absolventinnen
und Absolventen unterstitzt werden sollen. Subjekt- nicht
nur Objektférderung!

2 Annahme Mehrheit

3 Annahme mit der Ergéanzung, dass die Kantone bei der Erganzung .Neuer letzter Satz: «Die Kantone
Bedarfsplanung die Entwicklung aller Abschliisse im Bereich | beriicksichtigen dabei alle Abschlisse im
berucksichtigen. Bereich Pflege.»

4 1+2 Annahme Mehrheit. Der Artikel will in den ersten beiden

Abséatzen eine Verpflichtung zur Erarbeitung eines
Ausbildungskonzepts verankern. Doch bereits heute ist im
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

Rahmenlehrplan Pflege HF vorgeschrieben, dass die
Betriebe ein Ausbildungskonzept erstellen miissen, damit sie
die Anerkennung als Praxisbetrieb erhalten. Die Abs. 1 und 2
beinhalten also Doppelspurigkeiten und bergen die Gefahr
unngtigen administrativen Aufwands. Wir kdnnen dieser
Bestimmung nur zustimmen, wenn die bereits heute
verlangte Ausbildungskonzepte anerkannt werden.

Vgl. Erlauterungen zu Abs. 1 und 2

Abs. 4 «Ausbildungskonzepte, die nach
bisheriger Gesetzgebung verlangt werden,
werden anerkannt,
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5 Annahme Mehrheit Art. 25a KVG Abs. 3quater (neu): Die von den
Leistungserbringern ausgewiesenen Aus- und

Art. 5 Beitrage der Kant L : .
' elirage der rantone Weiterbildungskosten sind Teil der Pflegekosten.

Die VASOS begrusst, dass die Kantone den Betrieben Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. Er
Beitrage fur deren Leistungen in der praktischen Ausbildung | beriicksichtigt dabei kantonale Vorgaben fiir die
gewahren mussen. Nicht nachvollziehbar ist jedoch, dass Ausbildung. Beitrage der Kantone gestutzt auf
damit nur mindestens die Halfte der durchschnittlichen das Bundesgesetz Uber die Forderung der
ungedeckten Ausbildungskosten abgegolten werden sollen. | Ausbildung im Bereich der Pflege werden
Gemass Artikel 7 gewahrt zwar auch der Bund Beitrage, angerechnet.

doch sind diese nicht zuséatzlich, sondern beteiligt sich der
Bund damit zu maximal 50 Prozent an den Beitragen der
Kantone (siehe Erlauterungen, S. 20). Dies bedeutet, dass
die Kosten fir Leistungen im Bereich der praktischen
Ausbildung bis zur Halfte durch die Betriebe selber getragen
werden sollen.

Die VASOS beflrchtet dass diese Regelung zu
Finanzierungslicken fuhren wird und das eigentliche Ziel
somit verfehlt wird. Vielmehr miissen die von ihnen
ausgewiesenen und berechtigten Aus- und
Weiterbildungskosten entweder Teil der Pflegekosten nach
Art. 25a sein oder im Rahmen des vorliegenden Gesetzes
abgegolten werden. Die Betriebe haben im Rahmen des
geltenden Rechts keine andere Mdoglichkeit, ungedeckte
Ausbildungskosten zu finanzieren. Insbesondere muss
verhindert werden, dass diese Kosten auf die Patientinnen
und Patienten tberwalzt werden.

Wir sind der Meinung dass diese ungedeckten Kosten Uber
die Restfinanzierung abgedeckt werden missen. Angesichts
der bereits bestehenden Liicken in der Restfinanzierung
mussen die Aus- und Weiterbildungskosten explizit als Teil
der Pflegekosten gemass Art. 25a KVG anerkannt werden.
Auf diese Weise wird sichergestellt, dass die Kantone ihre
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs. | Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)
Verantwortung fir die Aus- und Weiterbildung in jedem Fall
Ubernehmen missen.
6 1+2 Annahme mit der Ergdnzung wonach der Bund gewisse Die Kantone legen nach Massgabe des Bundes

Rahmenbedingungen vorgibt.

Ausbildungsbeitrage sind allen Auszubildenden an den
Hoheren Fachschulen und an den Fachhochschulen zur
Sicherung des Lebensunterhalts zu gewahren. Dabei sollen
jedoch nicht kantonal vollig unterschiedliche Regelungen zur
Anwendung kommen.

Ablehnung der Minderheit (Moret etc.), weil Darlehen weder
fur staatliche Akteure, meist, wie hier verlangt, Kantone,
noch fir private Darlehensgeber (Banken und Stiftungen)
attraktiv sind, da sie einen hohen administrativen Aufwand
bedeuten.

Ablehnung der Minderheit I, weil nicht nur der Lebensunter-
halt von Personen mit familidren Betreuungs- und Unter-
haltspflichten gesichert werden muss (Abs. 2) und nur in den
wenigsten Kantonen Ausbildungen zur Diplompflege
angeboten werden (Abs. 3).

die weiteren Voraussetzungen und den Umfang
der Ausbildungsbeitrage sewie-das-\erfahren-for

deren-\ergabe fest.




Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma | Art.

Abs.

Bst.

Bemerkung/Anregung

Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

Anderung Mehrheit
Ablehnung Minderheit II

Die Formulierung «<im Rahmen der bewilligten» Kredite bringt
zum Ausdruck, dass es sich um eine politische Zielgrésse
handelt, die jeweils im Rahmen der parlamentarischen
Budgetdebatte zu bestatigen sein wird. Damit besteht die
Gefahr, dass mit einer Kiirzung die Ziele des
Gegenvorschlags massiv in Frage stellt wird.

Streichen «im Rahmen der bewilligten Kredite»

Anderung Mehrheit

Es ist zu begriissen, Beitrage zu gewahren, weil der Bund
damit ein Anreizsystem fir die Kantone schafft. Allerdings
besteht bei der vorgeschlagenen Formulierung die Gefahr,
dass die Kantone ihre Beitrage aus Spargrinden reduzieren.
Auf diese Reduktionsmoglichkeit des Bundes ist zu
verzichten.

Streichen «hdchstens»

Annahme Minderheit (Gysi etc.).

Der Bundesrat soll die Bemessung der Bundesbeitrage
regeln. Allerdings sind die Bestimmungen im zweiten und
dritten Satz Uberflissig, nachdem in Abs. 2 mit dem Wort
«hdchstens» explizit ausgefuhrt wird, dass die
Bundesbeitrage plafoniert sind. Zudem wirde eine solche
Abstufung der Bundesbeitrédge zu einem hohen Kontroll- und
Berichtsaufwand seitens von Bund und Kantonen fuhren.

Streichen «Es kénnen abgestufte Beitrage
vorgesehen werden. Die Abstufung erfolgt nach
der zweckmassigen Ausgestaltung der
kantonalen Massnahmen.»
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln des Entwurfs des neuen Bundesgesetzes iiber die Forderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und zu deren Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs. | Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)

7 4 Annahme Mehrheit
8 Annahme Mehrheit
9 Annahme Mehrheit

Mit den Erfahrung die wir mit der Evaluation der
Neuregelung der Pflegefinanzierung gemacht haben stehen
wir einer realistischen Evaluation der getroffenen
Massnahmen nach sechs Jahren kritisch gegenuber.

10 Annahme Mehrheit
11 Annahme Mehrheit
12 1-3 Annahme Mehrheit
12 4-5 Annahme Minderheit Minderheit

Die Steigerung des Pflegebedarfs im Vergleich zu heute geht
weiter Uber das Jahr 2030 hinaus. Von einer Befristung des
Bundesgesetzes auf 8 Jahre ist deshalb abzusehen.
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Anderungen anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln der Strafprozessordnung, des
Militarstrafprozesses, des Berufsbildungsgesetzes sowie des Gesundheitsberufegesetzes sowie zu den

Erlauterungen
Name/Firma | Art. Abs. | Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fiir Anderungsvorschlag (Textvorschlag)
171 1 keine Stellungnahme
75 b keine Stellungnahme
73a 1-2 Keine Stellungnahme
73a 3 Ablehnung Absatz 3 und damit der Ausbildungsverpflichtung der | Ersatzlos streichen

Organisation der Arbeitswelt und der OdASanté. Es sprechen vor
allem zwei Grinde dagegen:

Erstens trifft eine solche Verpflichtung alle OdA. Dies erscheint
auf Grund einer versorgungsrelevanten Fachkraftemangels in der
Pflege nicht adaquat.

Zweitens sind die OdA privatrechtlich aufgestellt und haben

verschiedene Funktionen. Die OdASanté hat heute gar kein
Bildungsangebot und ist vor allem in der Bildungssystematik
tatig.

10
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10a

Annahme Mehrheit
Ablehnung Minderheit Il

Der Berufsbezeichnungsschutz ist eine berechtigte Forderung
der Volksinitiative. Damit kann transparent gemacht werden,

welche Kompetenzen mit dem erworbenen Titel verbunden sind.

Die heutige Situation ist weder fiir Patienten noch Bewohner
noch ihre Angehorigen transparent und nachvollziehbar

30a

Annahme Mehrheit
Ablehnung Minderheit Il

Siehe oben.

11
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Anderung anderer Erlasse: Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln des Krankenversicherungsgesetzes

sowie zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag fir Anderungsvorschlag
(Textvorschlag)
25 2 a Annahme Minderheit (Amman etc.) Minderheit
i bis
Ziff. 2 Rechtssystematisch sind nicht nur die Leistungserbringer in Art.
35 zu nennen, sondern auch die Leistungen hier in Art. 25.
Chiropraktoren sind auch genannt. Die genauen Leistungen der
Pflege sind in Art. 25a Abs. 3 KVG heute und in Zukunft
geregelt respektive dort an den Bundesrat delegiert.
Die Nennung der Pflegeleistungen in Art. 25 fundamental den
sie schafft Klarheit und Rechtssicherheit.
25a 1 Anderung Mehrheit. «* (...) oder in einem Pflegeheim:
Die Arbeitgeber begriissen die Aufnahme jener Leistungen in a. durch eine Pflegefachperson, auf Anordnung
das Gesetz, die durch Pflegefachpersonen angeordnet werden. | dieser oder
Lgdgr vyerden Jed(?.Ch die Pflegefachpersonen als I.Er_brmger und b. auf Anordnung oder im Auftrag eines Arztes
die Arztinnen und Arzte als Anordner genannt. Weil jedoch neu . P
. i . oder einer Arztin erbracht werden.»
auch Pflegefachpersonen Leistungen anordnen kénnen, ist der
Bst. a entsprechend anzupassen.
25a 2 Ablehnung Mehrheit Minderheit

Annahme Minderheit (Gysi etc.).

Es ist weder nachvollziehbar noch konsequent, eine
gemeinsame Verantwortung der Pflegefachpersonen und der
Arztinnen und Arzte in der Akut- und Ubergangspflege zu
verankern. Dadurch entsteht unnétiger Koordinationsaufwand,
obwohl er verringert werden sollte — hier liegt aber das
Sparpotential der Vorlage. Die Pflegefachperson ordnet die vom

12
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Bundesrat umschriebenen Pflegeleistungen an. Dafur ist sie
ausgebildet und kompetent. Die Méglichkeit der &rztlichen
Anordnung bleibt bestehen. Sie ist bleibt notwendig.

Die VASOS begrusst im speziellen, dass bei der Bezeichnung
der Leistungen nach Abs. 3 auch der Pflegebedarf von
Personen mit komplexen Erkrankungen und Personen am
Lebensende beriicksichtigt wird.

Pflege ist mit einer Zunahme von chronisch Kranken mit
erhohtem Pflegebedarf und mit instabilen Situationen also
schwankendem Pflegebedarf konfrontiert — dabei ist der
Pflegebedarf teilweise grosser als der medizinische Bedarf,
zum Beispiel demenzielle Erkrankungen oder palliative
Situationen. Die erforderlichen Pflegeleistungen sind heute
zeitlich nicht angemessen bertcksichtigt.

Aus diesem Grund braucht es eine Anpassung der OKP-
Pflegeleistungen an den effektiven Pflegebedarf, insbesondere
bei komplexen Krankheiten und/oder am Lebensende.

25a 3 Anderung Mehrheit «(...)
Absatz 3 erteilt dem Bundesrat die Kompetenz, die b. von einer Pflegefachperson ohne Anordnung
Pflegeleistungen zu bezeichnen. Im Erlauterungsbericht zu Art. | 0der Auftrag eines Arztes oder einer Arztin; dazu
3 Bst. b heisst es (S. 28): «Bei diesen Leistungen soll es sich gehoﬂren namentlich Massnahmen_der
. . R . Abklarungen, Beratung, Koordination und
um die Leistungen der Grundpflege sowie die mit diesen direkt Grundpflege.»
verbundenen Massnahmen der Abklarung, Beratung und
Koordination handeln». Im vorgeschlagenen Absatz ist jedoch
lediglich «inshesondere die Grundpflege» erwéhnt. Diese
Differenz ist zu beseitigen und der Buchstabe b entsprechend
Zu erganzen.
25a 3bis Annahme Mehrheit

13
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Die angemessene Vergutung der Leistungen nach Art. 25a,
Abs. 3, ist explizit zu verankern, siehe dazu Ergdnzungsantrag
zu Art. 25a Abs. 4 KVG.
Fur die Arbeitgeber ist die Nennung des Pflegebedarf von
Personen mit komplexen Erkrankungen und Personen am
Lebensende fundamental.
25a 3bis g Annahme Minderheit Minderheit
Der Minderheitsantrag will, dass die anrechenbaren
Pflegekosten eine angemessene Abgeltung des
Pflegepersonals ermdéglichen. Die VASOS begrisst diesen
Antrag, denn effektiv ausgewiesenen Aus- und
Weiterbildungskosten miissen zwingend Teil der Pflegekosten
sein.
25a 3ter Annahme Mehrheit
25a 4 Forderung Arbeitgeber 4 Der Bundesrat setzt die Beitrage differenziert
Begriindung vgl. Art. 25a Abs. 3bis nach dem Pflggebedarf in Franken fest.
Massgebend ist der Aufwand nach Pflegebedarf
Fir die VASOS ist die angemessene Abgeltung des fur Pflegeleistungen, die in der notwendigen
Pflegebedarfs von Personen mit komplexen Erkrankungen und | Qualitét, effizient und kostengiinstig erbracht
Personen am Lebensende fundamental. werden. Der héhere Pflegebedarf von Menschen
mit komplexen Krankheiten und Menschen am
Lebensende wird bericksichtigt. Die
Pflegeleistungen werden einer Qualitéatskontrolle
unterzogen. Der Bundesrat legt die Modalitaten
fest.
35 2 dbis Annahme Mehrheit
Mit der Bestimmung werden die Pflegefachpersonen nun fur die
vom Bundesrat bezeichneten Leistungen genannt. Damit wird
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der Eigenverantwortung der Pflegefachpersonen Rechnung
getragen. Dies ist eine zentrale Bestimmung fir einen
erfolgreichen Gegenvorschlag.

38

Anderung Mehrheit

Die vorgeschlagene Formulierung stiitzt auf den kantonalen
Leistungsauftrag ab. Dies Formulierung setzt jedoch voraus
dass alle Leistungserbringer Uber einen Leistungsauftrag
verfligen, was jedoch heute nicht der Fall ist. Vielmehr
beschranken sich die Kantone auf Betriebsbewilligung

Entsprechend ist der Begriff zu ersetzen.

2 Die Zulassung der Organisationen nach Artikel
35 Absatz 2 Buchstabe dbs setzt eine kantonale
Betriebsbewilligung voraus. Der Kanton legt in der
Betriebsbewilligung insbesondere die zu
erbringenden Ausbildungsleistungen fest unter
Beriicksichtigung der Kriterien nach Artikel 3 des
Bundesgesetzes vom ...16 (iber die Férderung der
Ausbildung im Bereich der Pflege und des
Ausbildungskonzepts nach Artikel 4 des
genannten Gesetzes.

38

1bis
+2

Ablehnung Minderheit

Eine Minderheit beflrchtet, dass die Zulassung der
Pflegefachpersonen gemass Art. 35 Abs. 2 Bst. ds zu einer
Mengausweitung fihren kénnte, und fordert als flankierende
Massnahme die Aufhebung der freien Pflegewahl. Die VASOS
teilt diese Befurchtung nicht: relevante und bewahrte
Kontrollinstanz sind Krankenkassen und nicht die Arzte. Daran
andert die eigenverantwortliche Erbringung von
Pflegedienstleistungen nichts. In der Konsequenz ist die
Aufhebung der freien Pflegewahl nicht nur nicht nétig, sondern
verletzt die Interessen der Patientinnen und Patienten. Zudem
bestiinde die Gefahr, dass Leistungserbringer mit
pflegeintensiven Patientinnen und Patienten bestraft wirden.
Deshalb muss dieser Minderheitsantrag entschieden abgelehnt
werden

Ablehnung Minderheit

39

Ablehnung Minderheit.

Die VASOS steht einer verpflichtende Nurse-Patient-Ratio
kritisch gegenuiber. Mit einer starren Vorgaben kann nicht mehr

Ablehnung Minderheit
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den individuellen Pflegebedarf der Patientinnen und Patienten
oder Bewohnerinnen und Bewohner ein gegangen werden.

Zudem ware auch die Umsetzung ausserst unklar, schon allein
deshalb, weil es kein nachweisbares und belastbares «ideales»
oder «richtiges» Pflegefachpersonen-Patienten-Verhaltnis gibt.
Und schliesslich waren auch die Folgen einer Nurse-Patient-
Ratio unabsehbar: etwa, wenn ein Leistungserbringer kein
Personal findet und die NPR nicht oder auch temporar nicht
erfillen kann.

Wir sind zudem der Meinung dass mit dieser Bestimmung die
wichtigen Ziele des Gegenvorschlages gefardet werden.

39

1bis

Annahme Mehrheit

Art. 39 Abs. 1°s verpflichtet die Leistungserbringer zu
Ausbildungsleistungen.

Bei der Bemessung der Ausbildungsleistung sind jedoch die
individuellen betrieblichen Umsténde zu berticksichtigen, z.B.
medizinische Herausforderungen der unterschiedlichen
medizinischen Abteilungen (Demenzpflege, Intensivstation),
Verfligbarkeit von Ausbildenden. Bei fehlenden Auszubildenden
ist eine geniigende Ubergangsfrist vorzusehen.

39a

Ablehnung Minderheit (Carobbio etc.)
Vergleiche die Ausfuhrungen zu Art. 39 Abs. 1 Bst. b

39b

Die VASOS ist sich der Bedeutung von GAV als Garant fir gute
und verbindliche Arbeitsbedingungen sehr bewusst. Trotzdem
stehen wir der Forderung nach einem nationalen GAV kritisch
gegeniber. Wir bezweifeln, dass der Bundesrat oder das
zustandige Departement die richtige Stelle ist um individuelle

Ablehnung Minderheit

16



Pa.lv. 19.401 - Indirekter Gegenvorschlag Pflegeinitiative — Bundesgesetz Uber die Forderung der Ausbildung im Bereich der

Pflege - Vernehmlassungsverfahren

verbindliche betriebliche Vorgaben fest zu legen. Deshalb
befurchten wir, dass bestehende gute sozialpartnerschaftliche
Lésungen von einem nationaler GAV mit weniger weitgehenden
Bestimmungen abgelést werden. Es besteht die berechtigte
Gefahr, dass sich die Arbeitgeber auf die Bestimmungen des
Bundes berufen und auf weitergehende Lésungen verzichten.
Damit werden gut funktionierende betriebliche oder regionale
Sozialpartnerschaft Losungen gefahrdet. Zudem besteht die
berechtige Gefahr dass eine nationale Lésungen den
individuellen und regionalen Bedurfnisse der einzelnen Betrieb
zu wenig Rechnung tragt. Erfahrungen zeigen, dass Lésungen
die zwischen den direkt betroffenen Sozialpartner erarbeitet
werden wesentlich zum gegenseitigen Vertrauen und einer
guten Unternehmenskultur beitragen.

55b

Keine Stellungnahme

Uberg

Annahme Mehrheit
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber Finanzhilfen zur Forderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
und zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

Minderheit
Nichteintreten

Die Arbeitgeber lehnen den Minderheitsantrag auf Nichteintreten ab
(Begrundung siehe allgemeine Bemerkungen).

Annahme Mehrheit
Ablehnung Minderheit

Der im Mehrheitsantrag vorgeschlagene Verpflichtungskredit von
CHF 469 Mio. ist zwingend fur die Férderung der Ausbildung im
Bereich der Pflege. Der Minderheitsantrag auf Nicht-Eintreten wiirde
einen zentralen Pfeiler aus der Vorlage herausbrechen, die
Minderheitsantrage zu reduzierten Verpflichtungskrediten wirden die
Wirksamkeit der Vorlage beeintréchtigen und damit deren Ziel
gefahrden.

Mehrheit annehmen

18
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss iiber die Erhohung der Ausbildungsabschliisse in Pflege an den

kantonalen Fachhochschulen und zu den Erlauterungen

Name/Firma | Art. Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

Minderheit Die Arbeitgeber lehnen den Minderheitsantrag auf Nichteintreten ab
Nichteintreten | (Begriindung siehe allgemeine Bemerkungen).

1 Annahme Mehrheit

Es muss darauf hingewiesen werden, dass damit nur die
Fachhochschulen unterstitzt und geférdert werden (siehe auch
Bericht). In der Deutschschweiz spielen die Fachhochschulen eine
untergeordnete Rolle, so dass das Gros der Auszubildenden nicht
unterstitzt werden kann. Damit bringt der Vorschlag auch
Ungleichheiten zwischen den Landesteilen. Beides ist inakzeptabel.

Die Ausbildungsplatze an Hoheren Fachschulen sind angemessen zu
beriicksichtigen.

2-4 Annahme Mehrheit.
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Bemerkungen zum Bundesbeschluss tiber Finanzhilfen zur Forderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalitat und zu den Erlauterungen

Name/Firma

Art.

Bemerkung/Anregung

Textvorschlag

Minderheit
Nichteintreten

Die Arbeitgeber lehnen den Minderheitsantrag auf Nichteintreten ab
(Begriindung siehe allgemeine Bemerkungen).

Anpassung Mehrheit

Die Arbeitgeber begrissen eine Unterstiitzung des Bundes von
Projekten zur Verbesserung der Effizienz im Bereich der
Grundversorgung. Der Art. 1 ist in Bezug auf die Geltungsdauer mit
den anderen entsprechenden Verpflichtungskrediten der zu
harmonisieren.

Fir Finanzhilfen nach [...] wird fiir acht Jahre ab
Inkrafttreten [...] ein Verpflichtungskredit von insgesamt
16 Millionen Franken bewilligt.

Annahme Mehrheit

Annahme Mehrheit

20



	14_Alliance f_STN 19.401_FAD
	14_Allianz Gesunde Schweiz AGS_STN 19.401_FAD
	14_Eidgenössische Kommission für Frauenfragen EKF_STN 19.401_FAD
	14_Evangelische Frauen Schweiz_STN 19.401
	14_GELIKO Schweizerische Gesundheitsligen-Konferenz_STN 19.401
	14_Krebsliga Schweiz_STN 19.401 Brief
	14_Krebsliga Schweiz_STN 19.401
	14_Mario Desmedt_Directeur soins_Belmont_STN 19.401_FAD
	14_Nationale Dach-Organisation der Arbeitswelt Gesundheit_STN 19.401 Brief
	14_Nationale Dach-Organisation der Arbeitswelt Gesundheit_STN 19.401_Fragebogen
	14_Public Health Schweiz_STN 19.401
	14_Schweiz. Gehörlosenbund_STN 19.401
	14_Schweiz. Rotes Kreuz SRK_STN 19.401
	14_Schweiz. Stiftung Patientenschutz_STN 19.401
	14_Vereinigung aktiver Senioren- und Selbsthilfe-Organisationen der Schweiz_STN 19.401

